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Beginn: 15.00 Uhr

Wir beginnen die heutige Tagesordnung sogleich
mit der

Aktuellen Stunde

Dazu sind finf Themen angemeldet worden, und
zwar von der SPD-Fraktion

NEIN zum Netzkauf: Der Volksentscheid halt
nicht, was er verspricht!

von der CDU-Fraktion

Senatorin Ahnungslos! Hamburgs Justiz in
schwerer See — hat Frau Schiedek das Ru-
der noch in der Hand?

von der GRUNEN Fraktion

Hamburgs Justiz in der Dauerkrise — ist Se-
natorin Schiedek ihren Aufgaben noch ge-
wachsen?

von der FDP-Fraktion

Mehr Vorschriften, mehr Steuern, weniger
Freiheit: Griine Veggie-Day-Politik gefahrdet
Deutschland

und von der Fraktion DIE LINKE

Hasskriminalitdt. Homophobe Attacken er-
fordern zivilgesellschaftlichen Widerstand

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, das zweite
und dritte Thema gemeinsam debattieren zu wol-
len. Jetzt rufe ich aber zunachst das erste Thema
auf, angemeldet von der SPD-Fraktion. Herr
Dr. Dressel, Sie haben das Wort.

Dr. Andreas Dressel SPD: Frau Prasidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Am
22. September entscheiden die Bulrgerinnen und
Blrger dieser Stadt, ob sie 2 Milliarden Euro fir
einen Netzkauf ausgeben wollen, der aul3er neuen
Schulden nichts bringt — so viel Geld fiir so viel Un-
sinn.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Selten hat ein Volksentscheid den Blirgern so viel
Sand in die Augen gestreut wie dieser. Deswegen
sagen wir gemeinsam mit CDU und FDP und ei-
nem breiten BlUndnis aus Kammern, Verbanden,
Betriebsraten und Industriegewerkschaft Nein zum
Netzkauf.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Immer klarer wird auch, dass dieser Volksent-
scheid nicht halt, was er verspricht, und ein Blick in
die Broschure, die wir jetzt alle zu Hause vorliegen
haben, fiihrt es vor Augen. Gehen wir die vier zen-
tralen Wahlversprechen doch einmal durch.

Gut fur die Verbraucher sei der hundertprozentige
Rickkauf, wird dort behauptet. Wenn man dann

einmal konkret hinschaut, sagt Herr H&6rmann,
dass die Preise sinken, und auch Frau Heyenn hat
am Freitag noch in Aussicht gestellt, dass nur ein
stadtischer Anbieter die giinstigen Preise anbieten
darf. Nix da, die Energie wird nicht billiger fur die
Verbraucher, Strom- und Gaspreise werden nicht
sinken, die Netzentgelte sind festgelegt durch die
Bundesnetzagentur, da bleibt kein Spielraum, und
das heilt, dass das erste Wahlversprechen schon
einmal Makulatur ist.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Gut furs Klima ist das Zweite, was Sie in Aussicht
stellen. Nicht eine Tonne CO, wird eingespart,
nicht eine Kilowattstunde weniger Kohle und Atom-
strom wird durchs Hamburger Netz gehen und
auch nicht eine Kilowattstunde Okostrom mehr.
Auch der Energiemix ist reguliert, jeder Strom
muss durchgeleitet werden, und so ist auch das
zweite Versprechen Makulatur.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Das Dritte ist das gute Geschaft fir Hamburg und
die Traumrenditen, von denen geredet wird — na-
tarlich alles garantiert durch die Bundesnetzagen-
tur, wie Sie es an die Wand malen. Da haben Sie
und die Initiative offenbar das System der Regulie-
rung nicht verstanden. Es gibt keine garantierten
Erlése. Es gibt Erlésobergrenzen, aber keine Er-
I[6suntergrenzen, und dann hangen Sie mit dem
unternehmerischen Risiko am Schluss da. Und die
Bundesnetzagentur ist dabei immer bestrebt, die
Erlése herunterzuregulieren. Insofern funktioniert
das ganz anders.

Wenn Sie sich in der kommunalen Landschaft ein
bisschen umgucken, dann stellen die Kommunen,
die das schon gemacht haben, immer mehr fest,
dass von der Goldgraberstimmung, die am Anfang
herrschte, nicht mehr viel Gbrig ist. So wurde etwa
bei "Spiegel Online" letzte Woche Bocholt als Bei-
spiel fur einen Pionierwahn bei der Rekommunali-
sierung genannt.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Sie haben
einen Pionierwahn bei der Privatisierung!)

— Aber es geht doch aktuell darum, wo wir jetzt ste-
hen und was in Zukunft passiert, Frau Schneider.
Das ist doch das Entscheidende, und wenn der
dortige Geschéftsfiuihrer warnt, wenn die Bundes-
netzagentur nicht fir héhere Erldse sorge, dann
werde das Stromnetz irgendwann ein Zuschussge-
schaft, dann sollte uns das alarmieren.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Wir brauchen auch gar nicht so weit zu schauen.
Brunsbuttel, unsere kleine Nachbarstadt an der
Unterelbe, hat auch das Stromnetz von E.ON uber-
nommen und — siehe da — 2012 fast eine halbe
Million Euro Verlust gemacht. Das braucht man nur
einmal fir Hamburg hochzurechnen und man
sieht, dass diese Rechnung nicht aufgeht.
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(Dr. Andreas Dressel)

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Der letzte Punkt ist die Unabhangigkeit von Vatten-
fall und E.ON. Und da weil3 man, dass lhnen,
wenn Ihnen die Argumente ausgehen, dann natur-
lich immer noch das Bashing gegen die beiden
groflRen Versorger bleibt.

(Jens Kerstan GRUNE: Das geht Ihnen doch
genauso, Herr Dressel!)

Man sieht, dass dieser Schmu, der da erzahlt wird,
nicht aufgeht. Mittlerweile ddmmert es lhnen auch,
dass alleine das Ja beim Volksentscheid nicht aus-
reicht, um in den Besitz der Netze zu kommen. Wir
haben nachher ein Konzessionsverfahren. Da
muss in einem diskriminierungsfreien Vergabever-
fahren entschieden werden, wer den Netzbetrieb
bekommt, und das ist letztlich vollig offen, wenn
man sich an die Gesetze halt. Das hat sogar Herr
Kerstan jetzt in der "taz" eingerdumt: Man musse
einmal schauen, was dabei herauskomme, garan-
tieren konnten sie es nicht. Aber so, wie Sie es
dann dargestellt haben, dass nachher der Versor-
ger Grund zur Sorge hatte und nicht der stadtische
Anbieter, ist in der Tat bizarr, denn es musste sich
ein stadtischer Anbieter als leere Hiille ohne Erfah-
rung im Netzbetrieb bewerben. Wie das ausginge,
wirden wir dann sehen. Insofern ist dieser Punkt
der Konzession der Pferdefull des Netzkaufs, und
das sollten Sie der Offentlichkeit endlich preisge-
ben.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Die Wahlerinnen und Wahler haben bis zum
22. September ein Anrecht, dass die volle Wahr-
heit zu diesen Punkten ans Licht kommt und disku-
tiert wird.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das kann man
wohl sagen! Das ware schén, wenn das mal
passiert!)

Ich finde es schon interessant, dass Sie versu-
chen, kaum, dass sich mehrere Institutionen in die-
ser Stadt zu Wort melden, die auch wichtige Argu-
mente in einer solchen Diskussion vorzubringen
haben, diese mundtot zu machen. Ist das |hr De-
mokratieverstandnis, GRUNE und LINKE? Das
kann wohl nicht sein.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP
— Glocke)

Wir gehen mit guten Argumenten in diesen Volks-
entscheid und sagen Nein zum Netzkauf. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau Stover das
Wort.

Birgit Stover CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Die CDU-Fraktion hat das Bind-

nis mit der SPD und der FDP geschlossen, weil wir
von der Unsinnigkeit des Netzkaufs Giberzeugt sind
und Schaden von der Stadt abwenden wollen.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Diese Einigkeit haben die GRUNEN und die LIN-
KEN nicht erwartet.

(Jens Kerstan GRUNE: Och! — Norbert
Hackbusch DIE LINKE: Die SPD hat sich
aufgegeben!)

Sie sind Uberrascht und nun werden Sie bissig.
Oder werden Sie etwa nervs? Meine lieben Kolle-
gen, Sie sind doch sonst immer fiir die breite Betei-
ligung, trotzdem gehen Sie jetzt gegen Informatio-
nen fiir Schiler an.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das waren keine
Informationen, sondern Manipulationen!)

Sie gehen auch gegen die Informationsbroschire
der Birgerschaft und gegen das breite gesell-
schaftliche Bundnis aus Gewerkschaften, Grundei-
gentimern, Kammern und Verbanden an.

(Jens Kerstan GRUNE: Mehr habt ihr nicht?
Das sind ja ganz starke Argumente!)

— Alle diese vertreten ganz eindeutig die Interes-
sen einer grolen Anzahl von Biirgern, Herr Kers-
tan.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Burgerbeteiligung heilt nicht zwangslaufig, dass
hinterher die Meinung der GRUNEN und der LIN-
KEN dabei herauskommt.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Dass Sie langsam unruhig werden, merken wir
auch daran, dass Sie von unfairen Aktionen spre-
chen. Sie bemihen das Wort Fairness so haufig,
dass es schon unglaubwirdig wird, und es zeigt,
wie sehr Sie mit lhren Thesen ins Schwimmen
kommen. Aber wer Fairness fordert, muss auch
fair spielen, und davon sind GRUNE und LINKE
weit entfernt, denn es ging lhnen nie um eigene
Fairness.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Sie verfahren frei nach dem Motto: Mir passt etwas
nicht, dann gehe ich dagegen an. Es andern sich
die Rahmenbedingungen oder die Meinungen,
dann gehe ich halt dagegen an. Ich mag den ande-
ren nicht, dann gehe ich halt gegen diesen an.

(Dora Heyenn DIE LINKE: So ein Quatsch!)

Da gilt selbstverstandlich gleiches Recht fiir alle,
egal welchem Bundnis, welcher Partei, welchem
Unternehmen oder welcher Organisation man an-
gehdrt. Fir mich ist ganz deutlich, dass es lhnen
nicht mehr um sachliche Argumente geht. Sie
schwimmen und lhnen kommen lhre eigenen Argu-
mente abhanden.
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(Birgit Stover)

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Unsere Argumente hingegen werden mittlerweile
aufgenommen und lhre eigenen

(Dora Heyenn DIE LINKE: ... werden immer
besser!)

werden widerlegt. Ich nenne ein paar Beispiele.

Erstens: Eine klimavertragliche Energieversorgung
aus erneuerbaren Energien zu gestalten, ist nicht
Aufgabe des Netzbetreibers. Sie kann es nach
dem Energiewirtschaftsgesetz auch gar nicht sein.
Energienetze sind Leitungen fir den Transport von
Energie, sie kdnnen und dirfen die Energieerzeu-
gung nicht beeinflussen. Umwelt- und Klimaschutz
geht also nicht Gber Transportnetze.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Zweitens: Die Energieversorgung sozial gerecht zu
gestalten suggeriert, dass die Stadt Einfluss auf
die Energiekosten haben kdnnte oder mit finanziel-
len Uberschiissen sogar eine Senkung bewirken
kdnnte. Das ist bewusst irrefihrend. Die Bundes-
netzagentur — Herr Dressel hat es schon gesagt —
setzt die Preise flr Netzentgelte fest. Der Strom-
preis besteht nicht nur aus Netzentgelten, sondern
eben auch aus Erzeugungskosten und aus Steu-
ern und Abgaben. Hierbei ist die Entwicklung der
Netzentgelte so, dass diese uUber die Jahre gleich
geblieben sind im Gegensatz zu den Steuern, bei
denen eine Verdopplung oder sogar eine Verdrei-
fachung stattgefunden hat, und bei der EEG-Umla-
ge hat sogar eine Verzehnfachung stattgefunden.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Und was
bedeutet das?)

Drittens das von der Initiative angedachte Steue-
rungsziel: Die Steuerungsziele sind langfristig und
ebenfalls kostenintensiv, denn im Kaufpreis ist der
Umbau des Fernwarmenetzes nicht enthalten und
auch nicht die Smart-Grid-Technologie. Sie erfor-
dern weitere Investitionen, und die sind im Haus-
halt nicht drin und wirden diesen zusatzlich belas-
ten. Im Falle des Fernwarmenetzes wirde eine
Dezentralisierung eine weitere Milliardeninvestition
bedeuten

(Jens Kerstan GRUNE: Aus den Erlésen!)

und Hamburg Uber Jahre zu einer Baustelle ma-
chen, weil dafur alle Fernwarmeleitungen ausge-
tauscht werden mussten.

Viertens: Es ist nicht Aufgabe der Politik, ein renta-
bles Unternehmen, das seinen Job gut macht und
die Versorgungssicherheit mehr als erfiillt, aufzu-
kaufen, weil man damit Geld verdienen kann. Das
ist gegen jedes marktwirtschaftliche Prinzip. Studi-
en belegen, dass eine Volkswirtschaft umso star-
ker ist, je weniger Eingriffe der Staat vornimmt.

(Heiterkeit bei den GRUNEN und der LIN-
KEN)

Liebe Kollegen von den GRUNEN und der LIN-
KEN, wenn Sie noch Argumente bendtigen, dann
empfehle ich lhnen die Broschire der Birger-
schaft, und zwar die Seiten, die nicht Sie selbst
verbrochen haben, sondern die Seiten, die Sie
nicht geschrieben haben. Der Urheber steht klar
und deutlich dartiber: SPD, CDU und FDP. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Kerstan hat nun das
Wort.

(Finn-Ole Ritter FDP: Jetzt kommt die Wahr-
heit!)

Jens Kerstan GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Der Verkauf von HEW und
Hein Gas war ein schwerer Fehler. In den Jahren
danach haben die Hamburgerinnen und Hambur-
ger im Hinblick auf die Schrottreaktoren in Kriim-
mel und Brunsblttel, die Gberdimensionierten Koh-
lekraftwerke mitten in der Stadt

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wer hat das
noch mal genehmigt?)

und die Moorburgtrasse quer durch Altona viele
schlechte Erfahrungen mit Vattenfall gemacht, dem
Konzern, der als Preistreiber bei den Strompreisen
agiert und gleichzeitig die zweithdchsten Netzent-
gelte aller deutschen Grof3stadte nimmt und der
gerade die Bundesrepublik Deutschland vor einem
dubiosen Schiedsgericht in Washington fiir den
Atomausstieg auf Schadensersatz in Hohe von
3,7 Milliarden Euro verklagt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist ein inter-
nationales Ubereinkommen, Herr Kerstan!)

Die Hamburgerinnen und Hamburger haben genug
von Vattenfall, sie wollen solche Privatisierungen
nicht mehr.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Nach all diesen schlechten Erfahrungen wollen die
Hamburgerinnen und Hamburger endlich wieder
ein offentliches Unternehmen im Netzbereich, dem
sie vertrauen konnen, so wie sie auch den Ham-
burger Wasserwerken vertrauen. Denn eines ist
doch klar: Die Netze sind eine Infrastruktur der Da-
seinsvorsorge, ohne die diese Stadt nicht funktio-
nieren kann. Deshalb gehdren sie in offentliche
Hand, demokratisch kontrolliert und dem Gemein-
wohl verpflichtet, so wie das Trinkwasser auch.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Es geht bei diesem Volksentscheid aber auch um
noch Weiteres. Viele wissen nicht, dass die SPD
bei ihrer Beteiligung von 25 Prozent gleichzeitig die
endglltige und unumkehrbare Privatisierung der
Fernwarme beschlossen hat. Bei der Fernwarme
handelt es sich um ein unreguliertes Monopol,
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(Dr. Andreas Dressel SPD: Das stimmt
nicht! Das ist einfach schlichtweg falsch!)

bei dem der Netzbetreiber jeden Preis nehmen
kann, den er mochte, und enorme Gewinne ein-
streicht. Im Jahr 2009 hat Vattenfall in Hamburg
bei einem Umsatzerlés von 417 Millionen Euro
120 Millionen Euro Gewinn mit der Fernwarme ge-
macht. Das ist eine Umsatzrendite von 34 Prozent,
und an diesem Gewinn ist die SPD aufgrund ihrer
Beteiligung auch beteiligt. Sie hat von Vattenfall ei-
ne Mindestdividende im Fernwarmebereich von sa-
ge und schreibe 4,5 Prozent bekommen. Vattenfall
verdient 34 Prozent in dem Bereich, und die Stadt
lasst sich mit 4,5 Prozent abspeisen. Das ist genau
die Art von Privatisierung, die die Burgerinnen und
Burger dieser Stadt nicht mehr wollen. Sie wollen
einfach nicht hinnehmen, dass Privatisierungen
stattfinden, bei denen der grol’e Kuchen an die
Privatwirtschaft geht und die Blrgerinnen und Bur-
ger mit Brotkrumen abgespeist werden.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Deshalb brauchen wir in diesem Bereich auch wie-
der ein offentliches Unternehmen, das dem Ge-
meinwohl und den Verbraucherinnen und Verbrau-
chern verpflichtet ist und nicht mehr der Konzern-
rendite. Nur so wird die Energiewende von unten
gelingen: mit erneuerbaren Energien und Netzen
in Bargerinnen- und Burgerhand. An all dem hat
Vattenfall kein Interesse, und deshalb gehen sie
mit aller Macht dagegen an.

(Thomas Kreuzmann CDU: Das ist Quatsch,
was Sie da sagen!)

Und wenn die Argumente fehlen, dann kommen
die grolken Marketingkampagnen. Heute erschien
im "Hamburger Abendblatt" eine Anzeige aller
Hamburger Wirtschaftsverbande. Wissen Sie, was
diese Anzeige kostet? Sie kostet 47 000 Euro, das
kann jeder online im Anzeigenportal des "Hambur-
ger Abendblatts" nachlesen. 47 000 Euro fur diese
Anzeige aus Sorge um diese junge Dame. Neh-
men wir einfach einmal an, dass sie am Anfang ih-
res Berufslebens in der Gastronomie steht und
2008 Euro brutto im Monat verdient. Sie musste fur
diese Anzeige zwei Jahre lang arbeiten.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN
— Zurufe von der SPD, der CDU und der
FDP)

Diese 47 000 Euro — wahrscheinlich jetzt von Tag
zu Tag - investiert die Wirtschaft doch nicht aus
Sorge um die Zukunft der jungen Frau und auch
nicht aus Sorge um die Zukunft unserer Stadt, son-
dern das Geld investiert sie aus Sorge um ihre ei-
genen Profite.

(Beifall bei den GRUNEN — Dr. Andreas
Dressel SPD: Das ist so peinlich! — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Kerstan, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Schmidt?

Jens Kerstan GRUNE (fortfahrend): Nein, lassen
Sie mich das zu Ende fuhren.

Dadurch ist doch die Situation, um die es in die-
sem Volksentscheid geht, relativ klar umschrieben:
auf der einen Seite die Privatisierer der Hamburger
SPD zusammen mit den Wirtschaftsbossen und
der wirtschaftsliberalen CDU und der FDP und auf
der anderen Seite die Zivilgesellschaft, die Blrge-
rinnen und Burger, die das nicht mehr hinnehmen
wollen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN —
Dr. Andreas Dressel SPD: Genau! — Heiter-
keit bei der SPD, der CDU und der FDP —
Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Lassen Sie Herrn Kerstan sei-
nen Schlusssatz bitte beenden.

Jens Kerstan GRUNE (fortfahrend): Auf der ande-
ren Seite stehen 116 000 Birgerinnen und Burger
dieser Stadt, die Umweltverbande, die Verbrau-
cherzentrale und Teile der evangelischen Kirche,
die diese angebliche Wirtschaftsfreundlichkeit nicht
mehr hinnehmen wollen. Sie sagen: Kein Pakt mit
dem Atomkonzern Vattenfall.

(Glocke)
Ich komme zum Schluss.

(Dirk Kienscherf SPD: Das kann ja wohl
nicht angehen! — Zurufe von der SPD, der
CDU und der FDP)

Keine Privatisierung der Fernwarme, Ja zu den
Netzen, Ja zu 100 Prozent fir Hamburg, Ja zum
Volksentscheid. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Das Wort hat Herr Dr. Kluth.

Dr. Thomas-Sénke Kluth FDP:* Frau Prasidentin,
meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Herr Kers-
tan, erlauben Sie, dass ich Sie direkt anspreche.
Ihre kinstliche Aufregung Uber das Biindnis gegen
die Netzverstaatlichung ist nur sehr schwer ertrag-
lich.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU
— Norbert Hackbusch DIE LINKE: Aber ge-
schrien haben die da driben!)

"Schulterschluss der Wirtschaftsbosse gegen das
Volk" haben Sie in lhrer Presseerklarung am Wo-
chenende geschrieben — ziemlich dick aufgetra-
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gen, ziemlich polemisch und vor allen Dingen
ziemlich falsch,

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

denn Sie finden in diesem Bilndnis keine Wirt-
schaftsbosse, sondern Sie finden da Vertreter der
Handwerker, Vertreter der Steuerzahler, Vertreter
der Gewerkschaften, Vertreter der Wohnungsbau-
genossenschaften und auch Vertreter von Unter-
nehmen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das sind auch
Menschen! — Dora Heyenn DIE LINKE: Ist
das wahr?)

Die sind auch dabei, aber ein Biindnis der Wirt-
schaftsbosse ist das nicht.

(Beifall bei Katja Suding FDP)

Das sind Menschen, die in Sorge sind, dass 2 Milli-
arden Euro verpulvert werden, also neue Schulden
auf Kosten zukunftiger Generationen gemacht wer-
den, ohne irgendetwas fiir die Energiewende, fir
die Verbraucher, fur niedrige Tarife oder fur eine
bessere Energieversorgung zu erreichen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Herr Kerstan, das sind Ubrigens alles demokratisch
verfasste Organisationen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Na jal)

Die haben Mitgliederversammlungen und demo-
kratisch gewahlte Vorstande. Das Plenum der
Handelskammer hat seit 2009 mehrfach tber eine
Verstaatlichung der Netze diskutiert und mehrheit-
lich beschlossen, diese abzulehnen. Diese Organi-
sationen haben in demokratischen Prozessen ent-
schieden, sich gegen den Unfug einer Vollverstaat-
lichung der Netze einzusetzen, und sie haben das
im Interesse ihrer Mitglieder getan. Ich weil3 nun
nicht, ob der Kirchenkreis Hamburg-Ost auch alle
seine Mitglieder zur Vollverstaatlichung befragt hat,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ich wurde nicht
gefragt!)

wie es bei der steuerfinanzierten Verbraucherzen-
trale war oder wie die Meinungsbildung bei der
GEW gelaufen ist. Dazu habe ich nichts von Ihnen
gehort.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Geht's noch?)

Und da offenbart Ihr Lamento doch ein ziemlich
gestortes Demokratieverstandnis, Herr Kerstan. Es
wird mit zweierlei Mal} gemessen, immer so, wie
es politisch gerade passt.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Herr Kerstan, jetzt quietschen Sie auf einmal
schrill, es gebe ein Bundnis der Wirtschaftsbosse
gegen das Volk.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Also wirklich!)

— Ich finde das schrill.

Das lasst fur mich eigentlich nur eine Schlussfolge-
rung zu: Es ddmmert lhnen, dass Sie politisch auf
das falsche Pferd gesetzt haben,

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Wir kénnen
ja nicht alle das gleiche nehmen!)

dass immer mehr Menschen erkennen, dass die
Vollverstaatlichung der Netze nur maximale Kosten
bei minimalem Nutzen bringt, und offensichtlich
werden Sie deshalb ziemlich nervés.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Aber auch zur Sache selbst: Ich muss jeden Mor-
gen auf dem Weg in mein Biro an einem Plakat
der Volksinitiative vorbei.

(Zurufe von den GRUNEN)

— Ich muss leider nur an einem vorbei. Es ist so
und ich werde dann hier nichts anderes sagen.

Auf dem Plakat steht: Ja zu 100 Prozent, weil dies
ein gutes und sicheres Geschaft fir Hamburg sei.
Zurzeit beginnt fur mich also jeder Morgen mit ei-
ner faustdicken Lige.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD und der CDU)

Warum ist das eine faustdicke Lige?
(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Kluth, bitte halten Sie sich an den parlamentari-
schen Sprachgebrauch.

Dr. Thomas-Sénke Kluth FDP (fortfahrend): Dan-
ke fur den Hinweis.

Warum ist das so? Weil die Initiative ganz genau
weil3, dass die Netzentgelte ein politischer und von
der Bundesnetzagentur festgesetzter Preis sind.
Und wie sicher politisch festgesetzte Preise sind,
das erleben wir zurzeit bei der Einspeisevergitung
fur Solarstrom.

(Jens Kerstan GRUNE: Das hat doch damit
gar nichts zu tun!)

Nicht dass wir uns hier missverstehen: Die FDP
halt es fir richtig und Uberfallig, die Uberregulie-
rung des EEG durch ein marktwirtschaftliches Mo-
dell zu ersetzen, aber die Diskussion macht eben
auch deutlich, wie unsicher politisch festgesetzte
Preise sind. Sicher sind bei einer Verstaatlichung
der Netze nur folgende Punkte: 2 Milliarden Euro
neue Schulden, sofortiger Wegfall von 90 Millionen
Euro Konzessionsabgabe, also von Geld, das uns
sofort fir Bildung, Instandsetzung, Stralen und In-
frastruktur fehlt,

(Jens Kerstan GRUNE: Das ist nicht wahr,
das wissen Sie!)
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und jahrlich 40 Millionen Euro Zinsaufwand bei
heutigem historischem Niedrigzinsniveau. Wie sich
das in Zukunft entwickelt, weil3 niemand.

Eines ist klar: Wenn eine Bank oder ein Fonds bei
einer solchen Risikoanlage gegenuber den Anle-
gern derartige Behauptungen aufstellen wiirde wie
die Volksinitiative im Info-Heft, dann wiirde die Fi-
nanzaufsicht erst die Prospekte einziehen und an-
schlie®end den Laden dichtmachen, und das ware
auch richtig so.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Frau Heyenn, Sie haben
jetzt das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Frau Stdver, ich habe Ih-
nen ganz genau zugehdrt. Ich hoffe, Sie haben
jetzt auch einmal zugehort. Wer schreit hier eigent-
lich wen runter und wer verunglimpft hier eigentlich
Andersdenkende? Das war nicht Herr Kerstan.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN —
Dirk Kienscherf SPD: Nein, Gberhaupt nicht!)

In dieser Debatte ist es so gekommen wie erwar-
tet. Die Reihe der Tricks, um die Bevdlkerung zu
verunsichern, wird jetzt massiv fortgesetzt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ihre Verunsiche-
rung ist aufgeflogen!)

Ein Blick auf die Anzeigenseiten der Zeitungen
macht deutlich — Herr Kerstan hat den Preis ge-
nannt —, dass es bei den Strom-, Gas- und Fern-
warmenetzen um viel geht, vor allem geht es um
viel Geld.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Da haben Sie
ausnahmsweise mal recht!)

In der Tat haben Vattenfall und E.ON bei den
Netzgebuhren in den letzten Jahren sehr viel Geld
verdient, und das wissen Sie ganz genau. Das wol-
len die Konzerne auch gerne weiterhin. Im Ener-
giesektor ist es schon langst so, dass nicht mehr
die Kernkraftwerke die hochsten Renditen sichern,
sondern die Durchleitungsgebihren. Nicht um-
sonst wollen sich E.ON und Vattenfall nach einem
erfolgreichen Volksentscheid wieder um die Kon-
zession bewerben. Und wie sagte kurzlich ein
Sprecher von Vattenfall? Ich zitiere:

"Wir werden wie die Lowen darum kampfen,
das Netz weiter betreiben zu dirfen."

Und das machen sie ganz bestimmt nicht, Herr
Dressel, weil sie damit Defizite einfahren oder weil
es ein Zusatzgeschaft ist.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN —
Dr. Andreas Dressel SPD: Das hat ja keiner
behauptet!)

Ich erwarte eigentlich auch von einem Prasidenten
der Handwerkskammer, dass er weif, dass man
damit keine Defizite macht, sondern riesige Gewin-
ne, und nur darum geht es.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN —
Dr. Andreas Dressel SPD: Das weil} er
auch!)

Dass in solchen Fragen um unterschiedliche Posi-
tionen gerungen und in der politischen Debatte
hart diskutiert wird, finde ich vdllig in Ordnung,
aber bitte mit Fairness und ohne Tricks und Halb-
und Unwahrheiten.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)
Von diesen erzahle ich lhnen jetzt.

Erstens: Selbst wenn der Preis fir den Ruckkauf
der Netze 2 Milliarden Euro betragen sollte, wie wir
heute schon wieder dreimal gehoért haben, bleibt
eine Summe von weniger als 1,5 Milliarden Euro
zu finanzieren. Bei einem erfolgreichen Volksent-
scheid greifen namlich die Ricktrittsklauseln, die in
allen Vertrdgen mit E.ON und Vattenfall festge-
schrieben sind. Auch die Energiekonzerne missen
sich an Vertrage halten.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Und die 543 Millionen Euro flielRen dann zuriick an
die Stadt, nicht in den Haushalt, sondern an die
HGV, ein stadtisches Unternehmen, denn auch
das haben Sie genauso finanziert.

Zweitens: Wenn immer wieder behauptet wird, es
hatte keinerlei Vorteile fir die Stadt, die Gas-,
Strom- und Fernwarmenetze zuriickzukaufen, weil
es nur Kabel und Rohre seien, dann muss man
sich doch fragen, warum Olaf Scholz mit seiner
SPD-Mehrheit durchgedrickt hat, dass fir ein Vier-
tel der Netze Uber eine halbe Milliarde Euro ge-
zahlt wurde, und zwar nicht Uber den Haushalt.
Wenn ich Sie jetzt beim Wort nehme, Herr Dressel,
dann hat dieser Senat unsinnigerweise eine halbe
Milliarde Euro verschleudert, und das muss er bitte
erklaren.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN —
Gabi Dobusch SPD: Sie missen mal genau-
er nachlesen, was da steht!)

Ich moéchte auch noch ein Wort zu der Plakatserie
der SPD sagen, die gerade angelaufen ist. Was
Sie mit dieser Plakatserie machen, ist nichts ande-
res als Angst schiren.

(Beifall bei der LINKEN)
Diese Plakatserie ist plump und sie ist falsch.
(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Und wenn Sie schon einer jungen Frau in den
Mund legen — ich zitiere —:

"2 Milliarden Euro Schulden fir Netzkauf?
Nicht mit meiner Zukunft",
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dann haben Sie wohl vergessen, 800 Millionen
Euro fur die Elbphilharmonie, 440 Millionen Euro
fur die Aufstockung von Hapag-Lloyd und die vie-
len Milliarden far die HSH Nordbank dazuzuschrei-
ben. Das ist reine Stimmungsmache und reines
Angstschiren und das ist unlauter und unfair.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN —
Zurufe von der SPD, der CDU und der FDP:
Oh!)

Viertens: Fur den Fall, dass diese Unwahrheiten,
die Sie immer wieder verbreiten, nicht greifen, wird
gleich noch ein ebenso falsches Szenario nach ei-
nem erfolgreichen Volksentscheid an die Wand ge-
malt. Es wird behauptet, dass die Wahrscheinlich-
keit fur ein stadtisches Unternehmen sehr gering
sei, die Konzessionen zu erhalten, fur Vattenfall
und E.ON sei sie aber sehr hoch. Sie werden nicht
falsch zitiert, denn das haben Sie eben wieder ge-
sagt. Und es wird gleich noch hinterhergeschickt
— das haben Sie heute vergessen —, dass Vatten-
fall gern vor Gericht ziehe. Dann wirde es sehr
lange dauern und viel kosten, und deshalb sei es
besser, wenn man das gar nicht erst mache. Auch
das ist nichts anderes als Angstmache.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Die gesetzlichen Anforderungen an einen Netzbe-
treiber kann und wird Hamburg durch eigene stadt-
entwicklungs- und energiepolitische Kriterien er-
ganzen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Und was sagt
das Bundeskartellamt dazu?)

Ich mochte daran erinnern, dass Blrgermeister
Scholz in der Sendung am 1. Juli im Sommerinter-
view mit Herrn Heuer klar gesagt hat, dass auch
eine stadtische Gesellschaft den Zuschlag bekom-
men kann. Ich appelliere an Sie, mit den Unwahr-
heiten und Tricks aufzuhdren. Setzen Sie sich fair
mit uns auseinander, dann bemuihen wir uns um
Mehrheiten.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN —
Dr. Andreas Dressel SPD: Fragen Sie mal
das Bundeskartellamt!)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun der Er-
ste Birgermeister.

Erster Biirgermeister Olaf Scholz: Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich hatte ein
Déja-vu-Erlebnis. Vor der letzten Birgerschafts-
wahl habe ich mich zusammen mit vielen meiner
Freunde mit der Frage beschaftigt, ob man die
Netze zurtickkaufen soll oder nicht. Wir haben Ver-
treter der Unternehmen, der Betriebsrate und der
Gewerkschaften gehort und mit kommunalen Netz-
betreibern aus ganz Deutschland sowie mit Exper-
ten und auch mit Vertretern der Initiative gespro-
chen. Wir haben damals gefragt, was wir mit den

Netzen wollen, wenn wir sie kaufen, wie Sie das
vorschlagen. Wenn man sich an die Gesprache zu-
ruckerinnert, dann ist kein einziger Vorschlag dazu
gekommen, was man mit diesen neu erworbenen
Netzen anstellen kénnte. Nun, viele Monate und
Jahre spater, stellen wir fest, dass es aulder der
Aussage "Wollen wir haben" keine einzige Begrun-
dung dafir gibt, warum die Netze gekauft werden
sollen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Eben ware flr die beiden wichtigsten Redner der
GRUNEN und der LINKEN die Gelegenheit gewe-
sen, das erste Mal ein einziges Argument zu nen-
nen. Es ist erneut nicht genannt worden, und ich
sage auch warum: Es gibt kein gutes Argument,
das mit Energiewende und Klimaschutz zu tun hat,
diese riesige finanzielle Birde auf sich zu nehmen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP
— Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Und warum kau-
fen Sie dann 25 Prozent, Herr Blrgermeis-
ter?)

Natirlich ist mit dieser Investition verbunden, dass
man sich mit 2 Milliarden Euro verschulden muss —
mehr als das.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das stimmt
nicht!)

Die Summe ist in Wahrheit nicht mehr streitig. Man
hatte, als wir verschiedene Wirtschaftsprifungsgut-
achten vorgelegt haben, alle Gelegenheit gehabt
auszurechnen, dass das anders ist. Da ist nicht
viel gekommen, und das kann auch nicht serids er-
folgen. Es ist das Geld, um das es geht.

Eben ist darauf hingewiesen worden, dass man es
sehr leicht hat, wenn man zu den jetzigen Bedin-
gungen kauft, weil die Zinsen sehr gering sind. Sie
sind aber aus dem Grunde gering, weil eine welt-
weite wirtschaftliche Krise existiert, die dazu flhrt,
dass insbesondere dem deutschen Staat zu sehr
gunstigen Konditionen Geld geliehen wird. Glau-
ben wir doch nicht, dass man die Zukunft der gan-
zen Stadt auf dem Umstand aufbauen kann, dass
man Zinsen hat, die teilweise unterhalb der Inflati-
onsrate liegen. Das gilt weder bei der Staatsver-
schuldung noch beim Kauf von Unternehmen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)
Schlimm ist, wenn man sich verrechnet hat.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Aber das machen
Sie doch nicht, Herr Biirgermeister!)

Dann hat man die Schulden immer noch. Und
schlimm ist auch - wie jeder feststellen kann, der
ein Haus kauft und dann umschulden muss, weil
die Kredite verlangert werden missen —, dass es
viel héhere Zinsen geben kann als am Anfang, als
man sich alles schéngerechnet hat. Dann sitzt man
da mit dieser riesigen Zinsbelastung und mdgli-
cherweise niedrigen Einnahmen und muss aus sei-
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nem eigenen Vermogen oder durch neue Kredit-
aufnahme die Schulden, die Monat fiir Monat und
Jahr fur Jahr allein wegen der Kreditbelastung neu
entstehen, selber finanzieren. Das durfen wir der
Zukunft unserer Hamburger Birgerinnen und Bir-
ger nicht antun.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)
Dafir, dass das schéne Luftschloss zerplatzt,
(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Welches?)

spricht im Ubrigen ziemlich viel, denn die Gewinne,
die man mit den Netzen machen kann, unterliegen
bewusst einer 6ffentlichen Regulierung. Die Bun-
desnetzagentur kiimmert sich darum. Kennen Sie
die Klagen der Telekom, die sagten, sie kommen
mit dem Geld nicht aus? Kennen Sie die Klagen
der Post, und kennen Sie die Klagen aller Netzbe-
treiber? Sind Sie schon einmal als Politiker durch
Deutschland gereist und haben sich von Birger-
meistern und kommunalen Versorgern anhdéren
mussen, dass sie demnéchst alle Verlust machen
werden, wenn das mit der Bundesnetzagentur so
weitergeht? Und in einem so unsicheren Umfeld
sollen wir 2 Milliarden Euro neue Schulden den
vielen Schulden hinzufliigen, die wir bereits haben.
Das kann man verninftigerweise nicht unterstit-
zen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Wir sind eine Stadt, die viel mit Hafen und Wirt-
schaft zu tun hat, und natirlich betrachten wir die
Entwicklung der Schiffsfinanzierung gegenwartig
mit groRer Sorge. Wir machen uns viele Gedan-
ken. Aber jeder von uns weil3, dass es Unzahlige
gibt, die Prospekte gesehen haben, die glauben
machen, dass die Gewinne nur so sprudeln und
sie reich werden wirden, wenn sie ihr Geld in ir-
gendwelche Schiffsfonds und -beteiligungen
stecken. Im Augenblick ist dabei aber niemand
reich geworden, und viele machen Verluste.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Und deswegen
haben Sie Hapag-Lloyd gekauft!)

Manche dieser Schiffsfonds sind insolvent. Das
darf der Stadt Hamburg nicht passieren, indem sie
auf eine solche Spekulation von GRUNEN und
LINKEN setzt.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Ihr Vorschlag unterscheidet sich davon nicht, und
deswegen sage ich ausdricklich: Das durfen wir
nicht machen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das ist so ein
Quatsch!)

Es geht schon darum, dass wir etwas fiir die Ener-
giewende tun, aber wir wissen auch, dass — von
Kleinigkeiten abgesehen — das Meiste, das fir die
Energiewende wichtig ist, aulerhalb der Netze ge-
schieht, und zwar bei den Erzeugungsanlagen und

dem Einsparen des Verbrauchs von Energie. Hier
mussen wir investieren, dafiir brauchen wir unser
Geld und nicht fiir einen bloRen Anteilserwerb.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Vielleicht auch noch dieser Hinweis: Wir denken
immer, wenn wir Uber Energie und Erzeugungsan-
lagen diskutieren, dass das alles rein technisch
sei, aber die Wahrheit ist, dass dort Tausende Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer arbeiten. Ich
war heute bei der Arbeithehmerversammlung von
Vattenfall und habe mit den Beschaftigten gespro-
chen. Tausende Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sorgen 24 Stunden am Tag daflir, dass wir
sicheren Strom und sichere Fernwarme haben und
dass die Gasversorgung funktioniert. Um deren Ar-
beitsplatze und Zukunft geht es auch. Sie sind
auch besorgt. Darum ist es gut, dass die Betriebs-
rate und die Gewerkschaften wollen, dass es bei
der jetzigen Regelung bleibt: dass der Staat nicht
100 Prozent der Anteile erwirbt und die Arbeitsplat-
ze nicht in Gefahr geraten kénnen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Was sollte die Stadt als Kaufer anderes machen?
Wenn das Investment nicht klappt, dann wirde
sich das naturlich auf die Arbeitsbedingungen aus-
wirken. So macht es jeder Investor, der sich ver-
rechnet hat und rationalisieren muss. Deshalb ist
das Ziel der Initiative nicht verniinftig.

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung machen:
Der Volksentscheid wirde nur besagen, dass sich
die Stadt bemihen soll, die Netze wiederzubekom-
men.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Zu 100 Prozent!)
— Zu 100 Prozent.

Das bedeutet, dass wir die jetzigen Vertrage kiindi-
gen. Dann koénnten wir kurz bei Vattenfall und
E.ON anrufen, ob sie uns die Gesellschaften ge-
ben, und vielleicht sagen sie erschrocken "Ja",
aber das glaubt keiner, ich auch nicht. Wir missten
eine Netzgesellschaft fir Strom, eine Netzgesell-
schaft fur Gas und eine Gesellschaft fur Fernwar-
me grunden. Und wenn die jeweilige Konzessions-
vergabe ansteht, bewerben wir uns mit dieser neu
gegrindeten GmbH um die Netze, und zwar im
Wettbewerb mit den jetzigen Betreibern, die teil-
weise Uber hundert Jahre Erfahrung und Expertise
haben. Wir sagen dann, dass wir es mit unserer
neu gegrindeten GmbH und quasi noch ohne Mit-
arbeiter besser kdnnen. Es koénnte sein, dass es
des Volkswillens wegen so kommt. Dass wir aber
damit immer vor Gericht Recht bekommen, ist
nicht sicher. Uber diesen Punkt muss man sich
Klarheit verschaffen. Mit dem Volksentscheid ware
noch nicht alles entschieden, sondern es wirde
noch heftige Auseinandersetzungen um alles Mog-
liche geben.
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Wenn wir bedenken, dass die Energiewende in
Deutschland und auch in Hamburg jetzt funktionie-
ren muss, dass 2022 das letzte Atomkraftwerk ab-
geschaltet werden muss und dass wir mit der Coo-
Reduzierung ordentlich Tempo machen und voran-
kommen miussen, dann ist es falsch, 100 Prozent
der Netze zu kaufen. Man muss es anders ma-
chen, namlich so, wie es bisher geplant ist. Darum
sage ich: 2 Milliarden sind zu viel. Wir haben Bes-
seres zu tun und unser Geld fir Besseres einzu-
setzen.

(Anhaltender Beifall bei der SPD, der CDU
und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat das Wort der
Abgeordnete Rose.

Wolfgang Rose SPD:* Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Wir haben jetzt gehort, dass es um eine
Auseinandersetzung geht, bei der die Wirtschafts-
bosse gegen das Volk stehen. Deswegen will ich
ein paar Anmerkungen zur Sichtweise von Ge-
werkschaften und Betriebsraten auf das Thema
"Netzetotalriickkauf" machen.

Naturlich gibt es bei den 200 000 organisierten Ar-
beithehmerinnen und Arbeithehmern in Hamburg
unterschiedliche Auffassungen in einer solchen po-
litischen Frage. Gewerkschaften sind jedoch keine
Parteien, sondern insbesondere den Interessen
der betroffenen Beschaftigten verpflichtet. Die Be-
triebsrate und Gewerkschaften im Energiesektor
haben sich eindeutig positioniert: Sie lehnen das
Abenteuer des Totalkaufs ab und haben beschlos-
sen, die Vertrdge des Senats mit Vattenfall und
E.ON zu unterstiitzen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Sie haben in Betriebsversammlungen darlber dis-
kutiert, und viele von ihnen werden sich in den
nachsten Wochen an der Aufklarungskampagne in
der Hamburger Offentlichkeit beteiligen. Ich rate
der GRUNEN Fraktion, aber vor allem der Links-
Fraktion, die sich sonst immer gern als Unterstt-
zerin von Gewerkschaften und Betriebsraten dar-
stellt, sich ebenso wie bei Schlecker und bei Neu-
pack auch bei diesem Volksentscheid an die Seite
der betroffenen Kolleginnen und Kollegen zu stel-
len.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Aber auch andere Betriebsratsvorsitzende und Ge-
werkschaften haben sich in einer Broschiire zu
Wort gemeldet, und zwar vom Flughafen, von Au-
rubis, vom HHLA-Terminal Altenwerder, von der
Barmbeker Asklepios-Klinik und vom UKE. Der in
Gewerkschaftskreisen hochangesehene Ex-Chef
der IG Metall Kiste, Frank Teichmduller, erklarte in
aller Deutlichkeit — Zitat —:

"Geld kann man nicht zweimal ausgeben. In-
vestitionen in Neue Energie sind dringender
als der Besitz von Leitungen."

— Zitatende.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Ablehnung
des Volksentscheids durch filhrende Gewerkschaf-
ter und Betriebsrate sollte den Beflrwortern zu
denken geben. Die Auseinandersetzung mit den
Arbeitgebern in den Energieunternehmen ist das
alltagliche Geschaft der Interessenvertretungen.
Aber, der Burgermeister hat es gesagt, es arbeiten
dort auch heute noch viele langjahrige Kolleginnen
und Kollegen von HEW und Hein Gas, und sie sind
stolz darauf, seit Jahrzehnten die Energieversor-
gung der Hamburgerinnen und Hamburger die
ganze Woche hindurch und von morgens bis
abends zu sichern. Darum sollten die GRUNE
Fraktion, die Links-Fraktion und die Initiatoren des
Volksentscheids wissen, dass die offentliche Be-
schimpfung von Vattenfall und E.ON auch diese
Kolleginnen und Kollegen trifft. Es reicht nicht aus,
Emotionen zu schiren,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das machen Sie
ja Uberhaupt nicht!)

sondern man muss mit Sachargumenten lberzeu-
gen, und das ist der Volksinitiative bei den Interes-
senvertretungen der Arbeitnehmer offensichtlich
bisher nicht gelungen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer sind
Uber ihre Gewerkschaften tGbrigens auch drittelpa-
ritatisch in der Handwerkskammer vertreten und
haben sich aktiv an der dortigen Meinungsbildung
beteiligt. In einem einstimmigen Beschluss, also
auch mit den Stimmen der Arbeithehmerbank, hat
die Vollversammlung sich fur die Ablehnung des
Volksentscheids entschieden.

Nun hat der Kollege Kerstan es flr richtig gehal-
ten, den Beschluss der Handwerkskammer in ei-
nem offenen Brief zu kritisieren und dafir vom Pra-
sidenten Katzer die passende Antwort erhalten. Es
ist schlicht falsch, der Handwerkskammer und da-
mit auch den dortigen Arbeitnehmern vorzuwerfen,
sie hatten sich keiner sorgfaltigen Prifung der Ar-
gumente unterzogen, das Gegenteil stimmt. Be-
reits im Marz 2012 hat sich die Handwerkskammer
in einem bemerkenswerten dreiseitigen Beschluss
der Vollversammlung gegen die Volksinitiative aus-
gesprochen. Es folgten Beratungen in zwei Aus-
schiissen und jetzt eine erneute Beschlussfassung
in der Vollversammlung — immer einstimmig. Ich
finde es, ehrlich gesagt, Jens Kerstan, schon eini-
germalden frech, der Handwerkskammer fehlendes
Demokratieverstandnis vorzuwerfen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Ebenso daneben ist die Kritik an der dortigen Podi-
umsdiskussion. Die Handwerkskammer ladt als
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neutralen Sachverstandigen Dr. Engelsing, den Di-
rektor beim Bundeskartellamt, ein, und Kollege
Kerstan erklart in seinem offenen Brief kurzerhand
diesen Direktor zu einem Gegner der Rekommuna-
lisierung. Lieber Jens Kerstan, das ist ein manipu-
lativer Umgang mit dem Rechtsstaat, der véllig in-
akzeptabel ist.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Man kann Uber die Pflichtmitgliedschaft streiten,
aber in dieser Frage wirde es mich wundern,
wenn die Reaktion genauso ausgefallen ware, hat-
te die Handwerkskammer umgekehrt entschieden.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP
— Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, allerdings!)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Herr Wersich
das Wort.

Dietrich Wersich CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die Debatte hat klargestellt,
dass der Netzrickkauf durch die Stadt den Strom
nicht billiger oder 6kologischer machen wirde und
dass noch nicht einmal gesagt ist, dass die Stadt
auch die Konzession fur den Betrieb der Netze er-
halt. Denn diese missen diskriminierungsfrei aus-
geschrieben werden, ohne dass der Staat sich sel-
ber bevorzugen kann. Das alles reicht doch eigent-
lich fUr ein klares Nein am 22. September.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Aber ich moéchte mich auch noch einmal mit den
Argumenten der Beflirworter auseinandersetzen
und sagen, wo wir uns als CDU klar unterscheiden.
Far uns heidt demokratische Kontrolle nicht
Staatsbesitz.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Sondern
Vattenfall!)

Wir sagen, dass die Bundesrepublik Deutschland
mit der sozialen Marktwirtschaft als einem weltweit
vorbildlichen System gut gefahren ist, in der der
Staat Uber Gesetze und Verordnungen den Rah-
men des Marktes regelt und in der ein starker
Staat die Unternehmen und den Markt kontrolliert.
Es gibt in Deutschland wohl keinen zweiten Markt,
der so durch Gesetze und staatliche Kontrolle ge-
regelt ist wie der Besitz und Betrieb der Netze. So-
ziale Marktwirtschaft statt volkseigener Betrieb —
wir brauchen kein VEB-Netz in Hamburg.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Sie finden, dass die Stadt kaufen kann, weil die
Unternehmen Gewinne machen. Ich finde hinge-
gen, dass es nicht Aufgabe der Stadt ist, private,
rentable Unternehmen aufzukaufen. Da wir dieses
Geld auch nicht haben, missten wir es als Schul-
den aufnehmen. Das wirde die Stadt ungefahr 40
Millionen Euro Zinsen kosten. Der Plan von GRU-
NEN und LINKEN fuhrt unter dem Strich dazu,

dass die Gewinne dieses Unternehmens nicht an
die Hamburgerinnen und Hamburger und an Ham-
burg flieBen, sondern dass jedes Jahr 40 Millionen
Euro an die Banken gehen, die dieses Geschaft fi-
nanzieren sollen. Es ist keine logische MalRhahme,
den Menschen vorzugaukeln, sie wirden bei ei-
nem Staatsbesitz plétzlich Gewinn machen.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Sie finden es verdachtig, wenn Vattenfall und
E.ON den Betrieb der Netze verteidigen. Ich finde
es normal, wenn eine Firma in Deutschland, die
einen guten Job macht, diese Arbeit mit ihren Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern weitermachen will.
Es ist nicht verdachtig, sondern normal,

(Anja Hajduk GRUNE: Wir finden das auch
normal!)

dass man sich das Geschaft, das man als Firma
macht, nicht durch eine feindliche Ubernahme,
auch nicht durch den Staat, kaputtmachen lassen
mochte.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Auf dieser Welle der Verdachtigungen derer, die in
Deutschland eigentlich normal und erfolgreich sind,
liegen auch die standigen Diffamierungen von Vat-
tenfall und E.ON. Unsere Haltung als CDU ist glas-
klar: soziale Marktwirtschaft beim Stichwort Ener-
giewende, eine der groften strukturellen Heraus-
forderungen fur unser Land. Diese Energiewende
kénnen wir nach meiner festen Uberzeugung nur
mit den Unternehmen, der Industrie und den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in diesen Unterneh-
men gestalten und nicht gegen sie. Wir kénnen
nicht Atomkraftwerke und Kohlekraftwerke verkau-
fen und hinterher die Firmen in die Pleite treiben,
um so die Kraftwerke zu schlie3en.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Ich fang
gleich an zu weinen!)

Das ist kein politisches Konzept, um die Energie-
wende in Deutschland mit den Menschen und fiir
die Menschen umzusetzen.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei der SPD
und bei Katja Suding FDP)

Meine Damen und Herren! Herr Kerstan, |hre Rede
heute und lhre griine Haltung gegen die Wirtschaft
hat mich an die Reden hier vor 30 Jahren erinnert;
ich glaube, es war Thomas Ebermann. Das ging
weit zurtick in die Vergangenheit. Wenn Sie dieses
Blndnis so diffamieren, wer soll denn in Hamburg
den Wohnungsbau realisieren, wenn nicht die
Wohnungsgesellschaften? Wer soll den weltweiten
Handel fuhren, wenn nicht die Handelsunterneh-
men? Und wer soll Hamburg bauen, wenn nicht die
Handwerker? Soll das alles wirklich die Stadt ma-
chen? Etwas mehr griner Respekt vor dem Riuick-
grat unserer Wirtschaft in der Stadt tate lhnen und
unserer Stadt gut.
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(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Die grune Diffamierung "Wirtschaftsbosse gegen
das Volk" ist eine Entgleisung der politischen
Streitkultur, und sie wird der Wichtigkeit eines
Volksentscheids, den wir verbindlich gemacht ha-
ben, Uberhaupt nicht gerecht. Ein Volksentscheid
ist heute eine so wichtige und weitreichende Sa-
che, dass man nicht auf diese Art und Weise diffa-
mieren darf, wenn jemand sich inhaltlich gegen
den Volksentscheid dufert. Mehr politischer Re-
spekt, mehr politischer Anstand und mehr politi-
sche Kultur taten unserer Stadt gut. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Nun erhalt Herr Kerstan
das Wort.

Jens Kerstan GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Uber manche Argumente, die
hier genannt werden, kann man sich nur wundern.
Herr Wersich, Sie haben eben gesagt, dass es
nicht Aufgabe des Staates und der Stadt sei, Un-
ternehmen zu kaufen.

(Zuruf von Dietrich Wersich CDU)

Ich kann mich aber sehr genau daran erinnern,
dass wir in mehreren Tranchen gemeinsam und
einstimmig in diesem Haus Hapag-Lloyd gekauft
haben, und da hat es von lhrer Seite solche Reden
nicht gegeben. Das ist schon ein gewisser Wider-
spruch.

(Beifall bei den GRUNEN — Dr. Andreas
Dressel SPD: Das ist eine falsche Situation!
— Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Kerstan, gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Herrn Wersich?

Jens Kerstan GRUNE: Gern, Herr Wersich.

Zwischenfrage von Dietrich Wersich CDU: Herr
Kerstan, weshalb haben Sie mich falsch zitiert, den
Begriff "rentable Unternehmen" weggelassen und
nur "Unternehmen" gesagt? Welchen Eindruck
wollten Sie damit erwecken?

Jens Kerstan GRUNE (fortfahrend): — Darauf
kann ich gern eingehen.

Wir haben Hapag-Lloyd gekauft, ein Unternehmen,
das, seit wir es gekauft haben, Verluste gemacht
hat. Meinen Sie, dass es Aufgabe der Stadt ist, ein
Unternehmen mit Verlusten zu kaufen? Sie ma-
chen merkwurdige Unterscheidungen bei den Net-
zen, denn bei den Netzen geht es um Unterneh-
men, die Gewinne machen.

Und Herr Birgermeister, wenn man lhrer Rede ge-
lauscht hat, dann fragt man sich, warum Sie ei-
gentlich 540 Millionen Euro fir 25 Prozent an den
Netzen ausgegeben haben. Das war dann eine
vollig unverantwortliche Investition,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Im Gegensatz zu
100 Prozent!)

fur die die Stadt in den nachsten Jahrzehnten Zin-
sen und Schulden abtragen muss, ohne jeden Nut-
zen zu haben. Das ist doch merkwdrdig.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Gleichzeitig haben Sie damit 25 Prozent an dem
angeblich wahnsinnig hohen wirtschaftlichen Risi-
ko auf sich genommen, das Sie an die Wand ma-
len.

Meine Damen und Herren! Ich kenne wenige Netz-
betreiber, eigentlich keine, die Verluste machen.
Das wirtschaftliche Risiko miissen Sie mir also er-
klaren. Wie kommen denn die Preise zustande, die
Vattenfall oder jeder Netzbetreiber nehmen darf?
Er hat seine Kosten — Betrieb, Personal und ahnli-
che Dinge —, und diese werden von der Netzagen-
tur anerkannt. AuRerdem muss er Investitionen in
den Ersatz und die Wartung der Netze tatigen. Die-
se Investitionen werden als Kosten auf das einge-
setzte Kapital anerkannt und dirfen in die Preise
einfliel3en.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das bildet doch
nicht mehr die Realitat ab!)

Das heildt, dass der Netzbetreiber auskémmliche
Preise nehmen darf. Sie mussen mir jetzt erklaren,
warum Sie immer darUber sprechen, dass Netzbe-
treiber wahnsinnige Verluste machen kdnnten.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Und was ist mit
den Erldsobergrenzen?)

Das ist durch die Regulierung doch gerade ausge-
schlossen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Der Netzbetreiber darf die Preise sogar noch wei-
ter erh6hen, und zwar so lange, bis er auf sein ein-
gesetztes Kapital bei Erweiterungsinvestitionen
9 Prozent Rendite bekommt oder 7 Prozent bei Er-
neuerungsinvestitionen bei Wartungen der Netze.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Komisch, und
warum macht Brunsblttel dann Verlust?)

Wo ist da das wirtschaftliche Risiko, vor dem Sie
die Birgerinnen und Blirger warnen? Sie betreiben
unverantwortliche Panikmache. Ich kann nur hof-
fen, dass sich niemand von solch plumper Rhetorik
tauschen lasst.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Natirlich wird bei 100 Prozent Rekommunalisie-
rung genau das Gleiche gemacht, was Sie bei
25 Prozent gemacht haben, Herr Blrgermeister.
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Ich will nur die Drucksache des Hamburger Senats
zitieren, der dort geschrieben hat, der Anteilskauf
von 25,1 Prozent sei "haushaltsneutral" und belas-
te den Haushalt mit keinem Cent. Das soll auf
einmal nicht mehr stimmen? Wer hat eigentlich
recht, der Senat, der sagt, 25 Prozent kann ich
haushaltsneutral kaufen, oder die SPD in ihrer
Kampagne, die vor unverantwortlichen wirtschaftli-
chen Risiken und Verlusten warnt, die den Haus-
halt belasten? Einer von beiden sagt nicht die
Wahrheit. Ich glaube, dass der Senat die Wahrheit
sagt und diese Kampagne reine Panikmache ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Letztendlich wirde das 6ffentliche Unternehmen
HGV die 100 Prozent genauso kaufen, wie sie es
bei den 25 Prozent gemacht hat. Sie nehmen dafir
einen Kredit auf, zahlen 1,6 Prozent Zinsen und
haben eine garantierte Rendite auf dieses einge-
setzte Kapital.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wir haben keine
garantierte Rendite! Begreift es doch mal!)

Sie durfen die Preise erhéhen — Sie kénnen auch
weniger nehmen —, sodass Sie maximal eine Ren-
dite zwischen 7 und 9 Prozent bekommen. Jeder,
der ein bisschen rechnen kann oder einmal ein
Haus gekauft hat, wird Folgendes feststellen:
Wenn die Kosten bei 1,6 Prozent liegen und die
Rendite zwischen 7 und 9 Prozent, dann kann man
daraus den Kaufpreis bezahlen. So hat es der Se-
nat bei 25 Prozent gemacht, und genauso funktio-
niert das bei 100 Prozent.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ich mach mir die
Welt, wie sie mir gefallt!)

Kein Blrger braucht sich Sorgen zu machen, dass
sein sauer verdientes Steuergeld daflr benutzt
wird.

(Beifall bei den GRUNEN)

Lassen Sie mich abschlieRend nur noch eines sa-
gen: Die diskriminierungsfreie Ausschreibung gilt
natirlich auch fir lhre gemeinsame Gesellschaft
mit Vattenfall. Wenn Sie an die Wand malen, dass
das ein so groRes Risiko sei, dann gilt das fur Ihre
Gesellschaft genauso.

(Glocke)
Ich komme zum Schluss.

170 Rekommunalisierungen waren in den letzten
funf Jahren erfolgreich und haben die Ausschrei-
bung gewonnen. Hamburg kann das auch. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau Suding hat jetzt das
Wort.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Wenn die Debatte heute eines
gezeigt hat, dann doch, dass die Nerven beson-
ders auf der linken Seite dieses Hauses blank lie-
gen und die Nervositat immer gréf3er wird.

(Zuruf von Dora Heyenn DIE LINKE — Erster
Vizeprasident Frank Schira tUbernimmt den
Vorsitz.)

Das konnte man schon erkennen, als sich die
Fraktionen von SPD, FDP und CDU zusammenge-
tan haben und eine gemeinsame Stellungnahme
im Infoheft verfasst haben. Die Aufregung war
grof3, und man hat sich Sorgen gemacht, mit sei-
ner Position unterzugehen. Das hat sich in dem
Vorwurf von lhnen, Herr Kerstan, an die Hand-
werkskammer gezeigt. Sie haben der Handwerks-
kammer vorgeworfen, dass ihre Position gegen
den vollstandigen Rickkauf nicht demokratisch zu-
stande gekommen sei.

(Dr. Till Steffen GRUNE: Haben Sie auch ein
eigenes Argument?)

Sie haben dann gehort, und das war wirklich pein-
lich fur Sie, dass das Gegenteil der Fall ist. Man
muss sich fragen, warum Sie angesichts der
grofRen offentlichen Kritik an den Argumenten, die
die Verbraucherzentrale und Teile der evangeli-
schen Kirche, die sich Ihrer Position angeschlos-
sen haben, vorgebracht haben, so ruhig geblieben
sind. Ich hatte einen Aufschrei von lhnen erwartet,
Herr Kerstan.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Ich habe tatsachlich versucht, Argumente heraus-
zuhdren, sowohl von lhnen, Herr Kerstan, als auch
von lhnen, Frau Heyenn. Es ist mir nicht gelungen.

Ich stelle noch einmal ein paar Nachfragen. Auf
der einen Seite wurde die Anzeige erwahnt, die fur
47 000 Euro geschaltet wurde. Das wurde hier als
Beweis dafir dargestellt, dass das Profitinteresse
der Befurworter des Ruckkaufs so grof3 sei. Damit
wollen Sie aufzeigen, dass es offensichtlich ein un-
glaublich gutes Geschaft sei. Heil3t das, dass Sie
den Netzkauf fir die Stadt durchdriicken mochten,
weil das ein gutes Geschéft ist und Sie der Stadt
etwas Gutes damit tun kdnnen? Ist es das, was
Sie meinen? Dann missten wir im Prinzip von |h-
nen demnachst eine Liste bekommen mit anderen
profitablen Unternehmen in Hamburg, die wir dann
als Nachstes kaufen sollen. Da bin ich schon sehr
gespannt.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU
— Roland Heintze CDU: ALDI!)

Oder ist es so — und das widerspricht sich im Prin-
zip —, dass Sie die demokratische Kontrolle wollen,
damit Sie den Birgern zahlbare Energiepreise si-
chern kénnen? Das widerspricht sich aber. Entwe-
der, Sie wollen Anteil am Profit haben, oder Sie
kaufen die Netze fir die Stadt als Daseinsvorsorge
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und stellen dann glinstige Preise sicher. Sie miiss-
ten hier noch einmal klarstellen, was tatsachlich
das Argument ist.

Ich glaube auch nicht — Sie haben wieder angefan-
gen mit lhrem Vattenfall-Bashing —, dass Ihr per-
sonlicher Hass auf Vattenfall die Menschen dazu
bewegen wird, fur die Initiative zu stimmen und das
mit 2 Milliarden Euro Steuergeldern zu bezahlen.
Das ist zu billig gedacht.

(Beifall bei der FDP)

Ich begrifle das breite Blndnis, das sich aus den
Kammern, den Verbanden und Gewerkschaften
zusammen mit SPD, FDP und CDU hier im Haus
geformt hat. Es ist gut, dass ein breites Blndnis
verdeutlicht, dass der Netzriickkauf wirtschafts-
und energiepolitisch Unsinn ist. Man muss aller-
dings sagen — und da muss ich Herrn Kerstan und
Frau Heyenn einmal recht geben —, dass alle Argu-
mente, die gegen den hundertprozentigen Rick-
kauf sprechen, natirlich auch gegen die 25,1-Pro-
zent-Beteiligung sprechen.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Und an dieser Stelle haben Sie ausnahmsweise
einmal recht.

Noch ganz kurz zu den immer wieder genannten
Argumenten. Es zeigt sich immer deutlicher, dass
das Vorhaben der Initiative schlicht und einfach
nicht durchdacht ist. Demokratische Kontrolle hat
nichts mit dem Besitz der Netze zu tun. Die Ener-
gienetze — das haben wir heute schon haufig ge-
hért — sind streng reguliert durch bundesgesetzli-
che Vorgaben. Und bei diesen gesetzlichen Vorga-
ben steht das Verbraucherinteresse bereits im Fo-
kus, da brauchen wir nicht mehr das, was Sie de-
mokratische Kontrolle nennen.

Nicht durchdacht ist auch, wie die 2 Milliarden Euro
finanziert werden. Frau Heyenn, Sie haben ver-
sucht, uns zu erklaren, wie das Ganze funktioniert;
ich habe es nicht verstanden.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Da kann ich
nichts far!)

Tatsachlich ist es so, dass die 2 Milliarden Euro
Uber die HGV finanziert werden missen. Wir wer-
den Zinsen daflir zahlen missen; Herr Wersich hat
es dargestellt. Es werden notwendige Investitionen
in die Netze bezahlt werden missen. Maoglicher-
weise werden wir auch Verluste aus einem nicht
wirtschaftlichen Betrieb haben. Und das Ganze
wird vom Steuerzahler direkt bezahlt Uber einen
héheren Verlustausgleich an die HGV. Sie kénnen
es drehen und wenden wie Sie wollen, das wird
den Steuerzahler Geld kosten.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Nicht durchdacht ist auch, dass der Erwerb der
Netze keineswegs dazu flhren wird, dass mehr

Okostrom durch sie flieRt; das wissen wir inzwi-
schen alle. Die Stadt wird nicht verhindern kénnen,
dass auch Atomstrom durch die Netze fliel3t. Wenn
Sie denn etwas flr das Klima tun wollen, dann
mussen Sie auf der einen Seite in erneuerbare
Energien investieren und auf der anderen Seite in
mehr Energieeffizienz, aber doch bitte nicht in
Energienetze.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Nicht durchdacht — das ist mehrfach angeklun-
gen — ist, dass die Stadt 2014 die Konzession des
Netzbetriebs ausschreiben muss und Uberhaupt
nicht klar ist, ob die Stadt am Ende die Netze be-
treiben wird.

Da ist vieles noch nicht durchdacht. Ich kann nur
an die Initiative appellieren: Denken Sie noch ein-
mal richtig nach. In der Zwischenzeit sollten die
Hamburger am 22. September gegen die Initiative
stimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Hackbusch.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Die Debatte hat vor al-
len Dingen eines gezeigt. Relativ ruhig, ohne viele
Diffamierungen ging es auf dieser Seite des
Hauses zu

(Heiterkeit bei der SPD, der CDU und der
FDP — Finn-Ole Ritter FDP: Waren Sie drau-
Ren, oder wie?)

— vielleicht haben Sie nicht zugehort —, wahrend
ich aus den Reihen der CDU hdren musste, es sei
ein Verbrechen, was dort geschehe, und Ahnliches
mehr. Was sind denn das flr Schimpfworte?

(Finn-Ole Ritter FDP: Das hat doch keiner
gesagt! — Gerhard Lein SPD: Wer hat "Ver-
brechen" gesagt?)

— Das wurde von der CDU gesagt, verbrochen, das
werden Sie nachlesen kénnen.

Was ist denn die Bilanz der Energiepolitik unserer
bisherigen Burgermeister von Beust, Voscherau
und Runde? Es hat sich deutlich dargestellt, dass
es ein kraftiger Fehler war, die HEW an Vattenfall
zu verkaufen.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Wenn das die Bilanz ist, dann missen wir doch sa-
gen, dass es an und fir sich verninftig ist, wenn
die Netze in stadtischer Hand sind. Das ist die Er-
fahrung unserer letzten Birgermeister und das ist
die Erfahrung von uns allen. Als Gegenargument
kénnten Sie vielleicht noch nennen, dass das zu
teuer sei — darauf werde ich gleich noch einmal
kommen —, aber dass es vernlnftig ist, wenn die
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Stadt die Netze besitzt und nicht ein solches Unter-
nehmen, das ist doch auch wichtig.

Nun kommt Ihr neues, grof3es Blindnis, was auch
von der Presse gefeiert worden ist, das Bundnis
aus IG Chemie, Handelskammer und den ver-
schiedenen Unternehmen, die sich in ihm zusam-
mengeschlossen haben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das sind auch
Menschen und Birger!)

— Das sind auch Menschen, darum geht es uns gar
nicht.

Das sind diejenigen, die immer fir die Atompolitik
demonstriert und dafir gesorgt haben,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist die
Schlacht von vorgestern!)

dass Uber Jahrzehnte unverantwortliche Energie-
politik in diesem Land organisiert worden ist.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Das Ergebnis dieser Energiepolitik ist, dass wir rie-
sige Energieunternehmen bekommen haben, die
zu den reichsten Unternehmen Deutschlands ge-
horen: RWE, E.ON und so weiter. Woher haben
sie denn ihre Gewinne, wenn nicht von uns? Und
was haben sie uns hinterlassen? Einen Atom-Irr-
sinn, bei dem kein Mensch weil3, wie der Mist, den
sie mit ihrer Politik angerichtet haben, wieder abzu-
bauen ist.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Und mit diesen Unternehmen wollen Sie zusam-
men bauen.

(Zuruf von Dietrich Wersich CDU)

Sie haben das in gewisser Weise noch mit unter-
stlitzt, aber das ist doch das Entscheidende.

(Frank Schmitt SPD: Wann kommt denn der
sachliche Teil?)

Warum, meine Damen und Herren, macht Vatten-
fall denn solch eine Imagekampagne fir sich und
ihre Netze? Doch nicht, weil sie die Energiewende
durchfiihren wollen, weil sie so nett zu Hamburg
sind oder weil sie vielleicht wieder eine neue Klage
einreichen wollen. Es scheint sich wirtschaftlich zu
lohnen, das ist das wesentliche Moment. Dement-
sprechend ist es auch vernunftig, wenn die Stadt
Hamburg das macht, denn es scheint sich auch
wirtschaftlich zu lohnen, sonst wiirde diese Kam-
pagne nicht gemacht werden.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Das Dramatische dieser Debatte aber, meine Da-
men und Herren, Herr Dressel und Herr Scholz, ist
die Selbstaufgabe der SPD.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN
— Zurufe von der SPD: Oh!)

Sie haben irgendwann versucht, uns weiszuma-
chen, es sei ein Kompromiss, was Sie dort ma-
chen. lhre ganze Argumentation zeigt, dass es
kein Kompromiss ist, sondern dass Sie sich Vat-
tenfall an den Hals werfen. Ich weil3 nicht, wozu
das gut sein soll.

Herr Blrgermeister, Sie benutzen Formulierungen
wie die, dass die Menschen, die dort tatig sind,
24 Stunden an jedem Tag fir diese Stadt arbeiten
wirden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Richtig!)

Das ist genau die gleiche Wortwahl, die Vattenfall
fur die Imagekampagne genutzt hat. Das dirfen
Sie als unabhangiger Mensch in dieser Form nicht
machen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was? Das ist
doch lacherlich!)

Ich will Thnen eines sagen: Es lohnt sich nicht, sich
den Machtigen an den Hals zu werfen. Alle ande-
ren, die das sehen, finden es peinlich,

(Finn-Ole Ritter FDP: Das ist jetzt auch pein-
lich!)

und derjenige, dem man sich an den Hals gewor-
fen hat, letztendlich auch. Lassen Sie das, veran-
dern wir die Politik. Denken wir an die klugen Sozi-
aldemokraten, die es in lhren Reihen gibt und die
recht haben mit ihrer Kritik. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Dr. Dressel.

Dr. Andreas Dressel SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Wir missen mit ein paar wei-
teren Marchen aufraumen, weil das Thema HEW
noch einmal aufgekommen ist. Natirlich kann man
darlber diskutieren, ob der Verkauf damals klug
und richtig gewesen ist.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Was mei-
nen Sie denn?)

Das ist eine Diskussion, die wir als SPD — und die
CDU mit Abstrichen wahrscheinlich auch — an un-
seren Infostdnden mit vielen Birgern in dieser
Stadt fuhren. Aber diese Schlacht ist geschlagen.
Wir kénnen das nicht zurlckholen

(Christiane Schneider DIE LINKE: Andere
kdénnen das!)

und jeder, der am 22. September abstimmt, sollte
wissen: Mit einem Ja hole ich HEW und Hein Gas
nicht zuriick. Etwas anderes zu erzahlen ist Volks-
verdummung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Abgesehen davon kann man sich Uberlegen, ob es
mit Blick auf den Atomausstieg eigentlich so intelli-
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gent ware, die HEW noch exakt in dieser Form zu
haben. Dann waren wir namlich wunderbar be-
schaftigt mit der Rickabwicklung von Atomkraft-
werken, und das ware dann noch teurer als die
2 Milliarden Euro.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Ein weiterer Punkt ist das Thema Entgeltregulie-
rung/Erlése. Ich will den Versuch machen, lieber
Jens, das noch einmal ganz einfach zu erklaren.
Es gibt Erldsobergrenzen, die in der Tat festgelegt
sind, es gibt aber keine Untergrenzen. Der Blirger-
meister hat es ausgefiihrt, ich habe es auch ge-
sagt. Natirlich ist man in den Kommunen mit einer
groBen Euphorie in die Rekommunalisierung ge-
gangen. Es lohnt sich, den "SPIEGEL ONLINE"-
Artikel Uber die Stromversorgung in Bocholt zu le-
sen. Da wird der Geschaftsfihrer gefragt:

"Ist das Stromnetz also eine Art Gelddruck-
maschine?"

Die Antwort:

"FUr die Vergangenheit sei das durchaus zu-
treffend, aber: 'Es wird immer schwieriger,
ordentliche Renditen mit dem Netz zu erwirt-
schaften."

(Jens Kerstan GRUNE: Der redet vom
Stromnetz, nicht Uber Fernwarme!)

Und dann geht es weiter:

"Schuld sei auch der Boom der erneuerba-
ren Energien, und das gleich zweifach. Er
verlange immense Investitionen, jedes
Windrad und jede Solaranlage misse ans
Netz angeschlossen werden."

So geht es immer weiter und er schlie3t mit dem
Punkt, den ich eben angesprochen habe:

"Sonst wird das Stromnetz irgendwann ein
Zuschussgeschaft."

Wir befinden uns nicht mehr am Anfang der Zwei-
tausenderjahre oder im Jahrzehnt davor, wir ste-
hen am Beginn der Energiewende, die jetzt gelin-
gen muss, weil wir uns gemeinsam in Berlin darauf
verstandigt haben, dass das beschleunigt werden
soll. Deswegen nitzt es nichts, wenn wir Gber Erl6-
se diskutieren, die es in der Vergangenheit gege-
ben hat, sondern wir missen sehen, ob es sich fur
die nachsten 20 Jahre rechnet.

(Jens Kerstan GRUNE: Sag doch mal was
zur Fernwarme!)

Das ist doch der Maf3stab.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Und was
ist mit der halben Milliarde?)

Und sollten wir, wenn uns die kommunalen Netz-
betreiber — der Blirgermeister hat es ausgefihrt,
ich habe es eben gesagt — darauf hinweisen, dass
das auch einmal in die Miesen gehen kann, dann

2 Milliarden Euro investieren? Nein, das sollten wir
nicht tun.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Der Maldstab muss doch sein, dass es sich nicht
nur am Anfang rechnet, sondern auch noch in den
nachsten 5, 10, 15, 20 Jahren. Das muss der Mal3-
stab sein, wenn wir unserer nachfolgenden Gene-
ration nicht einen Haufen Schulden hinterlassen
wollen.

(Beifall bei der SPD)

Auch deshalb ist klar, dass es nicht zu Ende ge-
dacht und zu Ende gerechnet worden ist von Ih-
nen, denn dazu missen Sie die ganze Bilanz be-
ricksichtigen. Das ist das eine.

Zu der Konzession habe ich vorhin schon einiges
gesagt. Da missen Sie sich einfach den MaRstab
anschauen, den das Bundeskartellamt anlegt und
alle Obergerichte, die bisher dazu entschieden ha-
ben. Die haben ganz klar gesagt, dass die Konzes-
sionen nach netzbezogenen Aspekten vergeben
werden mussen und kommunale Kriterien maximal
nachrangig zum Zuge kommen kénnen. Das heilt,
zunachst einmal muss eine stddtische Bewerbung
mindestens gleichrangig sein mit der eines lang-
jahrigen Betreibers, und erst dann kann darUber
diskutiert werden, ob auch kommunale Kriterien
zum Zuge kommen. Das sind die Fakten, das ist
der Malistab, den das Bundeskartellamt und die
Obergerichte ansetzen. Daran kénnen Sie nicht
vorbeigehen, weil wir uns an Recht und Gesetz
halten missen. Das muss der Mal3stab sein, wie
so eine Entscheidung nachher zustande kommt.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Abschliefend noch einmal zu den Verbrauchern.
Uber das Thema Energiepreise ist schon geredet
worden. Ich finde, wir sollten aufhorchen, wenn der
Energieexperte des Bundesverbands der Verbrau-
cherzentralen, Holger Krawinkel, der bei einer Ver-
anstaltung auftritt, um uns die Bundesmeinung der
Verbraucherzentralen zu prasentieren, sehr skep-
tisch auf Rekommunalisierungsbestrebungen rea-
giert. Insofern lohnt es sich, auch noch einmal ein
paar andere Argumente zum Zuge kommen zu las-
sen.

Die Burgerinnen und Burger mussen vollumfang-
lich informiert werden, und wir sind sicher, dass,
wenn alle Fakten auf dem Tisch liegen, am
Schluss nur ein Nein die richtige Entscheidung im
Interesse dieser Stadt sein kann. Daflr setzen wir
uns ein. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr

Dr. Scheuerl hat das Wort.
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Dr. Walter Scheuerl CDU: Sehr geehrter Herr
Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr
geehrter Senat! Wir haben durch eine ganze Reihe
von Rednern in der Debatte nun sehr ausfuhrlich
herausgearbeitet, dass eine Vollverstaatlichung
der Hamburger Netze energiepolitisch unsinnig
und wirtschaftspolitisch falsch ware.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das sagen Sie!)

Ich will aber noch einen Aspekt beleuchten und
vertiefen, der bisher in der Debatte noch nicht wirk-
lich herausgearbeitet wurde. Ich habe das Gefiihl,
dass viele, die sich fur eine Vollverstaatlichung ein-
setzen, insbesondere die Aktiven und Verantwortli-
chen der Initiative "Unser Hamburg — Unser Netz",
immer nur bis zum 22. September denken, dem
Abend der Bundestagswahl, und davon ausgehen,
dass sie, wenn sie dann das Quorum erreicht ha-
ben, ihr Ziel erreicht hatten und es eine Vollver-
staatlichung gebe. Das ist nicht so.

(Dr. Till Steffen GRUNE: Da haben wir doch
schon ausfihrlich driber gesprochen!)

Ich will einen Blick zuriickwerfen. Am 6. Januar
2012 haben die drei verantwortlichen Manner, die
an der Spitze der Volksinitiative stehen — vielleicht
hatten ein paar Frauen dabei sein sollen, die hat-
ten anders gehandelt —, ndmlich Herr Braasch, der
mit seinen Aktivitdten des BUND Hamburg schon
viele Millionen gekostet hat, Herr Christiansen, der
seine Position beim Kirchenkreis Hamburg-Ost flr
sein politisches Engagement missbraucht, und
Herr Dr. H6rmann, der seine Position bei der Ver-
braucherzentrale Hamburg fur sein politisches En-
gagement in der Initiative missbraucht, einen An-
trag gestellt. Dabei haben sie, das muss man ganz
deutlich sagen aus heutiger Sicht, einen kapitalen
fachlichen Fehler begangen, der sich bitter rachen
wird. Das sage ich als jemand, der schon einmal
mit einer Volksinitiative einen Volksentscheid ge-
wonnen hat. So oder so macht dieser Fehler die
Initiative zum Verlierer und es droht die Gefahr,
dass er viele Tausend Arbeitsplatze gefahrdet und
auch Hamburg zum Verlierer macht. Ich will lhnen
erlautern, worin dieser Fehler bestand.

Die Verantwortlichen haben nicht etwa den Antrag
gestellt, den Volksentscheid, wie es in der Verfas-
sung damals vorgesehen war, fristgerecht im Mai
2012 durchzufilhren, sondern sie wollten den
Volksentscheid am Tag der Bundestagswahl. Ich
kann nicht sagen, was die drei bewogen hat, einen
solchen Antrag zu stellen. Vielleicht hatten sie
nicht genug Geld in der Kasse fir Plakate, weil sie
vorher gemeinnutzigkeitswidrig keine Spenden be-
kommen haben, oder sie haben sich gesagt: Zur
Wahl gehen mehr Blrger, da erreichen wir das
Quorum. Wahrscheinlich haben sie aber nicht
nachgerechnet, dass das Quorum am Tag einer
Bundestagswahl viel, viel hdher ist als an anderen
Tagen und bei mehr als der Halfte der glltigen
Zweitstimmen liegt. Das heif3t, bei einer Wahlbetei-

ligung wie 2009 missten ihnen 450 000 Hambur-
gerinnen und Hamburger auf den Leim gehen, um
das Quorum zu erfillen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das ist
wirklich demagogisch, was Sie da machen!)

Das erklart auch die Nervositat von Herrn Kerstan,
denn Herr Kerstan hat, so wie er jetzt Iachelt, of-
fenbar eine nicht geringe Angst davor, den zweiten
Volksentscheid fir die GRUNEN an die Wand zu
fahren.

(Beifall bei der CDU)

Wichtiger aber ist Folgendes, und damit komme
ich zum wesentlichen Punkt. Versetzen Sie sich
einmal in die Zeit nach dem 22. September. Wenn
die Initiative gewinnen wirde, ware — wenn wir un-
terstellen, dass der Senat das als verbindlich be-
trachtet und alle Bedenken hinsichtlich der Verfas-
sungswidrigkeit Uber Bord wirft — der Senat ver-
pflichtet, sich um einen Ruickerwerb der Netzge-
sellschaften zu kimmern. Das dauert, das sage ich
Ihnen als Anwalt, mindestens ein halbes bis drei-
viertel Jahr, bis so etwas ausverhandelt und
rechtswirksam ist. Die Frist der Ausschreibung fur
die Stromnetze endet am 15. Januar 2014 um
11 Uhr MEZ. Das sind knapp vier Monate nach
dem Volksentscheid, und das bedeutet, Blrger-
meister Scholz hat es schon gesagt, dass die
Stadt, wenn es um den Netzbetrieb geht, versu-
chen musste, mal schnell eben kleine Netzgesell-
schaften zu griinden und sich mit diesen bis zum
15. Januar zu bewerben. Dazu hat Herr Engelsing
vom Bundeskartellamt schon gesagt, dass in so ei-
nem Fall, wenn da eine kleine Mantelgesellschaft
ankomme und die Stadt ihr den Zuschlag gebe, mit
groRer Wahrscheinlichkeit mit einem Missbrauchs-
verfahren zu rechnen sei.

Jetzt missen Sie aber bitte einmal weiterdenken,
und da beziehe ich mich auf die Ausflihrungen von
Herrn Rose. Was passiert denn in dieser volatilen
Situation, wenn sich Vattenfall und in diesem Fall
die Stromnetz Hamburg GmbH bewerben und man
wirklich die Kriterien des Bundeskartellamts fiir
Ausschreibungen anlegt, oder wenn die Stadt sagt,
da nicht sicher sei, wer hinterher Eigentiimer ist,
kénne sie den Zuschlag nicht geben? Gehen Sie
einmal davon aus, dass sich die gro3en Player am
Markt, China Grid zum Beispiel und andere, auch
bewerben. Unterstellen Sie einmal, das ist nicht
unwahrscheinlich, China Grid wirde in dieser vola-
tilen Situation den Zuschlag bekommen. Dann wa-
re der Senat trotzdem verpflichtet, das Eigentum
zurlckzuerwerben. Wir hatten round about 2 Milli-
arden Euro — vielleicht sind es 1,5, aber 1,5 bis 2
Milliarden sind es sicher — zuséatzliche Verbindlich-
keiten fir die Stadt und am Ende eine Stromnetz
Hamburg GmbH und die anderen Netzgesellschaf-
ten ohne den Netzbetrieb, ohne die Konzession.
Das heildt, Sie gefahrden de facto auch die Ar-
beitsplatze dieser Gesellschaften.
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Die logische Konsequenz ist, dass alle Hamburge-
rinnen und Hamburger aufgerufen sind, diesem
Spuk ein Ende zu bereiten und am 22. September
mit Nein zu stimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
jetzt Frau Hajduk, und wir haben noch vier Minuten
Redezeit.

Anja Hajduk GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich méchte mich nicht weiter dar-
an beteiligen, diejenigen, die nicht meine Meinung
teilen, herabzuwirdigen, wie das gerade wieder
mit den Vertrauensleuten der Initiative geschehen
ist, weil ich schlicht die Haltung vertrete, dass man
zu dieser Frage zwei Meinungen haben kann

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das hat doch
schon mal was!)

und dabei auch bei Verstand sein kann. Wenn Sie,
Herr Dr. Dressel, das ab jetzt immer zur Basis lhrer
AuRerungen machen wiirden, dann hétten wir
schon etwas gewonnen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Das haben Sie heute nicht gemacht, Sie waren
nicht der Einzige, aber Sie werden sich an lhre
Worte erinnern.

Ich méchte namlich etwas zur Sache sagen. Es ist
richtig, dass man auch sagen muss, warum man
die Netze haben will, und da muss man auch et-
was zur Sache sagen. Ich bin davon Uberzeugt,
dass die langfristige Gestaltung der Energieversor-
gung der Stadt natirlich auch mit betrieblichen
Fragen des Netzes zu tun hat. Die besondere Ziel-
setzung, virtuelle Kraftwerke zu betreiben, Investiti-
onen in die Netze, um sie intelligenter zu machen,
und bei der Fernwarme auch die Frage, mit wel-
chen Brennstoffen die Kraftwerke arbeiten, sind al-
les Fragen, die langfristig weiter zur Gestaltung an-
stehen. Die sind nicht alle mit dem Investitionspro-
gramm fir die nachsten finf Jahre abgearbeitet.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Doch, sind sie!)

Deswegen sollte die Stadt dort mehrheitlich den
Einfluss haben, und deshalb sind die 25 Prozent in
jedem Fall zu wenig. Damit verschenken wir die
Chancen der Daseinsvorsorge im Energiebereich
fur diese Stadt. Das ist meine Uberzeugung.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Ich treffe viele Leute, auch extrem viele SPD-Mit-
glieder und SPD-Wahler, die diese Fragen umtrei-
ben, die davon sehr berlhrt und in der Sache ei-
gentlich Uberzeugt sind, die sich aber Sorgen um
die finanzielle Frage machen. Das finde ich be-
rechtigt. Aber so, wie dieser SPD-geflihrte Senat
auftritt und den Leuten Angst damit macht, dass
Arbeitsplatze in Gefahr seien, wenn eine stadti-

sche Gesellschaft dieses Unternehmen fiihre
— Herr Scholz, Sie haben das gerade als Argument
gebracht —, ist das lacherlich. Es ist gar nicht Ihre
Haltung, dass bei einer stadtischen Gesellschaft
grundsatzlich Arbeitsplatze in Gefahr sind.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Sie haben Unternehmen gekauft, die wesentlich
schlechtere Renditeaussichten haben als die Netz-
gesellschaften; das ist hier schon ausfihrlich
dargelegt worden.

Ich sage auch etwas zu dem zukinftigen Risiko.
Wir werden auch in den nachsten Jahren und Jahr-
zehnten eine Energiepolitik und eine Energiewirt-
schaft brauchen, auch in Fragen der Regulierung,
die immer wieder sicherstellt, dass notwendige und
sinnvolle Investitionen in die Netze auch gegenfi-
nanziert werden. Das ist voéllig unabhangig davon,
ob es ein Privater ist, der es betreibt, oder ein Of-
fentlicher. Dass wir Netze brauchen, die funktionie-
ren, ist eine Daueraufgabe, und deswegen ist es
auch ein dauerhaft sicheres Geschaftsmodell. Das
verstehen die Leute, und deswegen verstehen sie
auch, dass man, wenn man 25 Prozent haushalts-
neutral finanzieren kann, das auch mit 100 Prozent
tun kann. Da sollten Sie den Menschen gegeniiber
ehrlicher sein.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Sie wollen schlicht diesen geschaftlichen Einfluss
nicht, das ist namlich |Ihre Position. Die Unfinan-
zierbarkeit halte ich fur ein vorgeschobenes Argu-
ment.

Mein letzter Punkt ist einer, der mich sehr beunru-
higt. Herr Blrgermeister, ich habe lhnen genau zu-
gehort und den Eindruck gewonnen — und nach
der Rede von Herrn Scheuerl erst recht —, dass Sie
hier fir den Fall, dass Sie den Volksentscheid ver-
lieren, vorbereiten wollen, diesen nicht ernsthaft
umzusetzen,

(Dirk Kienscherf SPD: Stimmt doch gar
nicht! — Zuruf von der SPD)

sondern sich dann mit einer leeren Hille bewerben
wollen. Sie haben nicht deutlich gemacht, dass Sie
diesen Volksentscheid dann auch ernsthaft als
Auftrag annehmen und alles in Rede stehende tun
werden, damit er umgesetzt wird. Sie haben quasi
gesagt: Egal, wie es ausgeht, wir werden nie eine
Chance haben, die Ausschreibung zu gewinnen.
Ich finde, das ist ein Skandal. Daran haben Sie alle
drei gearbeitet, und das gibt mir zu denken flr die
nachsten Wochen. — Schénen Dank.

(Glocke — Beifall bei den GRUNEN und der
LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Meine Da-
men und Herren! Die Aktuelle Stunde ist fir heute
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beendet. Wir werden sie morgen mit dem zweiten,
dritten, vierten und flinften Thema fortsetzen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 4, Drucksa-
che 20/8698: Nachwahl eines hamburgischen Er-
satzmitglieds des Medienrates der Medienanstalt
Hamburg/Schleswig-Holstein.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Nachwahl eines hamburgischen Ersatzmit-
glieds des Medienrates der Medienanstalt Ham-
burg/Schleswig-Holstein

— Drs 20/8698 -]

Der Stimmzettel fiir diese Wahl liegt Ihnen vor. Er
enthalt je ein Feld fir Zustimmung, Ablehnung und
Enthaltung. Ich bitte Sie, den Stimmzettel jeweils
nur mit einem Kreuz zu versehen. Stimmzettel, die
den Willen des Mitglieds nicht zweifelsfrei erken-
nen lassen oder Zusatze enthalten, sind unglltig.
Auch unausgeflllte Stimmzettel gelten als ungdiltig.
Bitte nehmen Sie jetzt lhre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlung wird vorgenommen.)

Ich darf die Schriftfuhrer bitten, mit dem Einsam-
meln der Stimmzettel zu beginnen.

Sind alle Stimmzettel abgegeben? — Das ist der
Fall. Dann ist die Wahlhandlung geschlossen. Das
Wahlergebnis wird nun ermittelt und im Laufe der
Sitzung bekannt gegeben.**

Meine Damen und Herren! Wir kommen zu Tages-
ordnungspunkt 72, Drucksache 20/8503, Antrag
der CDU-Fraktion: Nachhaltig Chancengerechtig-
keit in Hamburg schaffen — Neuer Kess-Index und
seine Folgen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Nachhaltig Chancengerechtigkeit in Hamburg
schaffen — Neuer Kess-Index und seine Folgen
— Drs 20/8503 —]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/8911 ein An-
trag der Fraktion DIE LINKE vor.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Gute Sprachférderung in ganz Hamburg
— Sprachforderung ist das Fundament fir Bil-
dungsgerechtigkeit

— Drs 20/8911 -]

Beide Drucksachen mochte die Fraktion DIE LIN-
KE an den Schulausschuss liberweisen.

Das Wort wird gewiinscht von Frau Prien.

** Wahlergebnis, siehe Seite 4973.

Karin Prien CDU: Das ist jetzt schwer: Nach der
Harmonie bei diesen Teilen des Hauses miissen
wir nun wieder streiten,

(Gabi Dobusch SPD: Nein, missen wir
nicht!)

aber dafur sind wir ja auch da.

Frau Prasidentin, sehr verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Die CDU-Fraktion hat zu Beginn der
Sommerpause den lhnen vorliegenden Antrag ein-
bringen missen, weil die umfangreichen und in
vielen Einzelféllen berechtigten Proteste und Ein-
wande der Schulen und Schulleitungen gegen den
neuen Sozialindex und dessen Folgen beim Senat
trotz der vielen politischen Gesprache, die gefiihrt
wurden, auf taube Ohren gestollen sind. Der Se-
nator hat leider auch die Sommerpause, in der
man auch einmal ein wenig nachdenken kann,
nicht dazu genutzt, die alarmierenden und inak-
zeptablen Ergebnisse seines neuen Sozialindexes
zu Uberdenken und den KESS-Sozialindex nach-
zujustieren. Spétestens seit Einreichung unseres
Antrags Ende Juni war klar, dass die Birgerschaft
dieses Thema erneut debattieren wirde. Es ist
schade, dass die Sommerpause vom Senat hier
nicht genutzt wurde.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Verantwortliche Politik, Herr Senator Rabe, wird
am Ende an den Folgen gemessen, und wenn die
Folgen absehbar inakzeptabel sind, dann ist die
Politik offensichtlich falsch. Helmut Kohl hat es
1984 auf den Punkt gebracht und allen mitgege-
ben: "Entscheidend ist, was hinten rauskommt."
Was in diesem Fall hinten rauskommt, das vertieft
die soziale Spaltung in unserer Stadt, und es flhrt
die wichtige und muihevolle Arbeit an vielen Ham-
burger Grundschulen in stark belasteten Stadttei-
len, die dort seit vielen Jahren geleistet wird, ad
absurdum. Insofern sind die Folgen Ihrer Politik,
Herr Senator Rabe, nicht akzeptabel.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Nun gibt es zwei Mdglichkeiten. Entweder ging es
Ihnen darum, die begrenzten Mittel, die im Rah-
men der KESS-Ressourcen zu vergeben sind, von
den Grundschulen zu den Stadtteilschulen umzu-
verteilen. Das mag die Absicht Ihrer Neusortierung
des KESS-Index gewesen sein. So etwas kann
man machen; inwiefern man das noch als wissen-
schaftlich bezeichnen kann, dazu will ich nichts sa-
gen. Man kann es machen, aber dann muss man
auch politisch dazu stehen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Man muss dann zu den Streichungen im Grund-
schulbereich zugunsten der Stadtteilschulen ste-
hen und dazu, dass man Ressourcen insbesonde-
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re im Bereich der Sprachférderung oder dem der
sonderpadagogischen Foérderbedarfe streichen
will. Das, meine Damen und Herren, ist fahrlassig.
Waren es nicht Sie, Herr Senator, und Sie, Herr
Birgermeister Scholz, die uns in ihrem Regie-
rungsprogramm aufgegeben haben, dass Ham-
burg fahrlassig mit den Chancen seiner Kinder um-
gehe? Das wird man jetzt wohl umschreiben mis-
sen. Man muss erganzen: Der SPD-Senat geht
fahrlassig mit den Chancen der Hamburger Kinder
um.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Vielleicht ist das aber auch eine bésartige Unter-
stellung, und das war gar nicht bei der Neugewich-
tung der Faktoren des KESS-Index beabsichtigt.
Vielleicht ist es auch einfach nur das Ergebnis ei-
ner wissenschaftlichen Auswertung. Dann aber
sieht die Sache doch so aus: Wenn das Ergebnis
dieser neuen Bewertung ist, dass Schulen in stark
belasteten Stadtteilen von inakzeptablen Kurzun-
gen betroffen sind, dann missen Sie das andern
und dirfen nicht ein halbes Jahr mit dem Nachjus-
tieren warten.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Gerade Sie, Herr Senator Rabe, haben in Ihrer Zeit
als Oppositionspolitiker immer wieder darauf hin-
gewiesen, wie wichtig die Aufgabe der Grund-
schule fur die Uberwindung der sozialen Spaltung
in dieser Stadt ist. Jetzt, da Sie Regierungsverant-
wortung tragen und gestalten kdnnen, zementieren
Sie genau diesen Umstand, indem Sie an der
falschen Stelle sparen wollen und an der falschen
Stelle die Mittel kiirzen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Ich will Thnen einmal an einem Beispiel aus mei-
nem Wabhlkreis Lurup vorflihren, was das bedeutet.
Lurup ist ein Stadtteil, der nach der Sozialraumbe-
wertung im Rahmen von RISE stark belastet ist.
Allein dort sind drei Grundschulen betroffen, die
von vormals Stufe 1 des KESS-Faktors nun in Stu-
fe 3 eingestuft sind. Das fuhrt dazu, dass schon
jetzt, im August 2013, die Halfte der Sprachfoérder-
mittel wegfallt in einem Stadtteil, in dem der Anteil
junger Menschen mit Migrationshintergrund
57,9 Prozent betragt, ein Stadtteil, in dem es am
Ludersring 75 Prozent Kinder mit Migrationshinter-
grund gibt. Die Familiensprache bei Grundschilern
ist im gesamten Bereich Lurup bei 32,7 Prozent
nicht Deutsch, im Gebiet Ludersring sogar bei
62 Prozent der Kinder. An solchen Grundschulen
Sprachférdermittel zu halbieren, lasst einen — Ent-
schuldigung, wenn es nicht so traurig und so
schlimm ware — an einen Schildblrgerstreich den-
ken.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Ein Sozialindex, der, gleich auf welcher wissen-
schaftlichen Basis — diese Diskussion kann und will
ich heute gar nicht filhren —, zu solchen Ergebnis-
sen fuhrt, leistet nicht das, was er leisten soll, nam-
lich mehr Bildungsgerechtigkeit und Ausgleich bei
besonders starker Belastung zu schaffen. Und
dann ist er auch nicht mehr zur Verteilung beson-
derer Mittel zum Ausgleich sozialer Ungleichheit
geeignet. In Stadtteilen, in denen die Sozialraum-
daten eine derart eindeutige Sprache sprechen wie
in Lurup, wie in Steilshoop, missen Sie nachjustie-
ren, Herr Senator. Tun Sie es endlich, Sie hatten
Zeit genug. Wenn Sie es nicht tun, dann ist das ein
beredtes Zeugnis dafir, dass es lhnen gar nicht
darum geht, die soziale Spaltung in dieser Stadt zu
beenden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Holster.

Lars Holster SPD: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Frau Prien, ich glaube, Sie machen es
sich etwas zu einfach.

(Beifall bei Gerhard Lein SPD)

Es ist politisch immer gut, wenn man den Senat
auffordert, mehr Ressourcen an die Schulen zu ge-
ben, und genau das hat der Senat in den vergan-
genen Monaten getan. Hamburgs Schulen haben
so viel Personal wie nie zuvor, das heif3t, mehr als
15 000 Lehrerstellen und rund 1 600 Stellen fur
weiteres Personal. Das liegt nicht nur daran, dass
es mehr Schulerinnen und Schuler gibt, sondern
auch am noch nie dagewesenen Ausbau der
Ganztagsschulen und einer erheblich hoéheren
Ressource fur die Inklusion, als Sie auch nur an-
satzweise geplant hatten.

Einige Ressourcen werden in Hamburg nach ei-
nem Sozialindex verteilt. Es war die Schulsenatorin
Alexandra Dinges-Dierig, die ab dem Schuljahr
2005/2006 die Ho6he einiger Ressourcen vom
KESS-Faktor abhangig machte. Damit wurde die-
ser zum ersten Mal strukturell ressourcenrelevant.
Nach der Aktualisierung der KESS-Faktoren fiir die
Grundschulen im Rahmen der Primarschulreform
im Jahr 2008 ist nun eine Neuberechnung der
KESS-Indizes fir alle allgemeinbildenden Schulen
erfolgt. Dies, Frau Prien, war dringend notwendig,
denn bisher war keine einzige Stadtteilschule in
KESS 1 gefiihrt. Ich darf Sie einmal fragen, warum
sich lhre Kritik nur auf Grundschulen bezieht und
Sie die Daten aus lhrer Regierungsverantwortung
nie kritisch hinterfragt haben. Die neuen Sozialindi-
zes flhren zu einer bedarfsgerechten Verteilung
von Lehrkraften auf Hamburger Schulen. Diese
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Umverteilung ist gerecht, denn alle Schulen wur-
den nach den gleichen Kriterien untersucht. Sie
verabschieden sich mit lhrem Antrag von der soli-
darischen Umverteilung von Ressourcen und ver-
breiten, dass der SPD-Senat die Grundschulen ka-
puttsparen wolle. Das ist kompletter Unsinn, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat hat ein umfangreiches Programm zur
Foérderung von Schulen in schwieriger sozialer La-
ge aufgelegt. Genau im Stadtteil Steilshoop, den
Sie eben erwahnt haben, greift dieses Programm.
Das sind die richtigen Schritte fiir eine Umvertei-
lung von Ressourcen.

Eines muss noch einmal klargestellt werden: Sie
erwecken den Eindruck, Sozialraumdaten wirden
in der Neuberechnung keine Bertcksichtigung fin-
den. Das wird in der Offentlichkeit falsch darge-
stellt, denn in der Berechnung des Sozialindex
sind die Sozialraumdaten enthalten. Natirlich gab
es bei der Neuberechnung durchaus auffallige Er-
gebnisse, Frau Prien. Das streiten wir nicht ab.
Das Institut fir Bildungsmonitoring hat deswegen
bereits diverse Informationsveranstaltungen durch-
gefihrt und die Neuberechnung den betroffenen
Schulen transparent erlautert. Bei Schulen, die
sehr betroffen sind, wird die Anpassung uber meh-
rere Jahre gestreckt. Hier wird mafRvoll gehandelt.
Zudem ist das Verfahren nach internationalen wis-
senschaftlichen Standards durchgefiihrt worden,
und lhre Kritik an den Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern in der Schulbehérde weisen wir
als SPD-Fraktion zuruick. Ihre Forderung nach ex-
terner wissenschaftlicher Uberpriifung ist vollkom-
men Uberflissig.

(Beifall bei der SPD)

Der Zusatzantrag der Fraktion DIE LINKE, Frau
Heyenn, ist zwar sehr schlissig und auch wesent-
lich konsequenter als der Antrag der CDU-Frakti-
on, aber wir werden auch diesen nicht unterstit-
zen.

Meine Damen und Herren! Der Sozialindex ist ein
gerechtes Instrument zur Verteilung der Ressour-
cen, und wir als SPD-Fraktion werden diese solida-
rische Umverteilung nicht infrage stellen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Frau Dr. von Berg.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Am 29. Juli dieses Jah-
res hat Senator Rabe in einem Interview mit der
"Bild"-Zeitung seine Empoérung dariber zum Aus-
druck gebracht, dass sich die Opposition und auch
einige Schulleitungen von der Solidaritat verab-

schieden wirden, weil wir uns gegen die Neuer-
mittlung des Kess-Index stellen wirden. Das ist
schlicht falsch. Wir als Opposition sind solidarisch.
Wir sind mit den Schulen dieser Stadt solidarisch,
vor allen Dingen mit den Schulen, die in sozial
schwierigen Gebieten liegen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Karin Pri-
en CDU)

Die Neuermittlung des Sozialindex ist sozial unge-
recht; das hat Frau Prien schon ausgefiihrt. Ich will
Ihnen das kurz in Zahlen erlautern, damit Sie ver-
stehen, worum es geht. Ich habe das einmal fir ei-
ne fiktive dreizligige Grundschule ermittelt, also fur
drei Parallelklassen in vier Jahrgéngen, das sind
zwolf Klassen und somit 228 Kinder in KESS 1.
Nehmen wir einmal an, dass diese Schule nun in
KESS 3 eingestuft wird. Es gibt einige Schulen, die
von KESS 1 auf KESS 3 gerutscht sind. Allein die
Ressourcen fiir Sprachférderung werden dann um
mehr als die Halfte gekurzt. Bei Einstufung in
KESS 1 stehen fir 228 Kinder 4,4 Lehrerstellen
nur fir Sprachférderung und die Umsetzung der In-
klusion zuséatzlich zur Verfigung. Einer KESS-3-
Schule stehen daflir nur noch 1,7 Lehrerstellen zu.
Die Kinder haben sich nicht verandert — das haben
uns die Schulen bestatigt —, aber die Ressourcen
werden mehr als halbiert. Ich finde, das ist wirklich
ein Skandal.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Karin Pri-
en CDU)

Lieber Herr Holster, Sie haben dazu keine Gegen-
argumente gebracht. Sie waren doch auch bei
dem Gesprach in Lurup dabei und haben gehdrt,
was die Schulleitungen dort erzahlt haben und was
die Eltern erzahlt haben. Die Kinder haben sich
nicht verandert, das trifit auch auf viele andere
Grundschulen in Hamburg zu. Die Sozialraumda-
ten sind gleich geblieben. Es wird von sozial hoch-
belasteten Gegenden gesprochen, und trotzdem
werden die Ressourcen derartig gekurzt. Was soll
aus diesen Schulen und aus diesen Kindern wer-
den, wenn nicht nachhaltig vorgesorgt wird?

Die Erklarung fir das Phanomen, dass es einen
groRen Unterschied zwischen den Sozialraumda-
ten und dem tatsachlichen KESS-Index gibt, ist re-
lativ einfach. Erstens war das Ermittlungsverfahren
fehlerhaft. Die RuUckldufe der Elternfragebdgen
sind sehr unterschiedlich gewesen, trotzdem sind
sie in die Berechnung voll eingegangen. Ich habe
auf Facebook einmal mitgelesen. Es gab Face-
book-Gruppen, die sich getroffen haben, um ge-
meinsam diese Bdgen auszuflllen. Es kursierten
Ratschlage wie: Blo3 nicht mehr als ein Buch im
Haushalt angeben. Auf solcher Basis wurden die
Daten ermittelt. Was soll dabei schon herauskom-
men?

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dr. Walter
Scheuerl CDU)
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Obendrauf kommt nun noch diese Kiirzung — das
ging kirzlich durch die Presse — bei den aulleror-
dentlichen Lernhilfen und die Deckelung der Schul-
begleitung. Das alles macht uns als Opposition
deutlich, dass die SPD bei der sozialen Frage im
grolen Stil patzt. Was mich emp6rt, Herr Rabe, ist,
dass Sie die Uberweisung dieses Antrags an den
Schulausschuss verweigern werden. Ich habe im
Schulausschuss einen Antrag auf Selbstbefassung
gestellt, um dieses komplexe Thema einmal ge-
meinsam zu durchdringen, da Sie, wie immer, mit
Zahlen, mit Nebelkerzen werfen. Dieser Antrag
wurde abgelehnt. Nun haben wir einen Antrag der
CDU vorliegen. Den sollten wir zusammen mit dem
Antrag der LINKEN im Schulausschuss erortern.
Die Opposition hat hier ein offensichtliches Aufkla-
rungsbedirfnis. Sie lehnen diese Uberweisung ab,
und das erscheint mir politisch wirklich mehr als
fragwiirdig. Das ist die Arroganz der Macht, die wir
wieder zu splren bekommen, und das finde ich
sehr schwierig. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Frau von Treuenfels.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Liebe Kollegen von der CDU, mit der Uberschrift
"Nachhaltige Chancengerechtigkeit" meinen Sie
wohl zunachst einmal — und hoffentlich nichts wei-
ter —, als dass Hamburg gerecht verteilte Chancen
auf gute Bildung braucht. Hier sind wir im Grund-
satz ganz bei Ihnen. Trotzdem — und das vermittelt
der Titel ein bisschen — sollte sich in der CDU jeder
davor hiten, dem Gutmenschen-Irrglauben zu ver-
fallen, der Staat kénne alle Kinder gleich machen.
Das ist nicht so und das wird auch nie so sein.

(Beifall bei der FDP)

Das qilt fur die 13 000 Kinder, die vor wenigen Wo-
chen eingeschult wurden, und das gilt auch fir die
12 500 Kinder, die von der Grundschule auf eine
weiterfiUhrende Schule wechseln. Sie alle bringen
unterschiedliche Startvoraussetzungen mit. Des-
halb sollen Schulen besonders jene fordern, die
schwierige Eingangsvoraussetzungen mitbringen.
Dabei helfen Kategorisierungen wie KESS auf je-
den Fall. Diese Daten sind nun seit einem Jahr-
zehnt eine gute Grundlage fur die Ressourcenver-
teilung, und sie kénnten es eigentlich auch bleiben.
Bestimmte Quartiere und Schulen erhalten mehr
personelle Unterstitzung, um den Schiilern eine
erfolgreiche Schullaufbahn zu erméglichen. Das ist
schon deshalb nétig, weil in manchen Stadtteilen
Lernrickstédnde bis zum Ende der Grundschulzeit
nur schwer oder Uberhaupt nicht aufgeholt werden
kénnen. Eine unterschiedliche Ausstattung fir
Sprachférderung und Inklusion, abhangig von der
Schiulerschaft, ist also grundsatzlich richtig. Eine

Neuberechnung des Sozialindex war also dringend
notwendig, zum einen, weil sich in Hamburg die
Bevdlkerung in einzelnen Stadtteilen stetig veran-
dert, zum anderen wurde die Neubewertung durch
die Einflhrung der Stadtteilschule notwendig. De-
ren KESS-Index beruhte bisher namlich in etwa auf
der Berechnung Pi mal Daumen.

(Beifall bei der FDP)

Nun liegen die Ergebnisse der neuen KESS-Be-
wertung schon seit einiger Zeit vor und sorgen vie-
lerorts fiir unglaubiges Staunen. Der Index hat sich
verbessert, obwohl sich die soziale Lage an der
Schule nicht verandert hat — Fragezeichen. Das
kann niemand verstehen. Gerade Grundschulen
zahlen zu den Verlierern der Neubewertung. Es
wurden 19 Grundschulen hochgestuft, alle mit ei-
nem Mal. Bei einigen hat sich die Schilerschaft
tatsachlich etwas verandert, weil sie in Vierteln lie-
gen, die heute sozial durchmischter sind als noch
vor einigen Jahren. Bei anderen Grundschulen ist
die Eintragung jedoch véllig unverstandlich. Sie lie-
gen zum Beispiel in Kita-Plus-Gebieten. Das be-
deutet, dass die Kitas im Umkreis der Schule zu-
satzliches Personal bekommen. Auch die umlie-
genden Stadtteilschulen erhalten mehr Ressour-
cen, weil ihnen eine schwierige Schiilerschaft atte-
stiert wird. Und ausgerechnet an den Grund-
schulen in demselben Gebiet soll sich die Situation
erheblich gebessert haben? Wem wollen Sie das
erzéhlen? Niemand kann das verstehen, und das
wird auch nicht so sein. Das ist unlogisch und un-
glaubwirdig, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Ich will nicht lange Uber die Frage lamentieren, ob
die SPD nun sozial umverteilt, ob sie es gerecht
oder ungerecht gemacht hat. In jedem Fall ist das
unlogisch, fir niemanden nachvollziehbar und
funktioniert fir die Grundschulen nicht. Sie muissen
ihre Arbeit fortsetzen kénnen. Deswegen erfordert
das unserer Auffassung nach eine sehr kritische
Uberpriifung. Es kann nicht sein, dass Schulen,
die noch hdéhere Herausforderungen bestehen
mussen als vorher, daflir weniger Ressourcen er-
halten. Das geht nicht. Und wenn Bildungsgerech-
tigkeit — was auch immer jeder Einzelne darunter
versteht — wirklich unser gemeinsames Ziel ist,
dann mussen gerade diese Schulen ihre erfolgrei-
che Arbeit weiter machen kénnen.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Deshalb stimmen wir dem CDU-Antrag in allen
Punkten zu, und ich méchte auch hinzufigen, dass
wir sehr erstaunt dariiber sind, dass Sie es noch
nicht einmal schaffen, dieses Thema an den Schul-
ausschuss zu Uberweisen. Ich sehe das genauso
wie Frau von Berg. Wir wollten eine Selbstbefas-
sung machen, die haben Sie abgelehnt. Sie haben
nun einen Antrag vorliegen, den wollen Sie ableh-
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(Anna-Elisabeth von Treuenfels)

nen. Wollen Sie irgendwelche Daten verstecken,
wollen Sie uns nicht aufklaren, wollen Sie die
Schulen im Dunkeln lassen? Wie kann es sein,
dass Sie uUber dieses Thema einfach nicht spre-
chen wollen? — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Stefanie von
Berg und Christiane Blémeke, beide GRU-
NE)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Heyenn
hat das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die Erhebung von Sozialindi-
zes in Relation zu sechs verschiedenen KESS-
Faktoren zu bringen, diese den Schulen zuzuord-
nen und dann daflir zu sorgen, dass Schulen, die
mehr Bedarf haben, besser ausgestattet sind als
andere, die weniger Bedarf haben, ist eigentlich ei-
ne sehr gute ldee. Das Problem ist die Praxis.
Durch die Erhebung der Sozialdaten tber Eltern-
und Schulerfragebdgen gibt es in vielen Fallen in-
zwischen erhebliche Differenzen zu den amtlich er-
hobenen Sozialraumdaten. Das hat zur Folge,
dass hohergestufte Schulen — wir haben von eini-
gen Schulen gehdrt, die von KESS 2 auf KESS 3
gestuft wurden — bestimmte Ressourcen nicht
mehr haben. Dadurch sind erstens die Lehrer véllig
Uberfordert, und zweitens bekommen die Kinder
viel zu wenig Forderung, die sie dringend brau-
chen, um in etwa gleiche Chancen zu haben wie
Kinder an einer vergleichbaren anderen Schule.
Von daher muss man sich Uberlegen, was falsch
gelaufen ist und was neu gemacht werden muss.
Ein Problem ist auch — das haben einige Anfragen
gezeigt —, dass es bei manchen Schulen Rickldu-
fe der Fragebdgen von 20 Prozent gibt und bei an-
deren von fast 90 Prozent oder sogar dariber. Un-
abhangig davon, wie viele Fragebdgen zurtickkom-
men, werden sie genau gleich behandelt. Ich will
gar nicht Uber die Organisation der Ausflillung
sprechen. Das ist einfach ein Riesenproblem.

Das dritte Problem ist, dass die Zuerkennung der
KESS-Faktoren vdllig intransparent ist. In mehre-
ren Anfragen haben die Kollegen nachgefragt, und
es ist vom Senat geantwortet worden, dass die
KESS-Faktoren auf der Basis komplexer statisti-
scher Verfahren ermittelt werden, soll hei3en, ein
normaler Mensch versteht das nicht, ich wahr-
scheinlich schon gar nicht. Es geht dann noch wei-
ter. Es wurde gesagt, dass die direkte Vergleich-
barkeit der Werte fir die einzelnen Kriterien nicht
gegeben sei, weil man die KESS-Faktoren nicht
nachvollziehen kénne. Es kann (berhaupt nicht
sein, dass man Faktoren erhebt und kein Mensch
weil}, wie die zustande gekommen sind. Auch von
daher muss man sich Uberlegen, was man mit die-
ser guten ldee macht. So wird sie jedenfalls ad ab-
surdum gefuhrt.

Das vierte Problem ist das gedeckelte System.
Das heil3t — auch das haben wir in mehreren Anfra-
gen gehort —, dass die Bestimmung der sozialen
Belastung der einzelnen Schulen relativ erfolgt,
namlich im Verhaltnis zur sozialen Belastung an
anderen Schulen. Gibt es Schulen, die es noch
schwerer haben, dann bekommen die den KESS-
1-Faktor und die, die eigentlich KESS 1 haben
missten, bekommen KESS 2 oder KESS 3, egal
wie die soziale und padagogische Situation ist.
Das hat naturlich groRe Auswirkungen. Hier wider-
spreche ich |hnen sehr, Herr Holster. Das ist keine
bedarfsorientierte Ressourcenzuweisung an die
Schulen, sondern es ist ein Rechenexempel, das
zulasten der Schulerinnen und Schiiler geht.

Wir als LINKE machen deswegen einen Vorschlag,
wie man neu damit umgehen kénnte. Sie haben
doch gesagt, es sei ein sehr schlissiger Antrag.
Wir wirden es sehr begriflen, wenn wir diese
grundsatzliche Debatte im Schulausschuss fiihren
kénnten. Wir sind nadmlich der Auffassung, dass
man Uberlegen sollte, ob es nicht schlau ware, auf
die Erhebung der KESS-Faktoren uber die Schi-
ler- und Elternbégen zu verzichten und die amtli-
chen Sozialdaten als Grundlage zu nehmen. Das
ware unserer Meinung nach ein gutes Stlick ge-
rechter. Zweitens konnen wir nicht einsehen, dass
Schiler, die an einer KESS-4-Schule sind, aber
einen erhoéhten Sprachférderbedarf haben, diese
Forderung nicht bekommen, weil sie nicht an einer
KESS-2-Schule sind. Das ist gegenliber den ein-
zelnen Schilern auch sehr ungerecht. Deswegen
fordern wir, dass es eine Grundausstattung geben
muss fir die Sprachférderung, die auf der Res-
sourcenzuweisung von KESS 1 beruht, damit man
spater nicht hohe Folgekosten hat und den einzel-
nen Schilern gerecht wird.

Nun haben wir das Problem, dass es 19 Grund-
schulen gibt, die von KESS 1 und KESS 2 hdher-
gestuft sind. Es ist schon von mehreren Vorredne-
rinnen gesagt worden, dass dadurch Ressourcen
wegfallen und nun bestimmte Dinge wie Sprachfor-
derung nicht stattfinden konnen. Damit diese
Schulen nicht durchs Raster fallen, wéare es unse-
rer Meinung nach eine sehr schlaue Idee, wenn
diese 19 Schulen vorerst einfach weiter nach dem
alten KESS-Faktor ihre Ressourcen bekommen
warden.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Wir wirden uns freuen, wenn sich die SPD anders
entscheidet und wir im Ausschuss gemeinsam
Uberlegen konnten, wie wir die gute Idee der
KESS-Faktoren retten kénnen.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Jetzt hat das
Wort Senator Rabe.
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Senator Ties Rabe: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Es war mehrfach die
Rede davon, dass Hamburgs Schulen besser aus-
gestattet werden sollen und kein Sparprogramm
erfolgen soll. Genau das hat diese Regierung sehr
ernst genommen. Ein Drittel des Hamburger Haus-
halts wird mittlerweile nur fiir Kinderbetreuung,
Schulbildung, Ausbildung und Hochschulen ausge-
geben.

(Vizeprasidentin Barbara Duden ubernimmt
den Vorsitz.)

Ganz besonders fiir die Schulen bedeutet das eine
gewaltige Steigerung der Zahl der Lehrerinnen und
Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher sowie Sozial-
padagoginnen und Sozialpadagogen. Eine Steige-
rung auf solche Werte hat es in Hamburg noch
nicht gegeben. Ich nenne ein paar Beispiele. Den
Schulen wurden jetzt 15 245 Lehrerstellen zuge-
wiesen. Das sind 1 086 Lehrerinnen und Lehrer
mehr als bei der Vorgangerregierung vor drei Jah-
ren. Zusatzlich haben die Schulen 1 596 weitere
Padagogen bekommen, 302 mehr, als es Schwarz
und Gran fur richtig hielten. Das ist insgesamt ein
Anstieg von mehr als 1 380 Padagogen. Kein an-
derer Bereich dieser Stadt ist so energisch ausge-
baut und geférdert worden. In keinem anderen Be-
reich wird so viel gemacht wie flir mehr Ganztags-
schulen, fir bessere Bildung und fiir bessere For-
derung. So sieht unsere Politik aus, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Diese Personalzuteilung darf nicht nach dem Giel3-
kannenprinzip erfolgen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Senator, gestatten Sie eine Zwischenfrage
der Abgeordneten Heyenn?

Senator Ties Rabe: Aber gern.

Zwischenfrage von Dora Heyenn DIE LINKE:*
Danke schon, Herr Senator. — Wir bestreiten tber-
haupt nicht, dass Sie eine bessere Personalaus-
stattung in den Schulen insgesamt haben. Das er-
kennen wir auch an. Wir erkennen auch an, dass
die Bildung und Betreuung von 8 bis 16 Uhr nun
mit Ganztagsschulen ausgedehnt worden ist. Mei-
ne Frage ist die nach den KESS-Faktoren. Was
sagen Sie diesen 19 Grundschulen, die entgegen
den amtlichen Sozialraumdaten heraufgestuft wor-
den sind und wo zum Beispiel Sprachférderung
wegfallt? Was sagen Sie denen, was sie tun kon-
nen, damit die einzelnen Kinder richtig gefordert
werden?

Senator Ties Rabe (fortfahrend): Die Regie hat
mir zehn Minuten Redezeit gegeben. Sie fragen

mich schon nach einer Minute. Wenn Sie abwar-
ten, dann kénnen wir das klaren. Ich sage dazu
gleich eine ganze Menge.

Diese zusatzlichen Lehrkrafte kdnnen wir nicht nur
nach dem GieRRkannenprinzip verteilen. Im Gegen-
teil, es kommt darauf an, Schulen mit Schilerinnen
und Schilern aus sozial benachteiligten Elternhau-
sern besser zu férdern. Das ist keine Idee der
SPD, obwohl sie der SPD wirdig gewesen ware.
Es wurde bereits gesagt, dass Frau Dinges-Dierig
dieses Prinzip eingefiihrt hat, und das heif’t, dass
bestimmte Schulen ein paar Lehrerinnen und Leh-
rer mehr bekommen und andere etwas abgeben.
Das bedeutet eine solidarische Umverteilung in ei-
nem kleinen, aber vernunftigen Rahmen. Das ist
KESS, darum geht es. Diese alten Werte sind weit
Uberholt. Alle im Haus wissen es, denn tatsachlich
haben die letzten Erhebungen im Jahr 2005 statt-
gefunden. Seitdem sind vollig neue Schulen aus
der Taufe gehoben worden. Damals gab es noch
nicht einmal die Stadtteilschule, damals gab es
Haupt- und Realschulen. Das gibt es alles nicht
mehr. Es war dringend nétig, diese Werte anzu-
passen, damit endlich wieder zielgenau und ge-
recht geférdert werden kann. Es ist bedauerlich,
dass die Vorgangerregierung den Mut nicht aufge-
bracht hat, genau das zu tun, was wir jetzt tun. Wir
sind mutig diesen Schritt gegangen und haben ge-
sagt, Schulen sind unterschiedlich, Schilerinnen
und Schiiler mit grofieren Lernriickstanden brau-
chen mehr Lehrkrafte. Deshalb wollen wir eine sol-
che solidarische Umverteilung.

(Beifall bei der SPD)

Die damit beauftragten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler haben ein Jahr lang Studien ge-
walzt, Sozialdaten verglichen, Statistiken vergli-
chen, Schiler befragt, Eltern befragt und viele Da-
ten gesammelt. Keine bisherigen Untersuchungen,
insbesondere nicht die Untersuchungen der Vor-
gangerregierung aus den Jahren 2003 und 2005,
haben derart vielfaltige Sozialdaten berticksichtigt
und waren so genau wie die jetzigen Studien. Das
Ergebnis ist Folgendes: 19 Stadtteilschulen und
41 Grundschulen bekommen mehr Ressourcen,
10 Stadtteilschulen und 57 Grundschulen geben
dagegen etwas ab. Zusatzlich hat der Senat bri-
gens fur 17 weitere Schulen in Wilhelmsburg, in
Billstedt, im Kerngebiet von Altona und in St. Pauli
ein Zusatzprogramm bewilligt, um Lehrkrafte und
Schilerinnen und Schiler dort besonders zu for-
dern. Das sind viele Verbesserungen auf der einen
Seite, meine Damen und Herren. Was Sie in dieser
Debatte gemacht haben, war hoch unredlich. Sie
zahlen diejenigen auf, die ein bisschen abgeben,
und verschweigen voéllig, dass das auf der anderen
Seite zu deutlichen Zuwachsen flhrt, und zwar bei
Schulen, denen es wirklich schlecht geht.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Aber es hilft den
Schulen nicht!)
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(Senator Ties Rabe)

Ihre Kritik daran, dass andere etwas abgeben, be-
deutet, dass diejenigen, die es ndétiger haben,
nichts bekommen. Die Ehrlichkeit hatte es gebo-
ten, Frau Prien, Frau Heyenn und alle anderen Be-
teiligten, das auch zu sagen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie immer darauf hinweisen, wie gemein es
ist, dass einige etwas abgeben, dann sollten Sie
ehrlicherweise sagen, dass anderenfalls jene, die
es notig haben, auch nichts dazubekommen. Ins-
gesamt handelt es sich ganz klar um eine neutrale
Umverteilung, die sich zudem vor dem Hintergrund
eines gewaltigen Stellenaufwuchses vollzieht, der
dazu fuhrt, dass selbst die Schulen, die etwas ab-
geben, immer noch mehr haben als im letzten
Jahr, weil sie insgesamt nach wie vor von der
groBen Welle profitieren. Deswegen zur Kritik der
Opposition nur Folgendes.

Erstens: Sie kritisieren die Wissenschaftler, das
kann man immer tun. Kein Mensch in diesem
Raum und kein Journalist kann sich Uber Debatten
von Sozialfaktoren und Rechenwegen, die ein Jahr
lang einen ganzen Staat beschaftigt haben, in die-
se Tiefe hineinarbeiten. Aber wenn Sie sagen,
dass wir eine neue Studie brauchen, dann muss-
ten Sie auch ehrlicherweise sagen, dass eine neue
Studie zwar eventuell die eine oder andere Schule
etwas anders einstuft. Aber unterm Strich wird es
genauso wieder Gewinner und Verlierer geben,
und das gehért auch zur Ehrlichkeit. Es gehdrt
ebenso zur Ehrlichkeit zu sagen, dass diese Studie
eine Genauigkeit aufweist, die wir bisher noch nie
erreicht haben.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens: Ich sagte bereits, dass Sie standig von
Kirzungen auf der einen Seite sprechen, aber die
Erhéhungen auf der anderen Seite unterschlagen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Stimmt ja nicht!)

Was ich jedoch besonders bedauerlich finde, ist,
dass Sie damit vor allem solche Kréafte unterstut-
zen, die dieses alte Solidaritatsprinzip zwischen
Hamburgs Schulen beenden wollen. Es ist doch
wie beim Landerfinanzausgleich. Es gibt namlich
auch Schulen, die sagen, dass Solidaritat ganz toll
sei, denn sie hatten bisher eine Extraportion Leh-
rer bekommen. Nun ginge es ihnen etwas besser
als den anderen und sie mussten jetzt eigentlich
selbst etwas abgeben. Aber nun ist plétzlich
Schluss mit der Solidaritat, denn sie nehmen gern,
geben jedoch nichts.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das ist echt so
simpel!)

Wenn Sie weiterhin solche Krafte unterstiitzen,
dann tragen Sie unser wichtiges Solidaritatssystem
zwischen den Schulen zu Grabe. Ich will das nicht,
die SPD will das nicht, wir sagen klipp und klar, wir
stehen fest zu einer solidarischen Umverteilung.

Fir Schilerinnen und Schiler mit besonderen Pro-
blemen gibt es auch kunftig mehr Lehrerinnen und
Lehrer.

(Beifall bei der SPD — Dora Heyenn DIE LIN-
KE: Das bezweifelt kein Mensch!)

Damit komme ich zum Schluss und fasse zusam-
men: Endlich, und das war dringend nétig, gibt es
eine passgenauere Lehrerzuweisung, erhoben
nach den modernsten wissenschaftlichen Stan-
dards. Endlich kdnnen wir damit eine gezielte For-
derung flr solche Schulen auf den Weg bringen,
die besonders viele benachteiligte Schulerinnen
und Schuiler haben. Vor allem gibt es endlich in
Hamburg viel mehr Padagogen fir Ganztags-
schulen, kleine Klassen und besseren Unterricht,
so viele Ubrigens wie noch nie zuvor. Es sind 1380
mehr, als Sie fir noétig hielten. Das ist unsere
Schulpolitik, und die werden wir auch so fortset-
zen. — Vielen Dank fur die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Prien.

Karin Prien CDU: Frau Préasidentin, meine Damen
und Herren! Lieber Herr Senator Rabe, durch alle
Ihre Erklarungen in den letzten Wochen zieht sich
hindurch, dass Sie auf Masse setzen und auf das
GielRkannenprinzip. Sie schauen eben nicht genau
hin, wo Mittel gebraucht werden.

(Beifall bei der CDU)

Sie rihmen sich damit, méglichst viel Geld auszu-
geben und mdglichst viele Lehrer einzustellen,
aber darum geht es nicht.

(Dirk Kienscherf SPD: Aha! Worum geht es
denn?)

Es geht darum, die Lehrer an der richtigen Stelle
einzusetzen, und das kritisieren wir.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie solidarische Umverteilung von den
Schulen in Lurup fordern, dann ist das der blanke
Hohn, denn die Schulen in Lurup haben nichts ab-
zugeben, und deshalb ist das auch keine Frage
der Solidaritat, sondern ganz im Gegenteil.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Die haben doch jetzt alle mehr als vorher!)

Bitte verschanzen Sie sich doch nicht hinter den
Wissenschaftlern, das wird denen namlich nicht
gerecht, und es wird vor allem dem politischen Ge-
staltungsanspruch dieses Senats nicht gerecht.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Sie haben doch gar nichts gemacht und
nichts auf die Reihe gekriegt!)

— Den hat er langst verloren, das sagen Sie.
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(Karin Prien)

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

— Lieber Herr Kollege, wollen wir doch einmal ehr-
lich sein. Wann hat denn die Regierung gewech-
selt und wann ist die Stadtteilschule eingefiihrt
worden? Im Schuljahr 2010/2011. Und Sie haben
mehr als zwei Jahre gebraucht, um den KESS-In-
dex zu Uberarbeiten. Das ist wirklich keine Glanz-
leistung, Herr Kienscherf.

(Beifall bei der CDU)

Vielleicht kommen wir wieder zur Sache und Sie
beruhigen sich ein bisschen. Meine Frage, wie Sie
es denn mit der Nachhaltigkeit halten, konnten we-
der Sie, Herr Holster, noch Sie, Herr Rabe, beant-
worten. Jetzt stufen Sie unter anderem die drei
Grundschulen in Lurup herauf. Und was ist in vier
Jahren? Dann stufen Sie sie nach Ihren eigenen
Kriterien wieder herunter und wir fangen wieder
von vorn an. Ist das lhre Vorstellung von nachhalti-
ger Politik? Meine ist es jedenfalls nicht.

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau von Berg.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich moéchte noch einmal
darauf eingehen, was Herr Senator Rabe gesagt
hat, ndmlich dass die Vorgangerregierung mutlos
gewesen sei. Frau Prien erwdhnte schon, wann die
Stadtteilschule eingefiihrt wurde. Wann hatten wir
denn dann den KESS-Index erheben sollen? Das
ist doch wirklich unsinnig. Wir wissen alle, wann
die Koalition zerbrochen ist. Es ware einfach
schlicht nicht moglich gewesen, den KESS-Index
neu zu ermitteln.

(Beifall bei den GRUNEN)

Herr Senator Rabe ist des Weiteren die Antwort
auf unsere Frage schuldig geblieben, warum die-
ses komplexe Thema, bei dem offensichtlich die
gesamte Opposition erheblichen Klarungsbedarf
hat, nicht im Schulausschuss landet. Im Rahmen
der Transparenz ware es doch einmal wert gewe-
sen, die komplexe statistische Ermittlung, die Frau
Heyenn zitiert hat, im Schulausschuss zu erlau-
tern. Nichts passiert jedoch, es bleibt einfach in
den Schubladen des Landesinstituts, damit bloR}
niemand darauf schauen kann.

Herr Senator Rabe, Sie umgeben sich wieder ein-
mal mit Zahlen, Sie bauen um sich herum eine
Mauer aus Zahlen auf. Das ist fir mich wie ein
Sichtschutz, und der ist vor allen Dingen dazu da,
um nicht die Realitdt in den Schulen sehen zu
mussen; das ist bedauerlich. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Karin Pri-
en und Birgit Stéver, beide CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Senator, Sie ha-
ben lhre Rede am Thema vorbei gehalten.

(Séren Schumacher SPD: Endlich kommt
es! Das sind wir ja nicht anders gewohnt!)

Sie sind Uberhaupt nicht auf die wirkliche Proble-
matik eingegangen; das hat Frau Prien eben noch
einmal gesagt. Diesen Vorwurf, den Sie uns ma-
chen, wir wollten uns vom solidarischen Prinzip
verabschieden, wenn wir dariber nachdenken, wie
man den KESS-Faktor gerechter gestalten kann,
weise ich mit aller Scharfe zurick.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Auf die Frage der LINKEN sind Sie Uberhaupt nicht
eingegangen, was namlich dagegen spricht, auf
die Erhebung der Sozialindizes nach dem jetzigen
Verfahren zu verzichten — diese Fragebdgen kom-
men sehr lickenhaft zuriick — und die amtlichen
Sozialraumdaten als Grundlage fir die Verteilung
der KESS-Faktoren zu nehmen. Das ware doch
ein gangbarer Weg, aber dazu haben Sie leider
gar nichts gesagt. Unsolidarisch sind wir Giberhaupt
nicht, ganz im Gegenteil.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen, dann kénnen wir zur Ab-
stimmung kommen.

Wer einer Uberweisung der Drucksachen 20/8503
und 20/8911 an den Schulausschuss zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das Uberweisungsbe-
gehren ist abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Zunachst
kommen wir zum Antrag der Fraktion DIE LINKE
aus der Drucksache 20/8911. Die GRUNE Fraktion
mochte die Ziffer 3 des Antrags separat abstimmen
lassen.

Wer nun zunachst die Ziffern 1 und 2 des Antrags
annehmen mdochte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
sind Ziffer 1 und 2 abgelehnt.

Wer sich sodann der Ziffer 3 anschlieRt, den bitte
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Auch Ziffer 3 ist abgelehnt.

Wir kommen zum CDU-Antrag aus der Drucksache
20/8503.

Wer mochte diesen annehmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Auch Drucksache 20/8503 ist ab-
gelehnt.
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Wir kommen zum Punkt 23, Drucksache 20/8154,
Senatsmitteilung: Hamburger Strategie zur Siche-
rung des Fachkraftebedarfs.

[Senatsmitteilung:

Hamburger Strategie zur Sicherung des Fach-
kraftebedarfs

— Drs 20/8154 -]

Diese Drucksache mochte die SPD-Fraktion an
den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen. Wer winscht das Wort? — Herr
Schwieger.

Jens-Peter Schwieger SPD: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Im Novem-
ber 2012 haben wir in diesem Hause schon einmal
Uber die zukinftige Sicherung des Fachkraftebe-
darfs in Hamburg debattiert. Ich habe schon da-
mals darauf hingewiesen, dass man entweder den
drohenden Fachkraftemangel beklagen oder aber
die Weichen fir eine zukunftsorientierte Fachkraf-
tesicherung in Hamburg stellen kann. Der SPD-Se-
nat hat sich fir den zweiten Weg entschieden und
handelt.

(Beifall bei der SPD)

Mit einer allumfassenden Strategie zur Fachkrafte-
sicherung reagiert der Senat frihzeitig auf die zu
erwartenden strukturellen Veranderungen auf dem
Hamburger Arbeitsmarkt. Die Fachkraftesicherung
fur Hamburg ist nur mithilfe eines breiten Biundnis-
ses aus Politik, Wirtschaft und Verbanden zu reali-
sieren. Daher haben Senat, Gewerkschaften, Kam-
mern, Unternehmensverbande, die Arbeitsagentur
und das Jobcenter sich zusammengesetzt, um ge-
meinsam die Kernpunkte einer erfolgreichen Stra-
tegie zu erarbeiten. Die SPD-Fraktion findet diese
Herangehensweise mit einem breiten Blndnis ge-
nau richtig.

(Beifall bei der SPD)

Um auf veranderte Rahmenbedingungen reagieren
zu koénnen, braucht es eine regelmafige Bedarfs-
analyse. Daher wird zukiinftig alle zwei Jahre die
Situation und Entwicklung des Fachkraftebedarfs
in Hamburg in der kurz-, mittel- und langfristigen
Perspektive untersucht werden. SPD-Senat und
Fraktion schaffen schon heute die Strukturen da-
fur, die Hamburg zukunftsfahig machen, indem alle
vorhandenen Erwerbspotenziale ausgeschopft
werden. Die vier tragenden Saulen unserer Fach-
kraftestrategie beinhalten Folgendes:

Erstens: Wir ergreifen Malknahmen in der Ausbil-
dungs-, Weiterbildungs-, Hochschul- sowie der Ar-
beitsmarkt- und Cluster-Politik. Diese werden wir
weiter optimieren und auf die zukiinftigen Bedarfe
ausrichten.

Zweitens: Wir werden inldndische Erwerbsperso-
nenpotenziale starker nutzen und die Erwerbsbe-

teiligung von Frauen, von Menschen mit Migrati-
onshintergrund, von Menschen mit Behinderung
und von alteren Erwerbspersonen erhéhen. Auch
jingere Menschen miissen wir beim Ubergang von
der Schule beziehungsweise vom Studium in den
Beruf noch starker unterstitzen. In vielen Punkten
handelt der Senat hier bereits. Ich nenne nur drei
Beispiele: die Jugendberufsagentur, die Anerken-
nung auslandischer Schul- und Berufsabschliisse
und eine umfassende Kinderbetreuung.

(Beifall bei der SPD)

Drittens: Zuklnftig missen wir zusatzliche Fach-
krafte aus dem In- und Ausland gewinnen. Vieles
weist darauf hin, dass auf lange Sicht der Ruick-
gang der Erwerbsbevodlkerung nicht allein durch
die Einbindung vorhandener Erwerbspotenziale in
den Arbeitsmarkt kompensiert werden kann.

Viertens: Wir missen attraktive, familienfreundli-
che und faire Arbeitsbedingungen fur die Men-
schen in unserer Stadt schaffen. Auch hier hat der
Senat in den vergangenen Monaten vieles auf den
Weg gebracht.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Echt?)

Allein wird die Politik die erforderlichen Anpassun-
gen fir eine zukiinftige Fachkraftesicherung nicht
bewaltigen kdnnen. Wir bendtigen verschiedene
fachpolitische Institutionen, und wir bendétigen dazu
die Hamburger Unternehmen. Daher wird unter der
Federfihrung der BASFI und der Agentur fur Ar-
beit Hamburg ein Fachkraftenetzwerk eingerichtet
und permanent ausgebaut.

Daruber hinaus mussen wir weiter auf die Unter-
nehmen in Hamburg einwirken. Heute nicht ausbil-
den, weiterbilden oder qualifizieren bedeutet flr
morgen ein Mangel an Fachkraften und an Wettbe-
werbsfahigkeit. Wir bendtigen eine familienfreundli-
chere Personalpolitik in den Unternehmen, um
mehr Frauen die Moglichkeit zur Vereinbarkeit von
Familie und Beruf zu geben.

(Tim Golke DIE LINKE: Mannern auch!)
— Naturlich.

Wir bendtigen in der Zukunft altersgerechtere Ar-
beitsplatze, damit mehr Menschen bis zum Ren-
teneintritt an der Arbeitswelt teilhaben kdnnen.
Und Unternehmen missen mehr Menschen mit
Behinderung in die Arbeitswelt einbinden.

Der SPD-Senat hat eine erfolgversprechende Stra-
tegie zur Sicherung des Fachkraftebedarfs in Ham-
burg vorgelegt. Wenn alle Beteiligten ihre Verant-
wortung tragen, ist Hamburg auf einem guten Weg
in die Zukunft. Mehr denn je gilt namlich, dass wir
es uns nicht leisten kénnen, Talente ungeférdert
zu lassen.

(Beifall bei der SPD)
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Diese Senatsvorlage ist es wert, im Sozialaus-
schuss behandelt zu werden. Wir beantragen da-
her die Uberweisung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Dr. Focking.

Dr. Friederike Focking CDU: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Der Wirtschaftsstandort Hamburg braucht
Fachkrafte. Sie sichern wirtschaftliches Wachstum
und Wohlstand, sie sind fur die Zukunft unserer
Stadt unerlasslich. Weil Fachkrafte fehlen, bleiben
schon jetzt Stellen unbesetzt. Dann kénnen Auftra-
ge nicht angenommen werden. Diejenigen, die Ar-
beit haben, missen immer mehr arbeiten, und fir
Betriebsinhaber fehlen die Nachfolger. Dieser
Trend wird durch den demografischen Wandel
noch verstarkt, denn die Fachkrafte von morgen
mussten eigentlich I&ngst geboren sein. Sie wur-
den aber nicht geboren. Bis 2025 werden allein
deswegen in Deutschland schatzungsweise 6 Mil-
lionen Arbeitskrafte weniger vorhanden sein.

Umso wichtiger ist es, fur gute Bildung fur die Kin-
der zu sorgen, die bereits geboren sind. Umso
wichtiger ist es, mehr Menschen fir den Arbeits-
markt zu mobilisieren, die heute dort noch nicht be-
schaftigt sind. Herr Schwieger hat sie schon ge-
nannt, es sind viele Mditter, junge Manner ohne
Berufsausbildung, Migranten, die ihre Berufsausbil-
dung noch im Ausland gemacht haben, oder auch
Menschen mit Behinderung, die oft besser qualifi-
ziert sind als Menschen ohne Handicap. Auf3erdem
gilt es, Arbeitskrafte aus dem Ausland zu gewin-
nen.

Mit diesem Ziel hat die Bundesregierung bereits
vor zwei Jahren ihr Fachkraftekonzept vorgelegt.
Sie hat seitdem viel getan, die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf durch den Krippenausbau mas-
siv zu fordern, die Bildungschancen von Anfang an
fur alle zu verbessern, Aus- und Weiterbildung zu
starken und die Zuwanderung von Fachkraften zu
erleichtern.

(Beifall bei der CDU)

Damit hat die Bundesregierung unter Kanzlerin
Merkel schon friihzeitig, vor zwei Jahren, wichtige
Weichen gestellt, und davon profitiert auch Ham-
burg.

Nun, fast zwei Jahre spater, ist auch der hiesige
Senat so weit. Im Mai legte er sein eigenes Kon-
zept zur Fachkréftesicherung vor. Die richtigen An-
satze dieser Strategie muss ich an dieser Stelle
nicht noch einmal aufzahlen, die haben Sie zum
Teil schon erwahnt. Aber auch hier muss man sa-
gen, dass vieles dieser Strategie eigentlich aus
Bundesprogrammen stammt und natdrlich auch in
Hamburg durchgeflhrt wird.

Selbstverstandlich begriRen wir es, dass auch in
Hamburg der drohende Fachkraftemangel ange-
gangen werden soll, und wir werden entsprechen-
de Malnahmen gern nach Kraften unterstiitzen.
Andere Bundeslander allerdings, wie etwa Baden-
Wirttemberg, damals noch CDU-regiert, Sachsen
oder auch Brandenburg haben schon langst eine
solche Strategie aufgelegt. Sie aber, Herr Senator
Scheele, erwecken den Eindruck, als hatten Sie
und Hamburg alle Zeit der Welt. Nicht nur, dass
Sie die Strategie gut funf Monate spater als ver-
sprochen fertiggestellt haben, nein, bei der 6ffentli-
chen Vorstellung dieser Strategie erklarten Sie laut
Presseberichten, Sie hatten noch finf bis sieben
Jahre Zeit, die Strategie zum Leben zu erwecken.
Nur weil unsere Stadt noch attraktiv fir Studieren-
de aus anderen Bundeslandern ist, nur weil wir
deshalb demografisch noch etwas besser daste-
hen als manches Flachenland, nur deshalb kann
sich der Senat doch nicht noch ein paar Jahre Zeit
lassen, ehe er richtig loslegt.

Schon heute fehlen in Hamburg fir viele Ausbil-
dungsplatze geeignete junge Menschen. Schon
heute fehlen in Unternehmen Spezialisten fur Ma-
schinen- und Fahrzeugtechnik, Elektroingenieure
und IT-Experten. Und wenn Sie einmal bei der Ge-
sundheitssenatorin nachfragen, dann wird sie |h-
nen sicher davon berichten, dass auch in der Pfle-
ge Fachkrafte fehlen. Der Senat muss ebenfalls
schon heute die Weichen fiir morgen stellen. Das
werden auch sicher die Partner im Netzwerk, die
Kammern, die Arbeitsagentur und das Jobcenter,
DGB und Unternehmensverband Nord, so sehen.
Ubrigens ist dieses Netzwerk nicht so einzigartig,
wie vom Senat gern dargestellt. In anderen Bun-
deslandern, etwa in Bayern, gibt es langst Ver-
gleichbares.

Meine Damen und Herren! Die Strategie muss jetzt
mit Leben erfullt werden, und der Senat muss vor
allem aufpassen, dass er nicht seine Strategie fur
morgen durch seine Malinahmen von heute kon-
terkariert. Wenn der Schulsenator bei den Schulen
in sozial benachteiligten Stadtteilen plotzlich Leh-
rerstellen einspart, wenn viele Stadtteilschulen mit
ihren Problemen allein gelassen werden und dort
Berufsschullehrer nicht mehr aktiv sind, dann ver-
lieren viele Kinder und Jugendliche von heute die
Chance, die Fachkrafte von morgen zu werden.

Wenn der Senat die Frage der Azubi-Wohnheime
von einem Ressort ins andere schiebt, anstatt end-
lich solche Wohnheime aktiv zu férdern, ist das
wohl kaum im Sinne der Fachkraftestrategie.

(Beifall bei der CDU)

Ich komme zu einem Bereich, bei dem uns gerade
Stadte wie Minchen, Karlsruhe, Stuttgart oder Aa-
chen zeigen, wie man es richtig machen kann,
namlich zu unseren Hochschulen. Dort werden
sehr viele Fachkrafte ausgebildet und diese Gebie-
te sind attraktiv fur sie. Wenn unsere Hochschulen



4960 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 65. Sitzung am 14. August 2013

(Dr. Friederike Focking)

jedoch finanziell immer knapper gehalten und in ih-
rer Personalautonomie immer starker einge-
schrankt werden, dann werden viele Studierende
unserer Stadt den Ricken kehren und viele hoch-
qualifizierte Wissenschaftler gar nicht erst kom-
men. Fir gute Fachkrafte von morgen sind exzel-
lente Hochschulen von heute jedoch eine dringen-
de Voraussetzung.

(Beifall bei der CDU)

Die Liste lieRe sich verlangern. Zum Schluss dann
doch ein Hinweis, der eine generelle Schwache
der Senatsstrategie deutlich macht. Sie tragt sehr
die Handschrift des Sozial- und Arbeitssenators,
wahrend dem Wirtschaftssenator nur bei einem
kleinen Teilprojekt die Federfiihrung gelassen wur-
de. Das wird beispielsweise daran deutlich, wie
das wichtige Ziel behandelt wird, Hamburg auch
fir auslandische Fach- und Flhrungskrafte attrak-
tiv zu machen. Die CDU hatte daflr bei den letzten
Haushaltsberatungen ein Standortmarketingkon-
zept vorgelegt. Unter Leitung der dazu pradesti-
nierten Gesellschaft fir Wirtschaftsférderung sollte
vor allem der Hamburger Mittelstand unterstitzt
werden. Schon heute namlich sind es vor allem die
kleinen und mittleren Unternehmen, denen es
schwer gelingt, im Ausland und im Ubrigen
Deutschland Fachkrafte zu gewinnen. Dieser Vor-
schlag der CDU wurde abgelehnt. Stattdessen soll
jetzt die Zentrale Fachvermittlung der Arbeitsagen-
tur, die in Hamburg ohnehin nur schwach vertreten
ist, diese wichtige Aufgabe Ubernehmen. So viel
zur Dominanz des Arbeitssenators.

Zum Glick hat sich der Senat aber mit den Kam-
mern und den weiteren Netzwerkkammern kompe-
tente Mitstreiter ins Boot geholt. Sie erheben hof-
fentlich dann mahnend ihre Stimme, wenn der Se-
nat wieder einmal durch MalRhahmen von heute
die Forderung der Fachkrafte von heute und mor-
gen zu konterkarieren droht.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Demirel.

Phyliss Demirel GRUNE: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Frau Dr.
Focking, ich wollte Ihnen am Beginn meiner Rede
sagen, dass der Ausgangspunkt bei der SPD und
bei uns GRUNEN anders ist. Es geht nicht nach
dem Motto, wenn es der Wirtschaft gut geht, geht
es uns allen gut, sondern umgekehrt geht es auch.
Deshalb hat dieser sozialpolitische Ansatz dieses
Konzepts auch richtigerweise hier seinen Schwer-
punkt.

Ich mdchte ein paar Punkte erwdhnen, die die ak-
tuelle OECD-Studie uns vorlegt, namlich dass
Deutschland beim internationalen Vergleich mit
seinem Anteil an Hochschulqualifizierten weit hin-

ten liegt. In den vergangenen zehn Jahren haben
wir wichtige Konkurrenten auf dem Weltmarkt, die
ihre Anzahl der Studenten und Hochschulabsol-
venten weitaus starker steigern als wir in der Bun-
desrepublik. Bei den jetzt 25- bis 34-Jahrigen, die
in den Arbeitsmarkt eintreten, ist der Anteil nur
noch halb so groB, er liegt bei 3,1 Prozent. Die An-
zahl der Hochschulabsolventen in Deutschland
wachst unterproportional. Deutschland ist heute
das Schlusslicht aller 36 OECD-Staaten.

Es ist auch deutlich, dass uns nicht nur Uberall
Akademiker, sondern auch Meisterinnen und Meis-
ter in technischen Berufen fehlen. Sicherlich ist
die Blue Card jetzt ein Mittel, diese Defizite bun-
desweit zu bekampfen. Leider hat es diese Bun-
desregierung jedoch nicht geschafft, die schat-
zungsweise 100 000 hochqualifizierten Frauen, die
sich aufgrund der Unvereinbarkeit von Job und Fa-
milie flr die Abkehr vom Arbeitsleben entscheiden
mussten, zu reaktivieren. Stattdessen werden in
diesem Bereich solche Angebote gemacht, die die
Frauen wieder zu Hause anbinden. Es werden Ge-
schenke vergeben, worunter auch die Kinder lei-
den, insbesondere Kinder mit Migrationshinter-
grund. Das kdnnen wir so nicht einfach stehen las-
sen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Anhand dieser Daten sehen wir die Notwendigkeit,
auch in Hamburg dringend zu handeln. Der Senat
hat sich jedoch viel Zeit gelassen und erst nach
zweieinhalb Jahren seiner Regierungszeit ein Kon-
zept vorgelegt. Das Konzept, das aus vier Saulen
besteht, liest sich auf den ersten Blick gut, aber
wer es zu Ende liest, stellt sich die Frage, was hier
neu ist. Es ist fast nichts. Es ist eine Auflistung vor-
handener MafRnahmen mit der Ankindigung des
Fachkraftenetzwerks und von Teilprojekten. Alles
bleibt, wie es ist, und es wird trotzdem alles bes-
ser. Das ist die Botschaft.

Bei lhrem Integrationskonzept verhalt es sich ge-
nauso. Die Malnahmen sollen auch hier haus-
haltsneutral umgesetzt werden. Sie haben zweiein-
halb Jahre gebraucht, um das Konzept vorzulegen.
Die erste Evaluation soll in 2017 erfolgen. Das
heil’t, die Ergebnisse |hres Konzepts werden wir in
dieser Wahlperiode leider nicht erleben kénnen.

Sie kindigen an, dass bei der Bekampfung des
Fachkraftemangels das groRte Potenzial bei Frau-
en liegt. Da stimme ich Ihnen zu. Aber auf der an-
deren Seite kirzen Sie die Projekte, die diesem
Ziel dienen.

Ein weiteres Thema ist das von Frauen in Fuh-
rungspositionen. Hier ist die Senatorin im Bund
sehr aktiv gewesen. Aber auf lhrer Veranstaltung
zur Vorstellung dieses Konzepts, Herr Senator
Scheele, haben wir feststellen kdnnen, wie die Ver-
tretung von Frauen in den oberen Etagen der
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Hamburger Wirtschaft aussieht, sie liegt namlich
bei 0 Prozent. Keine Frau war dort auf dem Podi-
um vertreten, abgesehen von der Moderatorin, die
auch sehr erstaunt dartber war. So sieht Frauen-
férderung der Hamburger SPD aus. Es reicht nicht,
auf Bundesebene gro3 zu klotzen, sondern der
gleichstellungspolitische Auftrag fiir Hamburg
muss konsequent umgesetzt werden.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir brauchen spezielle Angebote, insbesondere fiir
Alleinerziehende, um dieser Gruppe den Wieder-
einstieg in den Arbeitsmarkt zu erleichtern und
dem Fachkraftemangel entgegenzuwirken. Die
zeitlich flexible Ausbildung, besonders fir Alleiner-
ziehende, ist ein erster Schritt. Der Senat hat hier
erfreulicherweise einen Schritt in die richtige Rich-
tung getan, und das muss noch ausgebaut wer-
den.

Wir reden Uber Hamburger Hochschulen, und Sie
sagen in lhrem Konzept, dass alles so gut geregelt
werde. Aber wenn wir uns das in der Praxis an-
schauen, dann sehen wir jede Menge Baustellen.
Die Mehrzahl der Beschaftigten der Universitat
Hamburg haben nur befristete Arbeitsvertrage.
Was Sie machen, ist eigentlich Augenwischerei.

Auch zum Thema Zuwanderung kann ich eine lan-
ge Geschichte erzahlen, aber die Zeit wird dafir
leider nicht reichen. Wir finden es ebenfalls sehr
schade, dass das anonymisierte Bewerbungsver-
fahren kein Teil dieses Konzepts ist, weil wir damit
auch die Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt in
gewisser Weise bekdmpfen kdnnten. Aber wir wer-
den hoffentlich viel Zeit haben, noch einmal im So-
zialausschuss Uber alle Punkte, die wir noch nicht
benennen konnten, zu diskutieren.

Wir brauchen ein Konzept fir Hamburg, das nicht
nur vorhandene MalRnahmen auflistet, sondern ei-
ne realistische Strategie verfolgt, die der Metropole
auch Rechnung tragen kann. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Kluth.

Dr. Thomas-Sonke Kluth FDP:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Zunachst begrufdt die
FDP, dass der Senat sich nun endlich auch den
Herausforderungen des Fachkraftemangels an-
nimmt und mit seiner ausflhrlichen Analyse zumin-
dest die Situation in Hamburg halbwegs zutreffend
beschreibt. Mit der Hamburger Fachkraftestrategie
versucht der Senat also nun den groRen Wurf.
Aber wenn man sich das Konzept im Einzelnen an-
schaut, dann wird man feststellen, dass es sich in
weiten Teilen um eine Kopie der Arbeitskraftealli-
anz der Bundesregierung aus dem Jahre 2010 so-
wie der Initiative Fachkrafte in der Region aus dem
Jahre 2011 handelt. Das hatte man aber schon viel

friher haben konnen, daflir hatte man nicht zwei
Jahre brauchen muissen.

(Beifall bei der FDP)

Das Konzept bleibt schon jetzt hinter den Erwar-
tungen zuriick. Statt konkrete Ziele zu benennen
oder darzulegen, auf welchem Weg und wann die-
se erreicht werden sollen, belasst es der Senat bei
allgemeinen Formulierungen. Im Gegensatz dazu
hat die Bundesregierung klare Ziele formuliert wie
etwa die Halbierung der Quote der Schulabgange-
rinnen und Schulabganger ohne Abschluss bis
2015 oder die Erhohung der Erwerbstatigenquote
bei 20- bis 64-jahrigen Frauen auf 73 Prozent. Hier
muss nach Auffassung der FDP-Fraktion der Senat
sein Konzept deutlich nachbessern.

Und auch die Auseinandersetzung mit dem Text
lohnt sich. Kommen wir zu einzelnen Passagen.
So schreiben Sie etwa in Kapitel 3 auf Seite 6 — Zi-
tat —:

"Ziel der Fachkraftestrategie des Senats ist
es, kurzfristig Stellenbesetzungsengpasse
abzufedern."

Ich habe mich gefragt, wie Sie das konkret machen
wollen, und finde die Antwort auf derselben Seite
im Kapitel 3 — Zitat —:

"Kurzfristige Stellenbesetzungsprobleme
sind zuerst durch die Betriebe selbst zu 16-
sen."

— Zitatende.

Meine Damen und Herren! Das ist eine tolle Strate-
gie; als ob die Betriebe darauf nicht schon selbst
gekommen waren. Wir haben es heute jedoch gar
nicht mehr mit kurzfristigen Besetzungsproblemen
zu tun, denn bereits im Jahr 2011 hat der Senat in
der Drucksache 20/4853 festgestellt, dass Ham-
burg schon damals 585 freie Stellen fir Ingenieure
und 873 freie Stellen in Gesundheitsberufen hatte.
Was ist bisher unternommen worden, um dagegen
etwas zu tun? Offensichtlich nichts, denn als Ant-
wort verweisen Sie auf die Fachkraftestrategie, die
nun vorsieht, dass die Betriebe dieses Problem
selbst I6sen missen. Wie gesagt: Tolle Strategie.

Weiter schreiben Sie in der Fachkraftestrategie,
Ziel sei es — Zitat —:

"[...] mittelfristig die Qualifikationsstrukturen
im Aus-, Weiterbildungs- und Hochschulbe-
reich so anzupassen, dass sie auf geadnder-
te Qualifikationsanforderungen der Wirt-
schaft reagieren."

— Zitatende.

Das klingt toll, aber dann lese ich auf der nachsten
Seite — Zitat —

"Auch mittelfristig ist zur Deckung des Fach-
kraftebedarfs zunachst die Wirtschaft gefor-
dert."



4962 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 65. Sitzung am 14. August 2013

(Dr. Thomas-Sénke Kluth)

Auch hier stellt sich die Frage: Hat der Senat fir
diese Erkenntnis wirklich zwei Jahre gebraucht?

Weiter im Text. Auf Seite 7 steht — Zitat —:

"WVon einem wirklichen Fachkraftemangel
kann erst dann gesprochen werden, wenn
Betriebe ihre wirtschaftlichen Moglichkeiten
zur Steigerung der Attraktivitdt der angebo-
tenen Arbeitsplatze flr Fachkrafte voll aus-
geschopft haben.”

— Zitatende.
Und nun kommt es. Wenn — Zitat —

"[...] keine weiteren Arbeitskrafte zur Verfu-
gung stehen, die hinreichend qualifizierbar
sind."

— Zitatende.
Dann — Zitat —
"[...] ist der Staat gefragt.”

Meine Damen und Herren! Dann ist es schlicht zu
spat. Dann ist die Katze bereits in den Brunnen ge-
fallen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU — Wolfgang Rose SPD: Wieso Katze?)

Der Senat ist aufgefordert, vorher und rechtzeitig
geeignete Mallnahmen gegen den Fachkrafteman-
gel einzuleiten und nicht erst dann, wenn das Pro-
blem eingetreten ist oder den Betrieben keine
Handlungsoptionen mehr bleiben.

Die FDP sieht also bei dieser Senatsvorlage er-
heblichen Nachbesserungs-, Erganzungs- und
Konkretisierungsbedarf. Wir hoffen, dass dies mit
der Debatte im Sozialausschuss mdglicherweise
noch gelingt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Dazu kann dann
der Sozialausschuss den Tierschutzbeauftragten
fragen. — Herr Golke hat das Wort.

Tim Golke DIE LINKE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr Kluth, auch wenn es Sie
betriiben mag, Katzen kénnen landlaufig schwim-
men.

(Finn-Ole Ritter FDP: Aber nicht im Brunnen!
— Wolfgang Rose SPD: Landlaufig?)

Da einige Rednerinnen und Redner dber den In-
halt der Drucksache gesprochen haben, werde ich
im Wesentlichen daruber reden, was nicht darin
steht und was meiner Meinung nach hineingehort.
Die Situation auf dem Arbeitsmarkt stellt sich fol-
gendermallen dar. Im Jahr 2002 hatten wir in
Deutschland insgesamt etwa 39 Millionen Erwerbs-
tatige, heute sind es fast 42 Millionen Erwerbstati-
ge. Das ist ein Zuwachs von gut 2,5 Millionen. Die-

se Zahlen stimmen, und die kritisiere ich auch
nicht. Aber wir hatten 2002 in Deutschland
310 000 Leiharbeiterinnen- und Leiharbeiterstellen,
2012 waren es 820 000. Das ist ein Zuwachs von
mehr als 500 000 Stellen. Das IAB hat uns vorge-
rechnet, dass davon rund 250 000 neue Ar-
beitsplatze sind. Die anderen 250 000 haben si-
chere, unbefristete Vollzeitarbeitsverhaltnisse ver-
drangt. Wir haben 7,5 Millionen Minijobs in diesem
Land — Minijob bedeutet neuerdings 450 Euro im
Monat — vor allen Dingen im Einzelhandel, im Rei-
nigungsgewerbe und in der Gastronomie. Davon
bilden 5 Millionen Minijobs den Hauptjob und wer-
den zu zwei Dritteln von Frauen gemacht. Wir ha-
ben die Ausweitung der Teilzeit. In Deutschland ar-
beiten 2 Millionen Menschen unfreiwillig in Teilzeit.
Sie wirden gern mehr arbeiten, aber es wird ihnen
nicht zugestanden. Wir haben Niedrigléhne in die-
sem Land. Etwa 22 Prozent der erwerbstatigen Be-
volkerung, das sind 7,3 Millionen Menschen, arbei-
ten zu einem Niedriglohn. Die Grenze dafir liegt in
Deutschland nach der OECD-Definition im Moment
bei 9,54 Euro. Genau diese Zahlen machen sehr
deutlich, warum diese Senatsdrucksache, die
Hamburger Strategie zur Sicherung des Fachkraf-
tebedarfs, einen voéllig unzureichenden Anknup-
fungspunkt hat, denn auch diese Realitdt muss
man dort begutachten und erheben, und aus die-
ser Realitdt muss man letztlich Konsequenzen zie-
hen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Drucksache hingegen geht zum grof3en Teil
nur von Erhebungen und der Nutzbarmachung des
Erwerbspersonenpotenzials als staatlich begleitete
Aufgabe aus. Zumutbarkeitsgesichtspunkte etwa
aus SGB Il und SGB Il bei der Aufnahme von Ar-
beit werden nicht thematisiert oder ungefragt hin-
genommen. Das ist nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Demirel hat es gesagt: Diese Drucksache
enthalt keine wirklich neuen Aspekte. Es ist reine
AnklUndigungspolitik von Malnahmen, die wir
schon lange kennen, die wir zum Teil unterstitzt
haben, zum Teil kritisch begleitet haben, keine Fra-
ge, aber es gibt darin nichts Neues. Ein Beispiel
will ich Ihnen geben. Frau Demirel nannte schon
die Gleichstellungspolitik. In dieser Drucksache
steht:

"Die Fachkraftestrategie und das Gleichstel-
lungspolitische Rahmenprogramm [...] er-
ganzen sich."

Beide Programme haben aber keinen grof3en eige-
nen Regelungsgehalt, es folgt aus ihnen nicht viel.
Sie sind beide nur Ankiindigungspolitik. Der Senat
halt aulerdem, ausweislich der Schriftlichen Klei-
nen Anfrage von Frau Artus und mir, eine
Schulung der Geschéaftsstelle des Fachkraftenetz-
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werks im Gendermainstreaming flir entbehrlich.
Auch das ist nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt die vollig unzureichende vierte Saule. Das
ist die Frage von Arbeitnehmerrechten und guter
Arbeit, die Sie genannt haben. Sie wollen ange-
messene Vergutung — hier bin ich ganz bei Ihnen.
Dann reden Sie vom Mindestlohn — dazu haben wir
dieses ebenfalls unzureichende Gesetz beschlos-
sen. Sie sagen, es muss um Arbeitsorganisation
und Unternehmenskultur gehen — auch hier bin ich
bei lhnen. Und Sie sagen, es muss um Gesund-
heits- und Arbeitsschutz gehen — auch hier bin ich
bei Ihnen — und um betriebliche Weiterbildung, kei-
ne Frage. Zu einer wirkungsvollen Strategie muss
aber auch das Verbot von Leiharbeit gehdren, die
Einschrankung der Teilzeitarbeit, das Verbot von
zeitlichen Befristungen, die Abschaffung von Mini-
jobs verbunden mit der alleinigen Beitragspflicht fir
Arbeitgeber bei Niedrigléhnen und die Ricknahme
der Rente mit 67 und der Rentenkirzung.

(Beifall bei der Linken)

Dazu sagen Sie nichts. Ah, ich habe gehdrt, das ist
Bundesrecht. Das kann man sich tatséchlich ein-
mal ansehen. Hamburg ist nicht gerade willfahriger
Befehlsempfanger des Bundes, sondern ist in das
foderale System eingebunden und gelegentlich
auch im Bundesrat vertreten. Der Senat bringt
Bundesratsinitiativen ein, zum Teil auch recht er-
folgreiche. Nur wenn es um Arbeitnehmerrechte
geht, dann werden nicht einmal die Bundesratsini-
tiativen, die die eigene SPD-Fraktion vorschlagt,
umgesetzt, Beispiel Schutzfrist bei der Arbeitslo-
senversicherung. Von Weiterem will ich nicht re-
den.

Dieser Senat hat bei Arbeitnehmerrechten eine
weille Weste in dem Sinne, dass er dazu nichts
beschrieben hat. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senator Scheele.

Senator Detlef Scheele: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich méchte zunachst voraus-
schicken, dass es nicht die Fachkraftestrategie des
Senats allein ist, sondern dass es eine Fachkrafte-
strategie ist, die wir von der ersten bis zur letzten
Seite in diesem Papier — es ist nur eine Senatsmit-
teilung geworden, weil wir die Blrgerschaft unter-
richten wollen — gemeinsam mit Arbeitgebern, Ge-
werkschaften, den beiden Kammern, dem Dienst-
leister Agentur fir Arbeit und den Fachbehdrden,
die sich um Ausbildung, Weiterbildung und so wei-
ter kimmern, entwickelt haben. Eine Regierung
sollte auch nicht eine Fachkraftestrategie machen,
denn eine Regierung ist dafiir nicht verantwortlich
und weild nicht, wo die Landepunkte sind und wie

die Entwicklung in den Unternehmen ist. Deshalb
haben wir alle an Bord geholt, die etwas damit zu
tun haben. Ich freue mich sehr, und es ist auch et-
was Einzigartiges, dass alle an Bord sind: Kam-
mern, Arbeitgeber, der DGB, die Fachbehdrden
und die Agentur fur Arbeit. Das ist etwas sehr Be-
deutsames fir diese Strategie.

(Beifall bei der SPD)

Was liegt nun vor uns? In Hamburg haben wir zur-
zeit ungefahr 1,15 Millionen Menschen im erwerbs-
fahigen Alter. Das wird bis 2020 noch zunehmen.
Wir haben steigende Schiilerabgangszahlen. Im
Jahr 2020 werden wir ungefahr 32 000 Menschen
mehr im erwerbsfahigen Alter haben. Danach
nimmt die Zahl ab. Es gibt unterschiedliche Szena-
rien, was die Zuwanderung angeht, aber wir gehen
zurzeit davon aus, dass es 120 000 bis 140 000
bis 2040 sind. Darauf bezogen sich, Frau Focking,
meine Aussagen. Wir wollen nicht warten, aber wir
haben eine Chance, weil das Erwerbspersonenpo-
tenzial zurzeit stabil ist. Wir mussen sofort anfan-
gen und diese Zeit nutzen, in der die wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen und das Erwerbsperso-
nenpotenzial gut sind, so dass uns die Zeit nicht
durch die Finger rinnt, sondern wir sie verninftig
nutzen, damit spater, wenn es schlechter wird und
wir weniger werden, alles so aufgestellt ist, dass es
funktioniert.

Ich will Ihnen sagen, wie das geht. Man muss die
einzelnen Zielgruppen, die die Kollegen schon ge-
nannt haben, durchgehen. Wir dirfen keinen zu-
ricklassen. Wir haben die Jugendberufsagentur in
funf von sieben Stadtteilen gegriindet, damit an
der schwierigen Nahtstelle von der Schule in den
Beruf weniger verloren gehen, am besten kein ein-
ziger. Einige zweifeln, dass Neues in diesem Fach-
kraftekonzept steht. Diese Jugendberufsagentur
gibt es in keiner anderen Stadt in Deutschland, sie
ist neu. Das ist eine Erfindung dieses Senats und
der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Die zweite Gruppe bilden die Frauen. Fir die Er-
werbsbeteiligung von Frauen, die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf, eine gerechte Entlohnung,
Teilhabe an Karriere, frihzeitige Ruckkehr in den
Beruf braucht es eine vernunftige soziale Infra-
struktur mit ausgebauter Kindertagesbetreuung
von der Krippe uber die Elementarerziehung bis
zur ganztagigen Betreuung an Schulen. In Ham-
burg wird es Ende dieses Jahres bis auf sehr weni-
ge Ausnahmen nur noch Ganztagsschulen geben.
Und wir sind beim Krippen- und Kita-Ausbau so-
wohl in der Qualitat wie in der Quantitat spitze. Das
ist auch etwas Neues, was dieser Senat und diese
SPD-Fraktion auf den Weg gebracht haben.

(Beifall bei der SPD)

Wenn die Frauenerwerbsbeteiligung ungeféhr den
Stand der Erwerbsbeteiligung von Mannern errei-
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chen wirde, dann hatten wir in Hamburg ein Er-
werbspersonenpotenzial von 58 000 jungen Frau-
en. Daflr lohnt es sich wirklich, sich anzustrengen.
Wenn es uns weiter gelingt, die Erwerbsquote der
55- bis 64-Jahrigen von 66 Prozent um 10 Prozent
zu erhoéhen, dann entspricht das 18 000 Men-
schen, die zuséatzlich erwerbstatig sind. Auch hier
haben wir etwas Neues gemacht. Wir haben das
Deutsche Demographie Netzwerk nach Hamburg
geholt, damit Unternehmen von Unternehmen
Best-practice-Beispiele kennenlernen und ihre Ar-
beitsbedingungen demografiefest gestalten, so-
dass zum Beispiel eine hdohere Zeitautonomie fir
altere Kolleginnen und Kollegen gegeben ist. Das
ist neu, das gibt es hier nicht.

Wenn wir bei Menschen mit Behinderung die Er-
werbstatigenquote nur um 10 Prozent steigern
kénnten — das soll doch wohl gehen —, dann wéren
das 5000 zusatzliche Erwerbspersonen, die dem
Arbeitsmarkt zur Verfligung stiinden.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Auf Menschen mit Migrationshintergrund ist hinge-
wiesen worden. Hier ist die Erwerbstatigenquote
von 55 Prozent auf 59 Prozent gestiegen, aber das
reicht nicht. Wenn es uns gelingen wirde, eine An-
gleichung der Erwerbstatigenquote von Migrantin-
nen und Migranten an die von Menschen ohne Mi-
grationshintergrund hinzubekommen, und das hal-
te ich fir mdglich, dann hatten wir weitere 41 000
Menschen, die heute schon Hamburgerinnen und
Hamburger sind, die dem Arbeitsmarkt zur Verfii-
gung stehen konnten, sich selbst besser helfen
kénnten und den Wohlistand der Stadt mehren
wirden. Zusammengenommen sind das allein
schon 122 000 Menschen, die bereits heute in
Hamburg leben, aber nicht arbeiten.

Ich weise an dieser Stelle auf das Anerkennungs-
gesetz hin. In der vergangenen Woche haben wir
die Bilanz vorgestellt. Wir haben 800 Anerken-
nungsverfahren durchgefihrt und bei 400 Verfah-
ren eine vollstdndige Anerkennung ausgespro-
chen. Auch das ist neu. Es gibt nirgendwo in
Deutschland einen Beratungsanspruch im Bereich
von Anerkennungsgesetzen. Wir sind auf einem
Weg, diese Erwerbspersonenpotenziale gemein-
schaftlich mit den Kammern, den Arbeitgebern, der
Stadt und der Agentur fir Arbeit zu heben, Ziel-
gruppe fir Zielgruppe, Person fur Person. Das ist
nicht einfach, aber einen anderen Weg gibt es
nicht. Den haben wir jetzt eingeschlagen.

(Beifall bei der SPD)

Dass es am Ende des Tages noch eine Lucke gibt,
will ich nicht ausschlieRen. Ich weil auch, dass es
in einzelnen Branchen schwierig ist, bei den Sozi-
al- und Erziehungsberufen, den MINT-Berufen und
so weiter. In diesen Zahlen, die ich eben vorgetra-
gen habe, ist keine Zuwanderung und keine Pro-
duktivitatssteigerung enthalten. Wenn man das da-

zu nimmt, dann geht der Senat davon aus, dass es
in manchen Branchen schwer wird, aber wir wer-
den in Hamburg in keine generelle Fachkraftellicke
steuern. Wer Uberall dariiber redet, der schadet
dem Standort Hamburg; lassen Sie das.

(Beifall bei der SPD — Christiane Schneider
DIE LINKE: Wenn wir nicht alle ausweisen
wirden, hatten wir noch mehr!)

Wir haben das Fachkraftenetzwerk konstituiert; die
verschiedenen Projektgruppen arbeiten. Ich will auf
zwei Dinge hinweisen. Frau Focking hat die Frage
der Auszubildendenwohnungen benannt. In die-
sem Fachkraftenetzwerk, bei dem Arbeitgeber, Ge-
werkschafter, Behérden gemeinschaftlich arbeiten,
gibt es nun eine Arbeitsgruppe, um hierzu eine L&-
sung zu finden. Im Wirtschaftsausschuss ist in der
vergangenen Woche vorgetragen worden, wo wir
stehen, und wir sind weiter, als von manchen der
Eindruck erweckt wird. Wir beschéaftigen uns als
Erstes mit der Frage der Durchlassigkeit von Bil-
dungsgangen. Es gibt vielfach die Situation, dass
junge Menschen eine Ausbildung beginnen, die
dann nicht die richtige ist. Es ist aber nicht geklart,
was von einer begonnenen Ausbildung oder einem
begonnenen Studium angerechnet werden kann.
Es geht um Anrechenbarkeit, um Durchlassigkeit.
Es geht um die Frage, wenn junge Menschen bei-
spielsweise ihr Studium abbrechen, was sie davon
mitnehmen kénnen, wenn sie dann eine Ausbil-
dung machen. Auch hier gilt das Motto des Senats
"Niemand bleibt zurtick", aber man muss besser
darauf achten, dass die verschiedenen Ausbil-
dungsgange, sei es Hochschule, Schule oder die
beruflich-duale Ausbildung, in einer Weise aufein-
ander abgestimmt werden, dass man das Gelernte
in einen neuen Ausbildungsgang mitnehmen kann
und keinesfalls ein Ausbildungsabbruch zum dau-
erhaften Status des Ungelernten fuhrt. Daran ar-
beitet zum Beispiel dieses Fachkraftenetzwerk.

Ich finde, wir sind auf einem recht guten Weg. Ich
finde es auch richtig, dass wir das im Sozialaus-
schuss noch einmal ausfiihrlich erértern, denn das
Thema hat es schon verdient. Mein Eindruck ist,
dass wir auch im bundesweiten Vergleich unter
den Bundeslandern mit dieser Fachkraftestrategie,
eben weil sie eine gemeinsame Strategie der Stadt
ist, gut dastehen und auch Erfolg haben werden.
— Vielen Dank.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Stemmann.

Hjalmar Stemmann CDU:* Frau Prasidentin, mei-
ne lieben Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie
mich mit einem Zitat frei nach Schiller anfangen.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Nein! —
Christiane Schneider DIE LINKE: Frei, dann
ist es kein Zitat!)



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 65. Sitzung am 14. August 2013 4965

(Hjalmar Stemmann)

"Spat kommt |hr, doch Ihr kommt! Der weite Weg,
Senator Scheele, entschuldigt nicht euer Sdumen."
Sie sind mit dieser Strategie zu spat dran und ein-
zigartig ist sie auch nicht. Ahnliches machten Ba-
den-Wirttemberg 2011, die Bundesregierung
2011, Brandenburg 2012 und Bayern im Frihjahr
2013. Wo sehen Sie hier Ihr Alleinstellungsmerk-
mal? Vieles kommt zu spat. Es kommt das Auszu-
bildendenwohnheim zu spat. Sie haben es eben
angesprochen, aber ich glaube, Sie haben ein
Wort vergessen. Im Ausschuss ist darliber berich-
tet worden, und es wurde der Anschein erweckt,
dass man etwas erreicht hat, aber man ist deutlich
weiter zurtck als der Anschein erweckt wurde.
Was ist die Tatsache? Wir reden seit zwei Jahren
in der Birgerschaft und im Wirtschaftsausschuss
Uber das Auszubildendenwohnheim. Was pas-
siert? Nichts passiert. Die Behorde fahrt eine Aus-
schreibung, die sie selbst gemacht hat, an die
Wand. Das vorgelegte Konzept wird abgelehnt und
wir sind wieder auf null. Jetzt soll eine Umfrage ge-
macht werden dazu, wie viele Platze denn Uber-
haupt gebraucht werden. Es wird davon ausgegan-
gen, dass niedersachsische und Bremer Lehrlinge
Uberhaupt keinen Platz in Hamburg brauchen. Da-
bei wird aber nicht berticksichtigt, welche Strecken
die zurucklegen missen und, und, und. Alles wird
auf die lange Bank geschoben. Das zieht sich lei-
der wie ein roter Faden hindurch.

In der Ausarbeitung der Arbeitsagentur "Fachkraf-
teengpasse in Deutschland" vom Dezember 2012
war bereits zu lesen:

"Aktuell zeigt sich kein flachendeckender
Fachkraftemangel in Deutschland. Es gibt
jedoch Engpasse in einzelnen technischen
Berufsfeldern, vorrangig in den westlichen
Bundeslandern, sowie bundesweit in Ge-
sundheits- und Pflegeberufen."

Das ist nichts Neues, das ist Realitadt. Damit redet
man nicht den Standort schlecht, im Gegenteil. Der
Standort ist attraktiv. Es sind viele Stellen offen, es
sind auch viele Lehrstellen offen. In Bayern und
Baden-Wirttemberg gibt es zu viele Lehrlinge und
zu wenige Lehrstellen. In Hamburg gibt es offene
Lehrstellen, die nicht besetzt werden kdnnen. Ein
Auszubildendenwohnheim wirde jetzt helfen und
nicht erst in zwei Jahren, wenn die Gruppe dann ir-
gendwann einmal getagt hat.

(Beifall bei der CDU)

Auch die von lhnen gelobte Jugendberufsagentur
ist eben nicht eine Erfindung der SPD, sondern sie
beruht auf einem Antrag der CDU

(Ksenija Bekeris SPD: Wie bitte?)

vom 30. Marz 2011 aus Drucksache 20/106, nach-
zulesen in der Parlamentsbibliothek. Damals war
es die SPD, die diesen Antrag abgelehnt und das
Ganze verschleppt hat. Wir kénnten heute schon
viel weiter sein. Die Jugendberufsagentur konnte

bereits in allen sieben Bezirken arbeiten und nicht
nur in einem Teil von Hamburg.

(Beifall bei Roland Heintze und Thomas
Kreuzmann, beide CDU)

Birgermeister Olaf Scholz hat neulich, wie er sag-
te, die "europaische Avantgarde" in Hamburg be-
grufdt, namlich spanische Lehrlinge im Hotel- und
Gaststattenbereich. Wenn man einmal hinter die
Kulissen schaut, dann zeigt sich, dass dies auf der
Initiative "MobiPro-EU" der Bundesregierung be-
ruht. Es ist wichtig, hier Gas zu geben. Es reicht
nicht, sich in Ausschiissen wieder einmal totzure-
den und schliellich zwei Jahre zu brauchen. Der
Fachkrafteengpass ist in Hamburg angekommen.
Es muss jetzt flott vorangehen und nicht in der
Langsamkeit, die wir bisher an den Tag gelegt ha-
ben. — Danke schon.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Frau Demirel
bekommt das Wort.

Phyliss Demirel GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich mochte kurz, Herr Senator,
zu lhrem Vorzeigeprojekt Jugendberufsagentur et-
was sagen, wenn Sie mir zuhdren. Sie wissen,
dass einige Bezirke nicht damit einverstanden
sind, dass das Personal fir diese Stellen aus den
Bezirksamtern beziehungsweise dem Jugendamt
weggenommen wird. Sie sind ohnehin Uberlastet
und wissen nicht, wie sie nun die Jugendsozialar-
beit vor Ort gestalten kdnnen. Hier missen Sie
dringend korrigieren, bevor Sie das grofRklotzig als
ein tolles Projekt der SPD ankiindigen.

(Beifall bei Tim Golke und Christiane
Schneider, beide DIE LINKE)

Zum Bereich Anerkennung von auslandischen Ab-
schlissen wirde ich gern sagen, dass dieser
Rechtsanspruch auf unserem Antrag beruht.
Nichtsdestotrotz, wir haben zugestimmt und beflr-
worten und unterstitzen das auch. Wir sind in
Hamburg mit der ZAA, Zentrale Anlaufstelle Aner-
kennung, und mit unserem Stipendienprogramm
auf einem erfolgreichen Weg, aber die Finanzie-
rung der Anpassungslehrgange ist noch nicht ge-
klart worden, Herr Senator. Der Bund kann sich
hier nicht einfach der Verantwortung entziehen und
sagen, Hamburg musse alles finanzieren. Wenn
Sie schon so ein tolles Netzwerk gegriindet haben,
in dem alle auf irgendeine Weise Mitspracherecht
haben und Hamburg einen groflen Einfluss hat,
dann missen Sie auch auf Bundesebene dafur
sorgen, dass die Finanzierung der Anpassungs-
lehrgange garantiert wird. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN)
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Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, sodass wir zur Ab-
stimmung kommen kénnen.

Wer einer Uberweisung der Drucksache 20/8154
an den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und Integra-
tion zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das Uberwei-
sungsbegehren ist einstimmig angenommen wor-
den.

Wir kommen zum Punkt 21, Drucksache 20/8444,
dem Senatsantrag: Gesetz uUber die Beisetzung
von Gremien im Einflussbereich der Freien und
Hansestadt Hamburg mit Frauen und Mannern.

[Senatsantrag:

Gesetz iliber die Besetzung von Gremien im
Einflussbereich der Freien und Hansestadt
Hamburg mit Frauen und Mannern (Hamburgi-
sches Gremienbesetzungsgesetz — Hmb-
GremBG)

— Drs 20/8444 -]

Die SPD-Fraktion mochte diese Drucksache feder-
fuhrend an den Haushaltsausschuss sowie mitbe-
ratend an den Ausschuss fir Justiz, Datenschutz
und Gleichstellung Gberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Frau Dobusch.

Gabi Dobusch SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Wenn ich die Lage richtig ein-
schatze, dann mussten wir uns eigentlich partei-
Ubergreifend und quer durch alle Fraktionen in den
folgenden Punkten einigermalfien einig sein.

Erstens: Wir wollen tatsachlich eine gleichberech-
tigte Teilhabe von Frauen und Mannern an der
Ausgestaltung unserer Gesellschaft.

Zweitens: Wir wollen gleiche Chancen von Frauen
und Mannern auf Einflussnahme, auf Mitentschei-
dung und auf Gestaltungsmacht. Frau Suding, ich
schaue Sie jetzt etwas zweifelnd an.

Drittens: Wir wollen selbstverstandlich auch, dass
sich diese gleichberechtigte Teilhabe von Frauen
und Mannern in einem ausgewogenen Verhaltnis
der Geschlechter bei der Wahrnehmung von Auf-
gaben in Gremien und Leitungsfunktionen wider-
spiegelt.

(Beifall bei der SPD — Katja Suding FDP:
Denn man zu!)

— Dann sind wir uns ja einig.

Das sind unsere einvernehmlichen Ziele. Mit der
Einigkeit dirfte es bei der Frage zu Ende sein, wie
und wann wir das alles realisieren. Hier gibt es die
eine oder andere Differenz, die die Debatte sicher-
lich aufzeigen wird. Aus Sicht der SPD-Fraktion je-

denfalls sind wir diesen Zielen mit der Vorlage des
Gesetzentwurfs (iber die Besetzung von Gremien
im Einflussbereich der Freien und Hansestadt
Hamburg mit Frauen und Mannern einen entschei-
denden Schritt ndhergekommen. Endlich, fluige ich
hinzu, denn meine Fraktion hatte bereits in der ver-
gangenen Legislaturperiode einen entsprechenden
Antrag eingebracht, der damals leider mit den
Stimmen von CDU und GAL abgelehnt wurde. Es
war unseres Erachtens nicht mehr hinnehmbar,
dass in einer aufgeschlossenen, zukunftsorientier-
ten und international ausgerichteten Metropole wie
der unseren Frauen immer noch von einigen kolle-
gialen offentlich-rechtlichen Beschluss- und Bera-
tungsorganen vollstdndig ausgeschlossen und in
diversen Gremien von erheblicher gesellschaftli-
cher Bedeutung nicht vertreten sind beziehungs-
weise waren.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Es gibt noch andere
Bereiche, in denen der Ausschluss der Frauen
nicht mehr hinnehmbar ist. Dazu einige Bemerkun-
gen. Es gibt auch in unserer Stadt Sektoren hetfti-
ger Gegner, bisweilen auch Gegnerinnen jedweder
Quotenregelung, gleich wie moderat diese ausge-
staltet sein mag. Nicht alle sind derart explizit da-
gegen wie Herr Ackermann, der gerade wieder in
einer ARD-Sendung, falls Sie das zufallig gesehen
haben, freundlich Iachelnd erklarte, dass Frauen,
vor allen Dingen bestimmte Altersgruppen von ih-
nen, nicht gebraucht werden, jedenfalls nicht in
den Aufsichtsraten und Vorstdnden in unserer Re-
publik. In die Richtung von Menschen, die &hnliche
Ansichten vertreten, kdnnte ich jetzt mit sozialer
Verantwortung, mit ethischen Grundsatzen, mit Ap-
pellen an Gerechtigkeit und so weiter, vielleicht
auch mit dem Hinweis auf die fruchtlosen Selbst-
verpflichtungen argumentieren, aber auf diesem
Ohr herrscht bekanntlich bei dem einen oder der
anderen eine zumindest partielle Taubheit. Lassen
Sie mich daher andersherum argumentieren. Alle
Studien, alle Expertisen der vergangenen Jahre,
und zwar gleich aus welcher politischen Ecke, lau-
fen auf eines hinaus: Wenn wir international wett-
bewerbsfahig bleiben wollen, zumal in Zeiten der
Globalisierung und des demokratischen Wandels
— das Thema Fachkraftemangel hatten wir eben
schon —, dann mussen alle unsere Unternehmen,
natirlich auch die der Stadt, Schluss machen mit
stereotypem Denken und einer zentralistischen
Kultur gemal der MaRgabe: An der Spitze steht
ein hochqualifizierter weilRer Mann mittleren Alters.
Wir wissen alle, dass das mit dem mittleren Alter
bei Mannern eine dullerst dehnbare Kategorie ist.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei
Kersten Artus DIE LINKE)

Wenn wir international wettbewerbsfahig bleiben
wollen, dann brauchen unsere Unternehmen die
Frauen, und zwar nicht in Minijobs, mit denen sie
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(Gabi Dobusch)

bisher abgespeist werden, sondern auch in den
Fihrungsetagen.

(Vizeprasidentin Dr. Eva Gimbel Gbernimmt
den Vorsitz.)

Ohne einen umfassenden Kulturwandel, und zwar
Top-down, in den Unternehmen ist dies unseres
Erachtens nach nicht zu schaffen.

Wenn wir international wettbewerbsfahig bleiben
wollen, dann muss Schluss sein mit dem Kreisen
in den immer gleichen Kreisen, mit den Old-Boy-
Networks, es muss Schluss sein mit diesem Be-
harrungsvermdgen und dem Festklammern einiger
Herren an Macht und Geldtopfen. Alles andere ist
namlich geschéaftsschadigend. Ein Blick tber den
Tellerrand tut vielleicht recht gut. In puncto Frauen
in Fdhrungspositionen bilden wir mittlerweile in
Europa fast das traurige Schlusslicht. Es wurde in
deutschen Medien daruber berichtet, dass die BBC
gerade in einer hochgeachteten Filmreihe Uber das
neue sympathische Deutschland berichtet hat. Wir
kommen dort ausnahmsweise einmal gut weg, wir
werden gelobt, aber als Negativum wird explizit
ausgefiihrt, dass es flir Frauen hier kaum auszu-
halten sei. Warum? Komischerweise wirde nam-
lich in diesem Land davon ausgegangen, dass
selbst bestausgebildete Frauen besser zu Hause
bleiben sollten. Welches Potenzial wir da brachlie-
gen lassen, darauf hat Herr Senator Scheele eben
schon hingewiesen, und auch ich finde, dass es
wirklich nicht zum Aushalten ist, wie das bisher ge-
handhabt wurde.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Meine Damen und Herren! Die bundesweite De-
batte und Auseinandersetzung um den Hamburger
Vorschlag zur geschlechtergerechten Quotierung
von Aufsichtsraten haben Sie hoffentlich alle noch
vor Augen beziehungsweise in den Ohren. Inso-
fern durfte lhnen noch gegenwartig sein, auf welch
breite Zustimmung diese Vorschlage gestofien
sind. Ich erinnere da nur zum Beispiel an die Mehr-
heit im Bundesrat. Dass sich im Bundestag dann
die Uberzeugten Quotenbeflirworterinnen der CDU

(Dietrich Wersich CDU: Das sind wir!)

— da schaue ich einmal in lhre Richtung — mit einer
vagen Aussicht auf Einfihrung einer Quote in fer-
ner Zukunft vertrosten lieRen, ist natlrlich schade.
Das zeigt einmal wieder, dass Sie bis zur moder-
nen Grofstadtpartei doch noch einen weiten Weg
zurlckzulegen haben.

(Beifall bei der SPD — Dietrich Wersich CDU:
Aber Sie sind schon ganz weit!)

Wir sind in Hamburg immer sehr stolz darauf ge-
wesen, Tor zur Welt zu sein. Und tatsachlich steht
Hamburg derzeit hoch in der Gunst junger Frauen.
Vielleicht haben Sie es am Wochenende gelesen:
Vor allen Dingen die 18- bis 25-jdhrigen jungen

Frauen zieht es Uberproportional in unsere Metro-
pole,

(Katja Suding FDP: Und das ganz ohne
Quote!)

und zwar in der berechtigten Hoffnung, dass hier
besser unter einen Hut zu bringen ist, was sonst
schwer zu vereinbaren ist:

(Katja Suding FDP: Deshalb sind Sie hier!)

Beruf, Karriere, Partnerschaft, Kinder und Lebens-
perspektiven jenseits von Rollenstereotypen. Die-
sen Frauen sind wir verpflichtet, und diesen Ver-
pflichtungen werden wir auch nachkommen.

(Beifall bei der SPD)

Frau Suding, diese jungen Frauen erwarten — und
bekommen hier auch — Rahmenbedingungen, die
ihnen genau das ermdglichen: ein selbstbestimm-
tes Leben und Teilhabe auf allen Ebenen quer
durch unsere Gesellschaft. Das Thema Kinderbe-
treuung wurde heute auch schon angesprochen,
zum Beispiel das Betreuungsgeld, das naturlich in
diesen Kontext gehdrt, aber das lasse ich jetzt ein-
mal aus.

Der Senat hat beschlossen, den Verfassungsauf-
trag zur Durchsetzung der tatsachlichen Gleichstel-
lung von Frauen und Mannern ernst zu nehmen,
und er hat mit dem "Gleichstellungspolitischen
Rahmenprogramm" die Richtung vorgegeben.
Selbstbestimmung und gerechte Teilhabe sind die
Leitgedanken. Die fiir das zweite Quartal 2013 avi-
sierte MalRnahme 121 — daruber reden wir heute,
es handelt sich dabei um den Gesetzentwurf zur
Besetzung von Gremien — hat bereits ihre positiven
Schatten vorausgeworfen, wie wir bei einigen Aus-
schussberatungen zum Rahmenprogramm zu héo-
ren bekamen. Schon im Vorfeld wurde namlich der
Anteil der Frauen in einigen Gremien und an eini-
gen Schaltstellen der Macht in unserer Stadt ent-
scheidend erhdht, auch wenn wir natirlich noch
weit von einer paritdtischen Besetzung entfernt
sind. Aber Schritt fir Schritt ndhern wir uns diesem
Ziel der tatsachlichen Gleichstellung, und wir blei-
ben da als SPD-Fraktion zumindest hartnackig da-
bei.

(Beifall bei der SPD)

Wir kénnen es uns unseres Erachtens namlich
nicht langer leisten, auf Frauen in entscheidenden
Positionen zu verzichten. Wir wollen gleiche Chan-
cen fir Frauen und Manner auf Einflussnahme,
Mitentscheidung und Gestaltungsmacht. Das Ge-
setz ist ein Baustein auf dem Weg dahin. Wir tber-
weisen es daher gern an die Ausschisse und freu-
en uns auf die lebhaften Diskussionen mit [hnen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Wolff, Sie
haben das Wort.

Katharina Wolff CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich fange einmal
mit dem Wesentlichen an. Die CDU-Burgerschafts-
fraktion lehnt die vorgelegte Senatsdrucksache ab,
weil wir der Uberzeugung sind, dass diese Form
des hier praktizierten Gender-Managements ord-
nungspolitisch schlicht und einfach falsch ist. Frau
Dobusch, Sie haben das Ziel benannt, und da sind
wir uns einig. Alles, was Sie gesagt haben, kann
ich absolut unterstitzen. Wie wir dahinkommen,
dartber sind wir uns sehr uneinig, aber wir kdnnen
trotzdem gerne Uber alles reden. Deswegen finden
wir es auch gut, dass diese Drucksache Uberwie-
sen wird. Der Uberweisung stimmen wir gerne zu.

Frau Schiedeks Drucksache verweist gleich im ers-
ten Absatz auf Artikel 3 des Grundgesetzes und
erklart, dass sich der Senat mit diesem Gesetzent-
wurf auf einer Mission im Sinne der Gleichberechti-
gung befinde. Auch ich mdchte gleich auf den Arti-
kel 3 des Grundgesetzes hinweisen und darf zitie-
ren:

"Niemand darf wegen seines Geschlechtes
[...] benachteiligt oder bevorzugt werden."

Dagegen wird aber mit dieser Drucksache versto-
Ren, weil namlich genau die Benachteiligung und
Bevorzugung von Menschen aufgrund ihres Ge-
schlechts das systematische Ziel hinter diesem
Gesetzentwurf ist. Es geht der Senatorin in dieser
Drucksache sogar ausschlief3lich darum, in be-
stimmten Situationen Menschen wegen ihres Ge-
schlechts zu benachteiligen oder zu bevorzugen.
Das und nichts anderes ist nadmlich der wesentli-
che und gewollte Effekt jeder Quote. Wo eine Quo-
te gilt, bekommen sie einen Posten eben nur,
wenn ihr Geschlecht gerade den geschlechterarith-
metischen Anforderungen entspricht, und Bewer-
ber, die ein in dem Sinne falsches Geschlecht ha-
ben, werden dann aufen vor gelassen. Wenn das
Geschlecht gerade nicht passt, werden sie namlich
einfach nicht besetzt, und der Posten wird mit je-
mandem besetzt, dessen Geschlecht passt. Noch
einmal: Die Bevorzugung oder Benachteiligung
aufgrund des Geschlechts ist der logische Effekt
einer jeden Quote, so auch dieser. Damit schafft
die Quote nicht mehr Gleichberechtigung, sondern
verringert sie sogar.

(Dr. Till Steffen GRUNE: Quatsch, das ist al-
les widerlegt!)

Nicht mehr Eignung und Leistungen bestimmen die
Auswahl von Bewerbern fiir einen Posten, sondern
die biologische Tatsache der Geschlechterzugeho-
rigkeit.

(Beifall bei der CDU)

Das halten wir fiir falsch, und deshalb lehnt die
CDU diese Quotierung ab, auch wenn hier Wider-
spruch kommt. Das kann ich verstehen und dar-
Uber kénnen wir im Ausschuss reden.

Eigentlich sollte man denken, dass Eignung und
Leistung die entscheidenden Faktoren sind, wenn
es um die Vergabe von Posten geht. Durch die
Quote wird jedoch diese Nebenbedingung einge-
fuhrt und 16st dann die Kernforderung nach Eig-
nung und Leistung einer Person ab. Da macht es
im Ubrigen auch keinen Unterschied, ob wir tiber
eine Frauenquote, eine Mannerquote oder eine
Geschlechterquote reden. Die Geschlechterquote
macht das Ganze nicht besser, weil irgendwie ge-
rechter, sondern man verscharft den dahinterste-
henden Effekt der Abkehr von Qualifikation und
Leistung als Entscheidungskriterium nur noch, weil
sie sogar gleich in beide Richtungen diskriminiert.

(Dr. Till Steffen GRUNE: Das stimmt nicht!)

Auf die Frage in einer meiner Schriftlichen Kleinen
Anfragen zu dem Thema, wie der Senat denn da-
mit umzugehen gedenke, dass die Qualitat der Be-
werber plotzlich als Besetzungskriterium in den
Hintergrund gedrangt wird, antwortete dieser, dass
es aus seiner Sicht — jetzt Achtung — flr jeden Pos-
ten von jedem Geschlecht genligend geeignete

Bewerber gabe.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das koénnen Sie
sich nicht vorstellen, nicht?)

Das stellt nun alles auf den Kopf, was ich bisher
gehdrt habe, denn wir reden die ganze Zeit von
Fachkraftemangel und dass wir Stellen auch mit
viel mehr Frauen besetzen missten. Wenn es also
genlgend qualifizierte Bewerber und vor allem Be-
werberinnen fir diese Posten gibt, liebe Frau
Schiedek, warum brauchen Sie dann eine Quote
und besetzen nicht einfach 40 Prozent der Posten
mit diesen qualifizierten Bewerberinnen?

(Dr. Till Steffen GRUNE: Das wissen Sie
doch!)

Dafur hat der Senat aber nicht nur — jetzt in Form
von Frau Schiedek — ein Lacheln, sondern auch ei-
ne etwas merkwirdige Antwort parat. Ziel der Quo-
te sei es nicht, Frauen in Flhrungspositionen zu
bringen, weil sie ihr Frausein daflir besonders qua-
lifiziere, sondern qualifizierte Menschen in Fuh-
rungspositionen zu bringen, obwohl sie als Frauen
strukturelle Benachteiligungen erfahren. Ich wirde
gerne von diesem Senat und von der SPD wissen,
worin die strukturelle Benachteiligung von Frauen
bei der derzeitigen Besetzung von Gremien im Ein-
flussbereich der Freien und Hansestadt Hamburg
liegt.

Und vor allem wirde ich sehr gerne wissen, warum
dieser Senat und seine Behorden derzeit nach ei-
genem Bekunden Frauen strukturell benachteiligen
und wie um alles in der Welt er das tut.
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(Katharina Wolff)

(Heiterkeit bei der SPD, den GRUNEN und
der LINKEN - Glocke)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel (unterbre-
chend): Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage zu?

Katharina Wolff CDU (fortfahrend): Ihre Fraktion
kommt gleich noch zu Wort, von daher wirde ich
das zuruckstellen.

Warum stellt der Senat diese Diskriminierung nicht
einfach ab, sondern bemiht sich um ein Instru-
ment, dessen wesentliches Merkmal die strukturel-
le Benachteiligung von Menschen mit dem ver-
meintlich falschen Geschlecht ist? Frau Dobusch,
Sie kdnnen uns vorwerfen, dass wir keine moderne
Grolistadtpartei seien, aber das ist ein bisschen
Ansichtssache.

(Gabi Dobusch SPD: Waren Sie bei Frau
von der Leyen? Das muss sehr lustig gewe-
sen sein! — Heiterkeit bei der SPD)

Ich finde es deutlich fortschrittlicher von uns zu
glauben, dass qualifizierte Frauen es eben von al-
leine auf diese Posten schaffen.

Meine Damen und Herren! Die Justizsenatorin hat
hier in den gleichstellungspolitischen Blindflug ge-
schaltet, will mit der vorgestellten Regelung die Be-
setzung von Gremien fiur die Zukunft fernsteuern
und verliert dabei das Wesentliche aus den Augen:
dass ein Mensch eben nicht aufgrund seines Ge-
schlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse,
seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, sei-
nes Glaubens oder seiner religidsen und politi-
schen Anschauung benachteiligt oder bevorzugt
werden darf. Menschen sollten aus unserer Sicht
allein aufgrund des Charakters, ihrer Fahigkeiten
und ihrer Leistungen fir einen Job beurteilt wer-
den, nicht nach ihrem Geschlecht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gimbel: Frau von Berg,
Sie haben das Wort.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Frau Prasidentin,
meine lieben Damen und Herren! Liebe Frau Wolff,

(Katharina Wolff CDU: Liebe Frau von Berg!)

Sie sind ein Mitglied der CDU-Fraktion. Wollen Sie
mir und allen hier im Hause ernsthaft weismachen,
dass es in der CDU keine geeigneten und fahigen
Frauen gibt, um hier Abgeordnete zu werden?
Denn das sagen Sie damit.

(Katharina Wolff CDU: Dass wir keine Quote
wollen!)

Sie sollten besser eine Frauenquote in lhrer Frakti-
on einfuhren, damit Sie endlich auch mehr Frauen
haben.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN - Finn-Ole Ritter FDP: Polemik

pur!)

Es ist eben so, dass Frauen benachteiligt werden,
wenn es um Posten geht. Und es ist richtig und
gut, dass Frau Senatorin Schiedek und der Senat
mit diesem Gesetz endlich einen Anfang machen
und dem einen Riegel vorschieben. Frau Wolff,
das ist nicht einmal letztes Jahrhundert, sondern
das ist vorletztes Jahrhundert, wie Sie geredet ha-
ben.

(Zuruf von Katharina Wolff CDU)

Das ist fachlich falsch, empirisch hundertfach wi-
derlegt und schadet uns und unserer Wirtschaft
und Gesellschaft.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN)

Nun zum Gesetz und zum Antrag an sich. Dieser
Antrag beziehungsweise dieses Gesetz hat eine
ganz nette Historie, denn das Gesetz lag kurz vor
dem Kaoalitionsbruch in der Behoérde, die damals
von Till Steffen geleitet wurde, und leider kam der
Koalitionsbruch, bevor es eingereicht werden
konnte. Wir sind sehr froh, dass das Gesetz — wir
mussten ein Jahr spater noch einmal mit einem
Antrag im letzten Februar daran erinnern — nun
nach einiger Zeit das Licht der Welt erblickt hat,
und wir finden es gut, denn es ist schlieRlich auch
unter Schwarz-Griin in griin gefiihrter Behdrde ge-
schrieben worden.

(Dirk Kienscherf SPD: Ich weil3 gar nicht,
warum sich Frau Wolff so aufregt!)

Wir werden dem selbstverstandlich zustimmen und
geben Frau Senatorin Schiedek mit auf den Weg —
denn jetzt kommt die eigentliche politische Arbeit
—, dieses Gesetz nun tatsachlich auch in der Stadt
umzusetzen, und dabei wiinschen wir lhnen viel
Erfolg. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Suding,
Sie haben das Wort.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau
Schiedek, Frauen sind in den Aufsichtsgremien
stadtischer Unternehmen nach wie vor in der Min-
derheit. Verschiedene Anfragen von mir und auch
von anderen Kollegen aus dem Haus haben das
gezeigt. Trotzdem muss man auch feststellen,
dass sich Senatorin Schiedek seit 2011 stets be-
miht hat, dieses Ergebnis einer jahrzehntelang
gleichgiiltigen Politik zu andern. Frau Schiedek,
Sie haben es sich zur Aufgabe gemacht, eine Rei-
he von Frauen fur Flhrungsaufgaben zu gewin-
nen, und das nicht ganz ohne Erfolg. Dafir ge-
blhrt Ihnen der Respekt der FDP-Fraktion.
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(Katja Suding)

(Dirk Kienscherf SPD: Sehr gut!)

Ich mdchte Sie an dieser Stelle deshalb ermutigen,
auf diesem Weg weiterzugehen. Aber verzichten
Sie auf die Etablierung einer Zwangsquote von
40 Prozent, auch wenn diese erst ab einer Gre-
miengréRe von neun Mitgliedern greift.

(Beifall bei der FDP)
Daflr gibt es gleich mehrere gute Griinde.

Erstens: Eine Zwangsquote kann nicht Uberzeu-
gen. Starke Frauen in Fuhrungsverantwortung oh-
ne Quote Uberzeugen. Fir Frauen, die heute
schon in stadtischen Gremien sitzen oder die kinf-
tig berufen werden, wird das vorliegende Gesetz
schnell zu einem Stigma. Das Geflihl zu haben, im
Wesentlichen in ein Gremium berufen worden zu
sein, weil man eine Frau ist, das kann doch nie-
mand ernsthaft wollen.

Zweitens: Die Lebensrealitat der allermeisten Frau-
en spielt sich nicht in stadtischen Gremien und
Aufsichtsraten stadtischer oder privater Unterneh-
men ab.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ja, eben!)

Wenn Sie wirklich etwas fiir die Gleichstellung von
Frauen tun wollen, dann schaffen Sie die Rahmen-
bedingungen, die es ermdglichen, ganz selbstver-
standlich Familie und Beruf beziehungsweise Kar-
riere unter einen Hut zu bringen.

(Beifall bei der FDP)

Aus eigener Erfahrung weil} ich, dass es dabei
langst nicht nur auf die reinen Zahlen der zur Ver-
figung stehenden Betreuungsplatze ankommt.
Diese Zahlen sind in Hamburg tatsachlich ganz
gut. Entscheidend fur Eltern ist es aber, dass die
Kinderbetreuungsangebote flexibel und auf die Be-
durfnisse von Familien und auch von Alleinerzie-
henden abgestimmt sind. Noch wichtiger ist die
Qualitdt. Hamburg steht, was den Betreuungs-
schlissel in den Kitas angeht, im bundesweiten
Vergleich eher schlecht da, und da sollten Sie
schnellstmoglich ansetzen.

(Beifall bei der FDP)

Drittens: Was Hamburg braucht, sind tatsachlich
gemeinsame Anstrengungen, damit die Gleichstel-
lung von Frauen und Mannern nicht nur auf dem
Papier verordnet wird. Wenn der Senat wirklich et-
was fir die Gleichstellung von Frauen tun will,
dann kénnte er beispielsweise das Gleichstellungs-
rahmenprogramm endlich mit Leben fiillen. Wir ha-
ben sehr lange auf das Rahmenprogramm gewar-
tet, und trotzdem ist es jetzt nicht mehr als weille
Salbe — ein Papier mit vielen Dutzenden Prif- und
Evaluationsauftrdgen. Als Zukunftskonzept kann
man es in keiner Hinsicht bezeichnen.

(Beifall bei der FDP)

Der Senat ware gut beraten gewesen, konkrete
MaRnahmen festzuschreiben, die die Ziele der
Gleichstellungspolitik substanziell voranbringen.

(Gabi Dobusch SPD: Mit dem Gesetzent-
wurfl)

Punkte wie die Aufnahme eines Hinweises auf das
"Gleichstellungspolitische Rahmenprogramm" und
das Ziel, in relevanten Bereichen entsprechende
Ziel- und Kennzahlen auszubringen — das ist die
laufende Nummer 26 —, moégen ganz gut klingen,
aber sie verandern die Lebenswelt von Frauen
Uberhaupt nicht.

Und ein vierter Grund spricht gegen das Gesetz:
Es gibt Gberhaupt keine Notwendigkeit fiir eine ge-
setzliche Regelung in der vorliegenden Form. Die
Berufungen in die Gremien der Freien und Hanse-
stadt erfolgen in der Regel im Kompetenzbereich
des Senats oder der einzelnen Senatoren. Ich ap-
pelliere deshalb an die Vertreter auf der Senats-
bank:

(Robert Bldsing FDP: Die trauen sich doch
selbst nicht!)

Tun Sie es doch einfach, meine Damen und Her-
ren, und leben Sie die Gleichberechtigung. Dafiir
brauchen Sie wirklich kein Gesetz.

(Beifall bei der FDP und bei Katharina Wolff
CDU)

Um es mit Montesquieu zu sagen: Wenn es nicht
notwendig ist, ein Gesetz zu machen, dann ist es
notwendig, kein Gesetz zu machen, und das gilt
hier.

(Beifall bei Robert Blédsing FDP)

Deshalb noch einmal der Appell an Sie, Frau
Schiedek: Gehen Sie auf Ihrem Weg weiter, beru-
fen Sie kompetente Frauen in die Gremien und
Aufsichtsrate, und férdern Sie aktiv den Aufstieg,
gerade innerhalb der Verwaltung. Gehen Sie als
offentliche Verwaltung der Privatwirtschaft mit gu-
tem Beispiel voran, Uberzeugen Sie auch |hre Se-
natskollegen davon, und widerlegen Sie bitte die
These von Frau Dobusch, dass Selbstverpflichtun-
gen grundsatzlich fruchtlos seien. Sie haben es in
der Hand.

(Beifall bei der FDP)

Und ganz nebenbei: Alle genannten Griinde gegen
eine Quote in den stadtischen Gremien sprechen
auch gegen eine Quote in Aufsichtsraten von Un-
ternehmen, die Sie, Frau Schiedek, mit lhrer Bun-
desratsinitiative fordern. Wir werden daher dem
vorliegenden Gesetz nicht zustimmen, und wir hal-
ten auch eine Beratung des Gesetzes im Aus-
schuss aus den genannten Griinden nicht fur ziel-
fuhrend. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)
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Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Artus, Sie
haben das Wort.

Kersten Artus DIE LINKE:* Frau Prasidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Wer der Meinung ist,
dass nur die Leistung zahlt und deswegen keine
Quoten gelten dirfen, sollte sich umgehend dafur
einsetzen, dass das Wahlrecht fir die Parlamente
geandert wird, denn nichts anderes sind auch un-
sere Parlamente: durch Quoten zusammengesetz-
te Gremien. Es kann dann zwar sein, dass Harburg
oder auch Bergedorf nicht mehr mit Abgeordneten
in der Burgerschaft vertreten sind, aber das wirde
CDU und FDP wohl nicht erschuittern.

(Robert Bléasing FDP: Da vergleichen Sie
doch Apfel mit Birnen!)

Oder aber doch? Wer es richtig findet, dass eine
angemessene regionale und damit sachgerechte
Reprasentativitat in den Parlamenten gilt, ist fir ei-
ne Quote.

(Beifall bei der LINKEN und bei Gabi Do-
busch SPD)

Bei dem hier vorliegenden Gesetzentwurf handelt
es sich um die Einflihrung einer Geschlechterquo-
te, und das aus ebenfalls sachgerechten Griinden.

Erstens setzt das Gesetz — die Kollegin Dobusch
hat es erwahnt — eine Verpflichtung aus dem
Grundgesetz um, liebe Frau Wolff, dass die Gleich-
berechtigung von Frauen und Mannern auch
durchgesetzt wird. Zweitens nimmt die Freie und
Hansestadt Hamburg wie so oft und richtigerweise
ihre Vorbildfunktion wahr. Und drittens haben die
Defizite rein oder Uberwiegend mannlicher Ent-
scheidungsstrukturen in Bezug auf die Gerechtig-
keit in diesem Land jahrhundertelang genug Scha-
den angerichtet.

Die Folgen sind systemische Mangel, unter ande-
rem bei der Bezahlung von weiblicher Arbeitskraft
und bei der Lebensqualitat von Frauen. Frauen ha-
ben mihsam und gegen massive Widerstande da-
fur kdmpfen missen, gleichberechtigt in dieser Ge-
sellschaft zu leben. Das Wahlrecht, das Recht auf
freie Berufswahl und das Recht auf kdrperliche Un-
versehrtheit sind alles Rechte, die noch nicht sehr
lange gelten. Und ich will nicht abwarten, bis wo-
moglich meine Urururenkelin eine gesellschaftliche
Realitat erlebt, in der Frauen endlich die gleichen
Méglichkeiten und die gleiche Stellung haben wie
Manner. Diese Gesellschaft hat iberhaupt keine
Zeit mehr zu verlieren, ihre weiblichen Ressourcen
adaquat zu bericksichtigen und mitzunehmen und
nattrlich auch zu nutzen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Diese Ungeduld haben Millionen andere auch.
(Arno Miinster SPD: Genau!)

Gremien sind wie Quoten ubrigens auch nur Instru-
mente, Gremien reprasentieren. Sie ermoglichen
umfassendere und damit bessere Entscheidungen.
Eine ungleiche Verteilung der Geschlechter fuhrt
nicht zu sachgerechten Lésungen. Was in Gremien
erarbeitet und welcher Blickwinkel bei einem The-
ma eingenommen wird, ist immer auch eine Frage
der Lebenslage und der sozialen Pragung. Da
Manner und Frauen unterschiedlich gepragt sind
und dies zu einem UbergroRen Teil aufgrund ihres
sozialen Geschlechts erfolgte, ist es nur folgerich-
tig fir eine Entscheidungsfindung in Aufsichtsra-
ten, Beschluss- und Beratungsgremien, den vor-
herrschenden Androzentrismus zu beenden.

(Zuruf von Katharina Wolff CDU)

Allerdings hatte das Gesetz, das der Senat hier
vorgelegt hat, noch besser gemacht werden kon-
nen. So ist es unverstandlich, dass die Birger-
schaft nur alle vier Jahre einen Bericht erhalten
soll, wie sich die Verteilung der Geschlechter ent-
wickelt hat. Und wenn der Senat schon jede Men-
ge Ausnahmen einplant, aufgrund derer die Ge-
schlechterquote nicht eingehalten werden muss,
dann ist mindestens eine zweijahrliche Berichter-
stattung sinnvoll. Der Senat schreibt selbst, dass
es vielfaltige Hirden gibt, die daflir gesorgt haben,
dass eine gleichberechtigte Vertretung von Frauen
und Mannern bislang nicht wirksam uberwunden
werden konnte; einige wurden von meinen Vorred-
nern angefiuhrt. Diese Hirden aber gilt es aufzu-
spuren und zu beseitigen. Sich nur alle vier Jahre
damit zu befassen, verlangsamt den Prozess der
Gleichstellung unnétig. Und da die Finanzbehdrde
der Senatskommission fir 6ffentliche Unterneh-
men halbjahrliche Berichte Uber die Entwicklung
des Frauenanteils in den Aufsichtsgremien vorlegt,
sehe ich auch kein Problem darin, der Birger-
schaft dann alle zwei Jahre die Erkenntnisse in ei-
ner Drucksache zu Ubergeben.

Falsch finden wir Gbrigens eine Quotierung erst ab
drei Personen. Ich gebe Ihnen auf die Hand, dass
die Platze eins und zwei weiter den Mannern vor-
behalten werden.

Sie missen damit rechnen, dass wir nach der ers-
ten Berichterstattung nach zwei Jahren keine wei-
teren vier Jahre abwarten werden, um zu sehen,
ob angeblich wichtige Griinde und spezielles Fach-
wissen von Mannern nicht doch die Frauen aus
den Gremien fernhalten. Wir sehen der Umsetzung
mit sehr hohen Erwartungen entgegen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel GRUNE)

Vizepréasidentin Dr. Eva Gimbel: Frau Senatorin
Schiedek hat das Wort.

Senatorin Jana Schiedek:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Bei allen Diskussionen
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rund um die Geschlechterquote in den letzten Jah-
ren habe ich immer deutlich gemacht, dass ich den
Staat in einer ganz besonderen Verantwortung se-
he und mit einer klaren Vorbildfunktion, wenn es
um die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und
Mannern auch in Fihrungsgremien geht. Die Bun-
desratsinitiative zur Einfiihrung einer Geschlechter-
quote in Aufsichtsraten vom letzten Jahr, die hier
bereits mehrfach erwahnt wurde, war eine Mal3-
nahme, mit der der Senat seiner auch hier schon
mehrfach zitierten verfassungsrechtlichen Verant-
wortung und seinem verfassungsrechtlichen Hand-
lungsauftrag nachgekommen ist, der nicht nur im
Grundgesetz, sondern genauso in der Hamburgi-
schen Verfassung verankert ist. Mit dem Ihnen
nunmehr vorliegenden Gremienbesetzungsgesetz
tun wir einen weiteren sehr wichtigen Schritt, um
der Verantwortung und vor allem der Vorbildfunkti-
on des Staates auch im Hinblick auf die Gremien
und 6ffentlichen Unternehmen nachzukommen.

Frau Suding, ich erinnere mich noch, dass Sie
mich bei einer Podiumsdiskussion zum Thema ei-
ner Quote fur Aufsichtsrate in der Privatwirtschaft,
an der wir vor knapp einem Jahr teilgenommen ha-
ben, aufforderten, doch erst einmal im eigenen
Hause anzufangen und entsprechend meine Haus-
aufgaben bei den stadtischen Gremien zu machen.

(Katjia Suding FDP: Die Forderung besteht
immer noch!)

Abgesehen davon, dass wir dies auch getan ha-
ben, was ich gleich gerne noch einmal nachlege,
tun wir genau das, wozu Sie mich vor einem Jahr
aufgefordert haben,

(Katja Suding FDP: Aber doch nicht so!)
und jetzt ist es auch wieder nicht recht.

Wie auch immer, die Realitat ist so, dass, obwohl
es in unserer Stadt nun wirklich nicht an hervorra-
gend qualifizierten Frauen fehlt, sie in vielerlei Po-
sitionen und auch in den entsprechenden Gremien
unserer Stadt noch langst nicht ausreichend repra-
sentiert sind. Ich bin der Uberzeugung, dass Ham-
burg hier auf einem guten Weg ist. Mit unseren ge-
zielten Bemihungen, die Sie eben schon geschil-
dert haben, haben wir gerade bei den &ffentlichen
Unternehmen, die da auch immer wieder im Fokus
stehen, in den beiden letzten Jahren einen splrba-
ren Anstieg des Frauenanteils hinbekommen. Wir
konnten den Anteil von Frauen in Aufsichtsraten
und Beiraten offentlicher Unternehmen, der zu Be-
ginn der Legislaturperiode bei 16 Prozent lag, auf
25 Prozent, so die letzte Zahl aus dem Mai, stei-
gern, und betrachtet man nur die Sitze, die vom
Senat vergeben werden, sind es sogar 31 Prozent.
Das ist eine beachtliche Steigerung, aber sie reicht
nicht. Mit einer verbindlichen Regelung durch das
Gremienbesetzungsgesetz geht es uns darum, die-
se Quote nicht nur zu erhéhen, sondern die gleich-
berechtigte Reprasentanz von Frauen und Man-

nern auch flachendeckend und nachhaltig in allen
Gremien hinzubekommen und durchzusetzen,

(Beifall bei der SPD)

denn wir missen nicht nur im Durchschnitt, son-
dern auch im Querschnitt noch um einiges besser
werden. Deshalb gilt kinftig fir alle von der Stadt
Hamburg zu benennenden Gremiensitze eine
40-prozentige Geschlechterquote, und dabei wer-
den — danach wurde ich schon mehrfach gefragt —
natdrlich mit Inkrafttreten nicht alle Gremien aufge-
I6st. Fir die derzeit nicht geschlechtergerecht be-
setzten Gremien gilt vielmehr die Pflicht zur Quo-
tierung bei der Benennung neuer Mitglieder, so-
dass wir peu a peu in den nachsten Jahren und
— um das auch deutlich zu machen — lange bevor
die Fristenregelung unserer Bundesratsinitiative
greift, die Gremien in unserer Stadt der 40-prozen-
tigen Geschlechterquote anpassen.

(Beifall bei der SPD)

Alle vier Jahre und erstmals, Frau Artus, nach zwei
Jahren legt der Senat einen entsprechenden Be-
richt zur Verteilung der Geschlechter in den Gremi-
en vor. Ich bin mir sicher, dass diese zwei Jahre
auch nicht abgewartet werden, sondern dass spa-
testens nach einem Jahr die erste Schriftliche Klei-
ne Anfrage vorliegen wird, aber das ist auch
selbstverstandlich und vollkommen in Ordnung.

(Glocke)

Vizepréasidentin Dr. Eva Giimbel (unterbre-
chend): Frau Senatorin, lassen Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Herrn Blasing zu?

Senatorin Jana Schiedek: Gerne, Herr Blasing.

Zwischenfrage von Robert Blasing FDP: Vielen
Dank, Frau Senatorin. — Wenn es doch erklarter
Wille des Senats ist, einen 40-prozentigen Anteil
von Frauen in allen Gremien umzusetzen, dann
frage ich mich, warum Sie noch das Gesetz brau-
chen. Dann ist es doch im Grunde Uberflissig.
Oder trauen Sie sich an der Stelle vielleicht selbst
nicht tber den Weg?

Senatorin Jana Schiedek (fortfahrend): Doch, mir
traue ich Uber den Weg, aber ich besetze auch
nicht alle Gremien personlich. Man konnte im letz-
ten Jahr aber beobachten, und das ist in der Pri-
vatwirtschaft genauso wie in der Verwaltung und
der Politik, dass sich zum Beispiel die Privatunter-
nehmen damit bristeten, plétzlich viele Frauen in
die Aufsichtsrate zu berufen, weil eben die Quote
drohte. Natlrlich war die Ankindigung — es stand
von Anfang an im Regierungsprogramm, ein Gre-
mienbesetzungsgesetz zu erlassen — sicherlich
hilfreich fir die Bemiihungen des gesamten Se-
nats, da auch schnell voranzukommen. Ich habe
aber deutlich gemacht, dass ich das dauerhaft und
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nachhaltig méchte. Und auch wenn ich der Uber-
zeugung bin, dass die SPD noch sehr lange die
Regierung stellen wird, mdchte ich es auch fur
nachfolgende Generationen noch sichergestellt ha-
ben, vielleicht im Hinblick auf Parteien, die davon
nicht ganz so Uberzeugt sind wie wir.

(Beifall bei der SPD)

Die Gremien sind in der Tat vielfaltigster Natur,
vom Denkmalrat der Kunstkommission bis zu zahl-
reichen Stiftungsraten, Kuratorien oder eben den
Aufsichts- und Beiraten in 6ffentlichen Unterneh-
men. Ich mochte betonen, dass es durchaus einige
Gremien gibt, die bereits in vorbildlicher Weise die
verfassungsrechtlichen Vorgaben erfiillen und eine
gleichberechtigte Vertretung haben. Aber es gibt
eben auch noch viele Kollegialorgane, die diesem
Auftrag nicht gerecht werden und nicht gleicherma-
Ren mit Frauen und Mannern vertreten sind. Ich
mochte an dieser Stelle auch betonen, dass es fir
eine gleichberechtigte Vertretung von Frauen und
Mannern naturlich nicht ausreicht, dass allein der
Senat sich darum bemdiiht, eine paritatische Beset-
zung der von ihm zu vergebenden Gremienplatze
hinzubekommen, sondern dass auch externe Or-
ganisationen und Verbande sich hier noch viel
starker engagieren missen, denn Kammern, Ver-
bande und Institutionen haben haufig das Vor-
schlagsrecht flr nur eine Person, weshalb eine
Quote dann auch leerlduft, und schicken dann, wie
Frau Artus es eben schon zutreffend geschildert
hat, — oh Wunder — in der Regel ihren mannlichen
Spitzenfunktionar. Auch hier muss sich dringend
etwas bewegen, und deshalb verpflichtet das Gre-
mienbesetzungsgesetz die Stadt, im Hinblick auf
das Gesamtgremium auf eine paritatische Beset-
zung hinzuwirken und auch bei externen Organisa-
tionen diese Besetzung mit anzustreben.

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Ich
bin Uberzeugt, dass wir mit dem Gremienbeset-
zungsgesetz einen wichtigen Schritt in Hamburg
gehen, um den vielen hervorragend qualifizierten
Frauen in dieser Stadt endlich den ihnen zustehen-
den Platz in den Gremien zu verschaffen. Wir ge-
hen mit dem Gesetz auch insoweit einen wichtigen
Schritt, als wir der Privatwirtschaft zeigen, dass
verbindliche Regelungen nicht nur notwendig, son-
dern auch machbar und praktikabel sind. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/8444 federfihrend an den Haushaltsausschuss
sowie mitberatend an den Ausschuss fir Justiz,
Datenschutz und Gleichstellung zu? — Gegenpro-

be. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren mit Mehrheit angenommen.

Bevor ich nun den nachsten Punkt aufrufe, mochte
ich Ihnen das Wahlergebnis mitteilen.

Bei der Nachwahl eines hamburgischen Ersatzmit-
glieds des Medienrats der Medienanstalt Hamburg/
Schleswig-Holstein sind 112 Stimmzettel abgege-
ben worden, davon war keine Stimme ungultig und
somit 112 gultig. Frau Andrea Kaiser erhielt 109
Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen und keine Enthal-
tung. Damit ist Frau Kaiser gewahlt.

Ich rufe den nachsten Tagesordnungspunkt auf,
das ist der Punkt 33, die Drucksache 20/8777, Se-
natsmitteilung: Verordnung Uber die Absenkung
der Kappungsgrenze bei Mieterhdhungen bis zur
ortsiiblichen Vergleichsmiete nach Paragraf 558
Absatz 3 des Blurgerlichen Gesetzbuches (Kap-
pungsgrenzenverordnung) sowie Stellungnahme
des Senats zum Ersuchen der Birgerschaft vom
24. Januar 2013 "Weiter flir Verbesserungen im
Mieterschutz eintreten — Verordnungserméchti-
gung fir abgesenkte Kappungsgrenze aufgreifen”.

[Senatsmitteilung:

Verordnung iiber die Absenkung der Kap-
pungsgrenze bei Mieterhdhungen bis zur orts-
tiblichen Vergleichsmiete nach § 558 Absatz 3
des Biirgerlichen Gesetzbuches (Kappungs-
grenzenverordnung) sowie Stellungnahme des
Senats zum Ersuchen der Biirgerschaft vom
24. Januar 2013 "Weiter fiir Verbesserungen im
Mieterschutz eintreten — Verordnungsermachti-
gung fiir abgesenkte Kappungsgrenze aufgrei-
fen" (Drucksache 20/6470)

— Drs 20/8777 -]

Diese Drucksache moéchte die Fraktion DIE LINKE
an den Stadtentwicklungsausschuss tberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Kienscherf, Sie ha-
ben es.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ein langer Vorspann fiir diese
Debatte. So furchtbar lang will ich es gar nicht ma-
chen, und deswegen will ich einleitend schon ein-
mal feststellen, dass die heute vom Senat vorge-
legte Mitteilung zur Anpassung Uber die Absen-
kung der Kappungsgrenze in Hamburg ein weiterer
wichtiger Schritt zur Verbesserung des Mieter-
schutzes und zur Mietpreisdampfung in dieser
Stadt ist. Wir begriiRen das ausdriicklich.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat folgt damit einem Antrag der SPD-Biir-
gerschaftsfraktion aus dem Januar dieses Jahres,
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der zum Ziel hatte, die Spielrdume ernsthaft zu
prifen, die der Bundesgesetzgeber geschaffen
hatte, indem er die Lander ermachtigte, auf eige-
ner Ebene eine Absenkung der Kappungsgrenze
vorzunehmen mit dem Ziel, in Hamburg eine lan-
desweite Regelung einzufiihren. Gleichzeitig ha-
ben wir aber auch in unserem Antrag deutlich ge-
macht, dass vor einer Einfihrung mit allen beteilig-
ten Verbanden, mit den Interessenvertretern von
Wohnungswirtschaft und auch von den Mieterin-
nen und Mietern gesprochen werden soll. Das war
—und ich finde, das hat der Senat auch sehr trans-
parent in seiner Drucksache dargestellt — ein nicht
ganz einfacher Prozess, weil insbesondere die
Verwaltung, aber auch die Wohnungswirtschaft ei-
ner landesweiten Einfliihrung sehr skeptisch ge-
genlberstand. Umso besser und erfreulicher ist es,
dass das Ergebnis dieser Bemihung die klare Ent-
scheidung war, dass Hamburg ab dem 1. Septem-
ber landesweit die Kappungsgrenze absenken
wird. Das ist ein gutes, ein richtiges Ergebnis.

(Beifall bei der SPD)

Hamburg ist damit das zweite Bundesland in
Deutschland, das diesen Schritt gehen wird. Sie
wissen, dass Bayern es erlassen hat, es aber nur
in Miinchen eingefiihrt wird, Berlin hat es erlassen,
und wir in Hamburg, die wir schon friih angekin-
digt haben, uns ernsthaft um dieses Thema zu
kimmern, werden nun das zweite Bundesland
sein, dass es flachendeckend einflhrt. Das zeigt,
dass die Hamburger Wohnungspolitik in Deutsch-
land eine Vorreiterrolle hat, und das wird allgemein
anerkannt.

(Beifall bei der SPD)

Nun wird diese Absenkung der Kappungsgrenze,
dass man die Miete innerhalb von drei Jahren statt
um 20 Prozent nur noch um 15 Prozent erhéhen
kann, kein Allheilmittel fir die Probleme auf dem
Wohnungsmarkt sein — das kann keiner behaup-
ten —, aber sie hat doch eine grolRe Bedeutung.
Der Senat fihrt richtig aus, dass die Kappungs-
grenze fur 60 Prozent aller Mieterh6hungen in
Hamburg relevant ist. Wenn 60 Prozent aller Miet-
erhdhungen von einer Absenkung der Kappungs-
grenze betroffen sind, ist es ganz wichtig, diesen
Schritt zu gehen und zu sagen: 60 Prozent der
Mieterhdhungen sollen zukiinftig geringer ausfal-
len. Deswegen ist es gut, dass der Senat hier der
SPD-Fraktion gefolgt ist.

(Beifall bei der SPD)

Das Zweite, was auch in dieser Drucksache noch
einmal deutlich dargestellt wird, ist, dass die neue
Kappungsgrenze insbesondere dort greifen wird,
wo wir einen wahnsinnigen Druck auf dem Markt
haben, und zwar in den innerstadtischen Berei-
chen und den Szenegebieten, und dass wir gerade
dort, wo wir Verdrangungsprozesse feststellen, wo
Familien, Rentnerinnen und Rentner verdrangt

werden, jetzt ein Instrument haben, um Mietpreis-
entwicklungen von deutlich unter 20 Prozent inner-
halb von drei Jahren zu haben. Das ist ein wichti-
ger Schritt gegen die Verdrangung von Altmieterin-
nen und Altmietern im innerstadtischen Bereich.

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD)

Aber der Fokus liegt nicht nur auf dem innerstadti-
schen Bereich. Wir wissen auch, dass es in den
Randbereichen viele Wohnungen gibt, deren Miet-
niveau deutlich geringer ist. Auch hier ist es ganz
wichtig, dass gerade Wohnungen mit einem niedri-
geren Mietniveau langfristig erhalten bleiben. Des-
wegen glauben wir, dass sich dies nicht nur im in-
nerstadtischen Bereich, sondern auch in den
Randbereichen auswirken wird. Auch hier wird es
darum gehen, bezahlbaren Wohnraum zu erhalten,
und auch hier sagen wir, dass es richtig ist, diese
Kappungsgrenze landesweit einzufiihren.

Entscheidend ist aber auch, wie der Senat selber
ausfuhrt, dass das insbesondere eine Folge fur die
Wohnungen hat, die aus der Sozialbindung he-
rausfallen. Wir alle merken in Hamburg, dass auf-
grund der enormen Bautatigkeit in den Flnfziger-
und Sechzigerjahren jetzt viele Wohnungen aus
der Sozialbindung herausfallen; Ende 2013 wer-
den es Uber 10 000 Wohnungen sein. Von daher
ist es gut zu wissen, dass gerade hier die auf
15 Prozent verringerte Kappungsgrenze dazu fih-
ren wird, dass diese Wohnungen auch nach dem
Ende der Sozialbindung mittel- und langfristig in
weiten Teilen der Stadt als bezahlbarer Wohnraum
erhalten bleiben. Das ist ein gutes Signal fir den
Hamburger Wohnungsmarkt.

Das ist, wie auch in der Drucksache ausgefihrt
wird, in der Tat kein Allheilmittel. Deswegen stellt
der Senat berechtigterweise dar, dass in vielen La-
gen und Ecken dieser Stadt der Wohnungsmarkt
noch angespannt ist. Darum ist es umso wichtiger,
dass wir neben diesen mieterschutzfreundlichen
MaBnahmen vor allen Dingen den Wohnungsbau
vorantreiben. Das, was wir mit den Partnern in den
Bezirken und in der Wohnungswirtschaft gemein-
sam erreicht haben, kann sich sehen lassen: 8700
Baugenehmigungen in 2012, tber 3800 fertigge-
stellte Wohnungen in 2012, eine stadtische Woh-
nungsbaugesellschaft, die SAGA/GWG, die mit
dem Bau von 750 Wohnungen begonnen hat, und
die Bereitstellung von Foérdermitteln fir 2000 of-
fentlich geférderte Wohnungen. Das ist beispielhaft
in Deutschland, und das wird allgemein anerkannt.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben neben diesen Wohnungsbautatigkeiten
und der Kappungsgrenze gleichzeitig mit der Ver-
scharfung des Wohnraumschutzgesetzes, dem Er-
lass weiterer Sozialer Erhaltungsverordnungen und
einer neuen Flachenpolitik weitere MalRnahmen er-
griffen, um den Mieterschutz zu verbessern. Das
zeigt, dass wir in Hamburg auf dem richtigen Weg
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sind. Wir in Hamburg tun alles, damit Mieter entlas-
tet werden, wir neuen Wohnraum schaffen und
sich der Wohnungsmarkt insgesamt entspannt.
Das werden wir zielstrebig weiterverfolgen.

(Beifall bei der SPD)

Wahrend es in Hamburg so gut lauft, gibt es nattir-
lich weitere Baustellen, die aber auf Bundesebene
geregelt werden missen und auch etwas mit der
Kappungsgrenze zu tun haben, und zwar geht es
darum, wie sich der Markt bei den Neuvermietun-
gen weiterentwickelt. Da haben wir ein wahnsinni-
ges Problem. Wir haben namlich in einigen Berei-
chen Steigerungen von 30 bis 40 Prozent und da-
mit das Problem, dass die ansassige Bevolkerung,
wenn sie eine neue Wohnung sucht, weil zum Bei-
spiel eine Familie gegrindet werden soll, keine
Wohnung mehr erhalt. Da ist der Bundesgesetzge-
ber gefordert, und es reicht nicht, dauernd nur an-
zukindigen und alle Bundesratsinitiativen von
Hamburg und anderen Landern verrecken zu las-
sen. Hier muss endlich gehandelt werden. Hier
sind derzeit Sie als CDU und FDP gefordert und ei-
ne andere Bundesregierung nach dem 22. Sep-
tember.

(Beifall bei der SPD)

Das betrifft auch das Thema Maklergebihren, Herr
Wersich. Es kann doch nicht sein, dass sich alle
darlber einig sind, wie unsinnig es ist, dass die La-
ge der Wohnungssuchenden ausgenutzt wird und
sie alleine die hohen Maklergebiihren berappen
mussen. Und was macht lhre Bundesregierung,
was macht lhre Fraktion im Bundestag? Sie
blockiert das Ganze und sorgt letztendlich dafir,
dass wir bei diesen wichtigen Themen, nachdem
wir in Hamburg so einiges abgeraumt haben, Still-
stand haben. Das ist verfehlt, das ist Politik zulas-
ten der Hamburgerinnen und Hamburger. Wir ma-
chen eine andere Politik. Wir halten diese Politik
fur verfehlt, aber wir werden nicht locker lassen,
uns auf Bundesebene und auf Hamburger Ebene
fur die Mieterinnen und Mieter in dieser Stadt ein-
zusetzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD — Dietrich Wersich CDU:
Der Mann ohne Gedachtnis! Immer wieder
faszinierend!)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gumbel: Herr Niedmers,
Sie haben das Wort.

Ralf Niedmers CDU: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wir sind uns einig,
dass das Ziel richtig ist, wir sind uns aber nicht ei-
nig Uber den Weg, den wir beschreiten. Anders ge-
sagt: Der von der Sozialdemokratie gestellte Senat
hat hier ein Beispiel dafur abgeliefert, wie man das
Kind mit dem Bade ausschiittet.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Kurt Duwe
FDP)

Ich mochte das an vier Punkten verdeutlichen.

Erstens: Zunachst einmal ist das Instrument der
Deckelung von Mieterhdhungen absolut richtig; da
besteht, glaube ich, auch Konsens im gesamten
Haus. Es ist aber auch wichtig — das gehort zur
Wahrheit dazu — zu erwahnen, dass der Deutsche
Bundestag auf Initiative der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion den Landern ein Instrument an die
Hand gegeben hat, das es ihnen erméglicht, Miet-
erhdhungen starker als bisher zu deckeln, was
dem Grunde nach vollkommen richtig ist. Insoweit
besteht Einigkeit im Haus. Dieses Instrument ist
auch sehr sinnvoll und gut fiir eine soziale Stadt-
entwicklung, die wir hoffentlich auch alle gemein-
sam wollen.

Zweitens: Die Umsetzung der Verordnung lie® zu
lange auf sich warten. In unserem CDU-Antrag
vom 18. Dezember 2012, Drucksache 20/6349, ha-
ben wir schon im Dezember des letzten Jahres ei-
ne rasche Rechtsverordnung zur Absenkung der
Kappungsgrenze bei Mieterhéhungen verlangt.
Der Senat brauchte jedoch sechs Monate. Das hal-
ten wir fr zu lange, das hatte man auch schneller
erledigen kénnen.

(Beifall bei der CDU)

Ein dritter Kernpunkt: Die Verordnung ist unserer
Auffassung nach zu pauschal und verhindert damit
Neubautatigkeit. Trotz der Warnung aus der Immo-
bilienwirtschaft sehen Sie von einer Differenzie-
rung der einzelnen Stadtteile ab und wenden die
Rechtsverordnung gleichsam auf das gesamte
Stadtgebiet an. Aus unserer Sicht ist das das Prin-
zip der Giel3kanne statt einer klugen, besonnenen
Stadtentwicklungspolitik. Die CDU halt diesen An-
satz fur falsch.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Kurt Duwe
FDP)

So ist denn auch in lhrer Drucksache zu lesen
—ich zitiere —:

"Die bei auslaufenden Sozialbindungen be-
sonders wirksame Mietbegrenzung kann ei-
ne Belastung fir das kiinftige Engagement
der Investoren im sozialen Wohnungsbau
darstellen."

Sie haben also sechs Monate gebraucht, um eine
komplett undifferenzierte Verordnung zu verab-
schieden, die das Schanzenviertel mit dem Alster-
tal und Eppendorf mit Billstedt gleichstellt und so-
mit neue potenzielle Hemmnisse fir den Woh-
nungsbau aufstellen kann.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Im Alstertal
bauen sie ja viele soziale Wohnungen!)

Meine Damen und Herren! Der SPD-Senat braucht
wirklich viel zu lange, um dann diese Verordnung
mit heifder Nadel zu stricken.
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Viertens: Wohnungsneubau ist das beste Instru-
ment zum Driicken der Mietpreise, das musste al-
len hier bekannt sein. Die SPD ist mit dem Ver-
sprechen angetreten, 6000 Wohnungen neu zu
bauen, oder besser gesagt, zumindest die Voraus-
setzungen dafir zu schaffen, dass pro Jahr 6000
Wohnungen bezugsfertig hergestellt — so heil’t
das — werden. Sie liegen weit unter diesem Ziel.
2011 waren es nur 3729 neue Wohnungen, 2012
waren es auch nicht viel mehr, namlich nur 3793
und lediglich 25 Baugenehmigungen im sogenann-
ten zweiten Férderweg. Das ist aus Sicht der CDU
einfach zu wenig. Wir brauchen also mehr Woh-
nungsneubau. Grundsatzlich lassen sich steigende
Mieten namlich nur dann effektiv bekampfen, wenn
wir neue Wohnungen bauen, und zwar ausrei-
chend.

(Heike Sudmann DIE LINKE: 15 Euro der
Quadratmeter!)

Von daher lassen Sie lhren Worten einfach einmal
Taten folgen. Schaffen Sie die Voraussetzungen,
dass wir gemeinsam 6000 Neubauwohnungen pro
Jahr schaffen. So und nur so werden wir unange-
messene Mietpreissteigerungen langfristig in die-
ser Stadt wirksam und wirkungsvoll verhindern
kénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Eva Gimbel: Herr Duge, Sie
haben das Wort.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Kienscherf, mit dieser Ver-
ordnung, das kann man wirklich sagen, ist dem Se-
nat eine neue Zeitrechnung in der Mietgesetzge-
bung gelungen. Wenn wir uns das einmal an-
schauen, dann finden wir in der Drucksache den
Hinweis:

"Mit dem Inkrafttreten zum 1. September
2013, drei Monate nach Inkrafttreten der
Verordnungsermachtigung am 1. Mai 2013,

[..]"

(Dirk Kienscherf SPD: Na und? Was ist denn
in Baden-Wirttemberg? Da kriegt Ihr Woh-
nungsbauminister gar nichts hin!)

Mai bis September ergibt bei mir eine andere Zahl.
Aber vielleicht sehen Sie das auch als so schnell
an, weil Sie sich das schneller gewiinscht hatten.
Es ist schon richtig, dass dies eigentlich viel
schneller hatte gehen kénnen und missen als das,
was Sie jetzt vorgelegt haben. Interessanter und
wichtiger ist aber die Begriindung, die Sie an die-
ser Stelle hinterherschieben. Ab dem 1. Mai 2013
ist diese Verordnung moglich, zum 1. September
wird sie nun in Kraft treten, denn damit — ich zitiere
weiter —:

"[...] wird eine angemessene Ubergangszeit
gewabhrleistet, in der sich die Rechtsanwen-
der auf die neue Regelung einstellen kon-
nen."

Was bedeutet denn das? Das bedeutet doch
nichts anderes, als den Vermietern eine Abraum-
frist zu gewahren, um in dieser Zeit noch Mieterho-
hungen durchsetzen zu kénnen, die Sie vorgeben,
begrenzen zu wollen. Das ist nicht in Ordnung.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Sie missen auch eingestehen, Herr Kienscherf
—und ich glaube, da sind wir uns gar nicht so unei-
nig —, dass die Kappungsgrenze bei den Bestands-
mieten von 20 auf 15 Prozent nur ein Tropfen auf
den heiflen Stein der Mietsteigerungen ist, die wir
hier in Hamburg haben. Das reicht nicht, um sich
als SPD zum Robin Hood der Mieter aufschwingen
zu koénnen, das ist vollig Uberzogen. Die Kap-
pungsgrenze, das wissen Sie, gilt zum Beispiel
nicht fir Staffelmieten oder fir Indexmieten. Ich
weild nicht, ob Sie schon mitbekommen haben,
was wir im Karolinenviertel erleben. Dort sind jetzt
in der Glashiittenstralle, wo die Wohnungen aus
der Bindung gefallen sind, die ersten Verwertungs-
kiindigungen ausgesprochen worden, und zwar in
den Altbauten, die Sie mit dieser Kappungsgrenze
schitzen wollen. Da sehen Sie die Grenzen der
Méoglichkeiten, die hiermit geschaffen wurden, und
insofern ist das nicht zu Uberschatzen.

Wir haben Sie vor diesen Entwicklungen gewarnt,
besonders im Karolinenviertel. 15 Jahre Bindungs-
frist sind schnell vorbei. Sie wissen, dass es viel
wichtiger ist — da sind wir einer Meinung —, die
Neuvermietungsmieten in den Griff zu bekommen,
die Maklerkosten herunterzusetzen — wir haben
Sie da zum Jagen getragen — und das Besteller-
prinzip umzusetzen. Leider haben Sie sich da in
Berlin trotz lhres Einsatzes eine blutige Nase ge-
holt; das ist danebengegangen. Und wenn ich das
so betrachte, dann hat das weniger etwas mit Ro-
bin Hood als mit dem Ritter von der traurigen Ge-
stalt zu tun.

Sie sollten sich lieber an die Dinge halten, die Sie
in Hamburg machen kénnen. Da gibt es einiges,
wo man handeln kann, das heil3t, insbesondere
sollten die Wohnraumschutzgesetze, die Sie schon
beschlossen haben, auch in die Anwendung ge-
bracht und in den Bezirken daflr Personal in aus-
reichendem Malle bereitgestellt werden. Wie lan-
ge, frage ich Sie, haben wir schon das Problem,
dass wir keine Wohnungen fiir Auszubildende an-
bieten kdnnen? Das schleppen wir seit Jahren vor
uns her, und das ist eine ganz wichtige Gruppe.
Da mussen wir endlich weiterkommen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich muss ganz ehrlich sagen, mir dréngt sich da
immer wieder ein Ausspruch von Wilhelm Busch
auf: Wehe, wehe, wenn ich auf die Mieten sehe.
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(Beifall bei den GRUNEN und bei Tim Golke
und Heike Sudmann, beide DIE LINKE)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Dr. Duwe,
Sie haben das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Gut gemeint und gut gemacht
sind zwei verschiedene Sachen. Das ist auch bei
diesem Gesetz so. Hamburg hat, wie in vielen an-
deren Bereichen auch, wieder einmal den Fehler
begangen, alles Uber einen Kamm zu scheren. In
Hamburg sind alle Lebensverhaltnisse, alle Mieten,
Uberhaupt alles gleich, und wenn sie nicht gleich
sind, dann mussen sie gleich gemacht werden.
Das ist der Fehler, der bei den Sozialdemokraten
Ofters passiert: Lieber gleich als gerecht.

(Beifall bei der FDP und bei Klaus-Peter
Hesse CDU)

Das ist der Hauptfehler.

Dieses Instrument kann man natirlich einsetzen,
aber dann muss man es stadtentwicklungspolitisch
hinterlegen und nicht nach dem Motto verfahren,
Ochsenwerder gleich Ottensen und deswegen das
Gleiche anwenden.

Wir werden zwei Ergebnisse dieser Anderung ha-
ben. Zum einen werden diejenigen Vermieter, die
bisher die Mieten nicht soweit erhoht haben, wie
sie es rechtlich hatten tun kénnen, sich jetzt nattr-
lich Uberlegen, das auszuschopfen. Die Mieter und
Mieterinnen in diesen Wohnungen werden sich
freuen, dass die SPD ihnen das eingebrockt hat.
Zum anderen wird es natlrlich so sein, dass die
Vermieter, die instand halten und sanieren wollen
und bisher schon mit einem spitzen Bleistift daran-
gegangen sind, jetzt einen noch spitzeren Bleistift
zur Hand nehmen und Uberlegen werden, ob die
Instandhaltung nicht vielleicht noch ein Jahr ver-
schoben werden kann.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Wir schen-
ken denen am besten Geld!)

Das wird auch wieder auf dem Ricken der Miete-
rinnen und Mieter ausgetragen, die in diesen Woh-
nungen leben.

Also auf gut Deutsch: Sie missen Wohnungen
bauen, Sie missen die Voraussetzungen dafir
schaffen, dass Wohnungen gebaut werden, denn
dann wird der Markt sich entspannen, und Sie soll-
ten nicht mit solchen Pipifax-Gesetzen hausieren
gehen, die nur Schaden anrichten statt zu nutzen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP — Dirk Kienscherf SPD:
Das hat doch |hre Bundesregierung ermog-
licht!)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Sudmann,
Sie haben das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE: Sehr geehrte Damen
und Herren! Endlich — das war das Wort, das in der
Rede von Herrn Kienscherf fehlte — sind diese SPD
und der Senat in die Puschen gekommen. Im Ja-
nuar 2013, es ist mehr als ein halbes Jahr her, hat
DIE LINKE einen Antrag gestellt, fir ganz Ham-
burg die Kappungsgrenze einzufiihren. Das haben
Sie damals abgelehnt, Sie hatten es zum 1. Mai
fertig haben kdnnen. Der Senat hat fast acht Mo-
nate gebraucht, um festzustellen, dass Gesamt-
Hamburg gefahrdet ist, wenn es um die Wohn-
raumversorgung geht. Noch besser: Er hat in die-
sen acht Monaten festgestellt, dass auch die CDU-
gefiihrten Senate 2004 und 2008 schon dahinter-
gekommen sind, dass wir eine nicht ausreichende
Wohnungsversorgung haben. Fur diese Erkenntnis
brauchen wir keinen Senat, der acht Monate bend-
tigt, um diese Feststellung noch einmal aufzu-
schreiben.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie hatten Mieterinnen und Mieter fragen kénnen,
da hétte lhnen jeder schneller gesagt, wie es in
Hamburg wirklich aussieht.

(Beifall bei Tim Golke DIE LINKE)

Diese Transusigkeit, die Sie an den Tag gelegt ha-
ben, zahlen die Mieter und Mieterinnen, weil sie
nun vier Monate langer auf die Kappungsgrenze
warten missen und vier Monate langer Mieterho-
hungen bekommen. Das ist wirklich ein Trauerbild.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Niedmers, das war eine wunderbare Rede,
sich zu rthmen, dass Schwarz-Gelb auf Bundes-
ebene eine wirklich schlappe Mietrechtsreform ge-
macht hat, in der es einen guten Punkt gab, nam-
lich die Kappungsgrenze, und sich dann hinzustel-
len und zu sagen, der Senat mache das vdllig
falsch. Das ist wirklich "Wasch mir den Pelz, aber
mach mich nicht nass." Es ist typisch CDU, dass
Sie noch nicht einmal dazu stehen, was Sie selbst
Uberhaupt erst ermoglicht haben. Das heil’t doch,
dass Sie das gar nicht wollten, sondern nur frih-
zeitig den Wahlkampf um die Mieterinnen und Mie-
ter eingeleitet haben. Aber das werden die Leute
erkennen und Sie deswegen auf gar keinen Fall
wahlen.

(Beifall bei der LINKEN)
— Das findet die SPD auch gut, das glaube ich.

Herr Kienscherf hat betont, wie sehr die SPD fur
den Schutz der Mieter und Mieterinnen stehe. Sie
haben nachher Gelegenheit, das bei unserem An-
trag zur Veranderung des Mietenspiegels zu zei-
gen, aber Sie haben schon angekiindigt, dass Sie
ihn ablehnen werden. Um einmal bei der Tierwelt
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zu bleiben, die heute so beliebt ist: Sie erinnern
mich an einen Hund, der immer dann, wenn es kri-
tisch wird, den Schwanz einkneift, und von dem al-
le sagen, er wolle nur spielen, aber er beil3e nicht.
Genau das trifft ndmlich bei lhnen zu. Sie sagen,
Sie wollen die Mieterinnen und Mieter schitzen.
Sie wissen ganz genau — das hat der Senat in die-
ser Drucksache zur Kappungsgrenze Ubrigens
sehr gut beschrieben —, wie stark die Mietensteige-
rungen im Mietenspiegel sind. Da ist auch sehr
schén beschrieben, warum die Kappungsgrenze
zwar den Mietenspiegel etwas dampfen wird, aber
eben nur etwas. Um den Mietenspiegel richtig zu
dampfen, missen alle Mieten mit hinein. Und da
machen Sie wieder nicht mit, da sind Sie auf ein-
mal nicht mehr auf der richtigen Seite.

(Beifall bei der LINKEN — Erster Vizeprasi-
dent Frank Schira tbernimmt den Vorsitz.)

Ich bin nicht optimistisch, dass Sie das in acht Mo-
naten anders sehen, sondern das werden Sie auch
auf Bundesebene nicht umsetzen. Es geht recht-
lich, weil Sie es auf Bundesebene machen kénnen.

Was eben schon von Herrn Duwe beklagt wurde,
wirde ich ganz anders sehen. Der Senat hat aus-
geflhrt, dass Investorinnen Uber diese neuen Re-
gelungen nicht so gliicklich sind und vielleicht nicht
investieren werden. Er hat weniger deutlich ge-
schrieben, dass die Mieterinnen und Mieter die
Mieten vielleicht nicht mehr werden zahlen kénnen.
Wenn Sie diese beiden Punkte feststellen, dann
missen Sie doch merken: So, wie dieser kapitali-
stische Wohnungsmarkt lauft, funktioniert das
nicht.

(Beifall bei Kersten Artus und Norbert Hack-
busch, beide DIE LINKE)

Wohnen ist sicher nicht nur fir uns, sondern auch
fur Sie ein Teil der Daseinsvorsorge, oder wollen
Sie das abstreiten? Wohnen ist ein Teil des Grund-
rechts, und wenn das so nicht funktioniert, dann
muss der Staat intervenieren, dann muss da mehr
Geld hinein, und Geld ist genug da. Da kdnnten
Sie endlich einmal in die Hufe kommen und nicht
nur Wahlkampfreden schwingen.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, dann kommen
wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/8777 an den Stadtentwicklungsausschuss zu?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Somit ist die
Uberweisung abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Burgerschaft von der
Senatsmitteilung aus Drucksache 20/8777 Kennt-
nis genommen hat.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 70, Drucksa-
che 20/8471, Antrag der CDU-Fraktion: Fur ein
selbstbestimmtes Leben im Alter — Griindung von
Seniorengenossenschaften in Hamburg férdern.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Fiur ein selbstbestimmtes Leben im Alter
— Griindung von Seniorengenossenschaften in
Hamburg fordern

— Drs 20/8471 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/8912 ein An-
trag der Fraktion DIE LINKE vor.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Fiir ein selbstbestimmtes Leben im Alter — mit
einem die Lebensqualitiat sichernden Renten-
einkommen

— Drs 20/8912 -]

Die SPD-Fraktion méchte die Drucksache 20/8471
an den Gesundheitsausschuss Uberweisen. Von-
seiten der CDU-Fraktion liegt ein Antrag auf Uber-
weisung der Drucksache 20/8912 an den Stadtent-
wicklungsausschuss vor.

Das Wort wird gewtnscht von Frau Dr. Fdcking.

Dr. Friederike Fécking CDU: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Haben Sie schon einmal dartber nachge-
dacht, wie Sie leben wollen, wenn Sie &lter und
vielleicht nicht mehr so mobil und fit wie heute
sind? Traumen Sie von einer Wohnung unter stdli-
cher Sonne? Wollen Sie eine Senioren-WG grin-
den oder zu lhren Kindern ziehen? Sehen Sie sich
in einer betreuten Wohnung oder in einem Senio-
renwohnheim? Oder geht es lhnen wie mir? Am
liebsten moéchte ich so lange wie mdéglich im eige-
nen Zuhause leben, mdglichst selbststandig sein
und mir nur dort helfen lassen, wo es unbedingt
notig ist. Wenn Sie so denken, dann denken Sie
wie die meisten Menschen in unserem Land. Fast
60 Prozent alleine der Rentnerinnen und Rentner
winschen sich laut einer Allensbach-Studie auch
bei Pflegebedurftigkeit im Alter, mdglichst in der ei-
genen Wohnung bleiben zu kdénnen. Diesen be-
rechtigten Wunsch mussen wir in der Politik ernst
nehmen. Wir missen versuchen, entsprechende
Rahmenbedingungen zu schaffen und zu unter-
stitzen.

(Beifall bei der CDU und bei Karin Timmer-
mann SPD)

Naturlich gibt es schon eine ganze Menge: profes-
sionelle Pflegedienste, Erleichterungen fur Men-
schen, die ihre Angehorigen pflegen, Essen auf
Réadern, bezahlte Seniorenassistenzen und so wei-
ter und so fort. Doch wir kbnnen das professionelle
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Netz noch so dicht knlipfen, es bleiben Licken.
Wer fahrt mich zum Arzt? Wer hilft mit, den Brief
ans Amt zu schreiben? Wer schneidet mir die Gar-
tenhecke? Wer kauft fir mich ein? Wer fiihrt mei-
nen Hund aus? Wer liest mir vor oder schiebt mei-
nen Rollstuhl, wenn ich eine Stunde nach drauf3en
mochte? Diese und viele anderen individuellen Be-
dirfnisse des Alltags sind es, die kein noch so um-
fassendes Sozialsystem wird abdecken koénnen,
schon gar nicht dann, wenn keine Angehorigen in
der Nahe leben und jede Hilfe teuer bezahlt wer-
den muss. Diese Liicke bei den Hilfen im Alltag
kann aber ein Modell schlieRen helfen, das es in
Siuddeutschland bereits vielfach gibt und das unse-
re Fraktion nun auch in Hamburg einfiihren méch-
te, die sogenannten Seniorengenossenschaften.
Der Name ist etwas irrefihrend, denn tatsachlich
handelt es sich um Vereine, die Menschen zur ge-
genseitigen Hilfe gegriindet haben. Jiingere, mobi-
le Senioren helfen alteren, die nicht mehr so fit
sind, bei der Hausarbeit, im Garten, bei Behérden-
gangen oder eben beim Gesellschaftleisten. Sie
bekommen dafiir von den Alteren entweder ein
kleines Entgelt oder aber Zeitpunkte auf einem
Guthabenkonto. Wenn sie dann selbst einmal Hilfe
brauchen, bekommen sie dieses Guthaben durch
Hilfe von anderen Mitgliedern zurtick. Sie arbeiten
sozusagen ehrenamtlich auch fir sich selbst und
sorgen fur die Zeit vor, in der sie selbst nicht mehr
alles allein schaffen. Gerade diese Verbindlichkeit
ist es, die Seniorengenossenschaften von der rei-
nen Nachbarschaftshilfe unterscheidet.

Nach Deutschland kam die Idee schon Anfang der
Neunzigerjahre, damals durch die CDU-Regierung
unter Lothar Spath, der sie nach Baden-Wirttem-
berg brachte. Als Modellprojekt wurde sie dort ge-
fordert. Mittlerweile gibt es rund 90 Seniorengenos-
senschaften in Deutschland; die meisten in Baden-
Wirttemberg, Hessen und Bayern. Weitere Lander
wollen folgen. In Sachsen veranstaltet das dortige
Sozialministerium in  wenigen Wochen einen
grolRen Fachkongress zum Thema. In Branden-
burg initiiert derzeit die Senioren-Union der CDU
die erste Seniorengenossenschaft, und auch in
Schleswig-Holstein gibt es eine erste Initiative.

Die Seniorengenossenschaften sind dabei so un-
terschiedlich wie die Bedurfnisse vor Ort. Manche
sind eher familiar, andere haben mehrere Hundert
Mitglieder; viele befinden sich vor allem auf dem
Land, doch es gibt auch Seniorengenossenschaf-
ten in Stadten, zum Beispiel in Géttingen. Gerade
Uberlegt eine Gruppe in Minchen, eine solche Ge-
nossenschaft zu grinden.

Auch in Hamburg ist das Interesse grof3. Im Mai
hat unsere Fraktion zu diesem Thema ein Podi-
umsgesprach im Rathaus mit Wissenschaftlern
und Praktikern veranstaltet, und es kamen rund
200 meist altere Hamburgerinnen und Hamburger
ins Rathaus. Selbst die Experten waren Uber das
grolRe und kundige Interesse erstaunt. Als dann

vor Kurzem ein Artikel im "Hamburger Abendblatt"
Uber das Thema erschien, erreichten uns zahlrei-
che Mails und Anfragen von Burgerinnen und Biir-
gern unterschiedlichster Provenienz, die am lieb-
sten gleich losgelegt hatten.

Die Erfahrung aus anderen Bundeslandern hat al-
lerdings gezeigt, dass es dazu der Unterstiitzung
durch das Land bedarf, zwar nicht laufend, denn ir-
gendwann funktioniert eine Seniorengenossen-
schaft von allein, aber am Anfang, wenn es um
Schwierigkeiten, Hilfe und Beratung bei der Grin-
dung geht. Die Bayerische Staatsregierung gibt
gerade einen umfassenden Leitfaden zur Grin-
dung solcher Genossenschaften heraus und for-
dert mehrere Modellprojekte, unter anderem in
Kronach, auch finanziell. Der hessische Landkreis
Offenbach finanziert vor allem eine spezielle Bera-
tung durch seine Ehrenamtsagentur. Dementspre-
chend fordern auch wir den Senat auf, zusammen
mit den Bezirken und den mafgeblichen Verban-
den und Einrichtungen flir Hamburg ein entspre-
chendes Forderkonzept vorzulegen und dabei Fol-
gendes zu berlicksichtigen.

(Beifall bei der CDU)

Erstens: Da bei der Griindung einer Seniorenge-
nossenschaft viele organisatorische und rechtliche
Fragen zu klaren sind, soll eine Grindungsbera-
tung eingerichtet werden, an die sich die Interes-
sierten wenden kénnen.

Zweitens: Es muss eine Anschubfinanzierung zur
Grindungsférderung geben.

Drittens: Selbstverstandlich darf das nicht dazu
fihren, dass an anderer Stelle bei Wohn- und Be-
treuungsprojekten und —formen eingespart wird.

Viertens: Die Zusammenarbeit mit bestehenden
Wohn- und Pflegeangeboten muss aktiv gesucht
werden. Seniorengenossenschaften kénnen und
wollen professionelle Angebote nicht ersetzen,
sondern erganzen, und es hat sich gezeigt, dass
sie dort besonders gut laufen, wo sie erfolgreich
mit Profis vernetzt sind.

Finftens: Das Rad muss nicht immer neu erfunden
werden. Wir kdnnen uns Beispiele aus anderen
Landern anschauen und auf Hamburger Beduirfnis-
se zuschneiden. Der Einwand, so etwas gelinge
nur auf dem Land, stimmt nicht. Wir haben in Ham-
burg viele Stadt- und Ortsteile mit einer guten
Nachbarschaft und einem funktionierenden Ver-
einsleben. Ich denke, auch dort wirde es uns ge-
lingen, Seniorengenossenschaften ins Leben zu
rufen.

(Beifall bei der CDU und bei Katharina Fege-
bank GRUNE)

Sechstens: Schlielich soll — der Anfang dazu ist
mit unserer Tagung und dem Artikel im "Hambur-
ger Abendblatt" bereits gemacht — dieses Forder-
konzept einer breiten Offentlichkeit bekannt ge-
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macht und fiir Seniorengenossenschaften gewor-
ben werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir wirden uns
freuen, wenn Sie die Einfihrung dieses in anderen
Bundeslandern schon so erfolgreichen Modells
auch in Hamburg unterstlitzen wiirden. Deshalb
mochten wir unseren Antrag gern ausfiihrlich mit
Ihnen im Gesundheitsausschuss beraten. Vielleicht
treffen wir uns dann in ein, zwei Jahren bei der
Grundungsfeier der ersten Hamburger Seniorenge-
nossenschaft wieder. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Katharina Fege-
bank GRUNE)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Frau Timmermann.

Karin Timmermann SPD: Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Der demografi-
sche Wandel wird unsere Gesellschaft verandern
und gehort zu den grofen Herausforderungen der
nachsten Jahrzehnte. Wir werden alle alter, darauf
hat Frau Dr. Fécking hingewiesen, und das Positi-
ve daran ist, dass wir Uberwiegend in einem guten
Gesundheitszustand sind. Trotzdem werden wir
uns mit der Beantwortung der immer wiederkeh-
renden Frage beschaftigen missen, wie wir ge-
wahrleisten konnen, dass dem groen Wunsch
vieler alterer Menschen, weiterhin in den eigenen
vier Wanden zu bleiben und das Leben selbstbe-
stimmt zu gestalten, entsprochen werden kann. Es
ware schon, wenn es gelingen wirde, dass dabei
gegenseitige Unterstlitzung und birgerschaftliches
Engagement eine immer groRere Rolle spielen
kdnnten.

Schon heute verhalten sich viele Menschen solida-
risch und unterstiitzen sich gegenseitig. Wir haben
in Hamburg eine Vielzahl von Institutionen, Sozial-
und Wohlfahrtsverbanden, die eine sehr gute Ar-
beit leisten und unterschiedliche Angebote ma-
chen, um die Menschen in dem Ziel, den Lebens-
abend selbstbestimmt zu gestalten, zu helfen. Da-
zu kommt, dass einige Wohnungsbaugenossen-
schaften Seniorenselbsthilfevereine fir ihre Ge-
nossenschaftsmitglieder gegriindet haben, und
zwar mit dem Zweck der Férderung sozialer und
kultureller Kontakte sowie um a&lteren Menschen
lange eine eigenstandige Lebensflihrung in ihrer
Wohnung zu ermdglichen.

(Beifall bei der SPD)

Die Birgerschaft hat im November letzten Jahres
einen SPD-Antrag beschlossen, eine Freiwilligen-
strategie fur Hamburg zu entwickeln und diese bis
Ende 2013 vorzustellen. Liebe Frau Dr. Fécking,
wenn Sie sich unseren Antrag noch einmal anse-
hen, dann werden Sie feststellen, dass es unter
anderem genau um diese Punkte geht: Wie kon-
nen wir freiwilliges Engagement fordern, weiterent-

wickeln und besser vernetzen? Mit der Schaffung
von Freiwilligenagenturen in jedem Bezirk sollen
Beratungs- und Vermittlungsangebote geschaffen
werden. Die CDU hat sich naher mit der Idee der
Seniorengenossenschaft beschaftigt und hierzu
einen Antrag vorgelegt. Wir begrifen diese Initiati-
ve grundsatzlich, weil jede ldee willkommen ist, die
dazu beitragen kann, die gegenseitige Unterstit-
zung der Burgerinnen und Blirger anzuregen.

Uns stellt sich die Frage, ob mit der Griindung von
Seniorengenossenschaften als neuem und zusatz-
lichem Instrument in Hamburg die gewilnschten
Ziele tatsachlich erreicht werden. Frau Focking hat
darauf hingewiesen, dass es sich nicht um Genos-
senschaften in dem Sinn handelt, wie wir das ge-
nossenschaftliche Modell kennen, sondern dass es
hier darum geht, wechselseitiges Engagement zu
organisieren. Die von lhnen genannte Seniorenge-
nossenschaft in Riedlingen, die vielfach als Bei-
spiel hervorgehoben wird, ist ein eingetragener
Verein in einer Kleinstadt von circa 10 000 Einwoh-
nern.

Wir wirden lhren Antrag gern an den Fachaus-
schuss zur weiteren Beratung Uberweisen, weil es
aus unserer Sicht eine Vielzahl von Punkten gibt,
die wir miteinander klaren missen, zum Beispiel
die Ubertragbarkeit des von Ihnen benannten Pro-
jekts auf eine Metropole wie Hamburg, auch wenn
man es auf die Bezirke herunterbricht, und das
Thema Entgelt fur geleistete Arbeit, um nur einige
Punkte zu nennen. Denn man muss wissen, dass
das Ansparen von Zeitkonten, wie es urspringlich
von den Seniorengenossenschaften angedacht
war, mittlerweile Uberall einem Prinzip der Bezah-
lung geleisteter Dienste gewichen ist. Diese Be-
zahlung von Unterstitzungsdiensten wirft durchaus
anspruchsvolle Fragen hinsichtlich der Abgrenzung
von Erwerbstatigkeit auf.

Noch ein Wort zum Zusatzantrag der Fraktion DIE
LINKE. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ob man
den CDU-Antrag zum Anlass fur eine allgemeine
Rentendebatte nehmen sollte, sei dahingestellt.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Friederike
Fécking, Dennis Thering, beide CDU, und
Katharina Fegebank GRUNE)

Auch der Zusammenhang zum seniorengerechten
Wohnen ist eigentlich nicht gegeben, denn bei der
Seniorengenossenschaft handelt es sich in Wirk-
lichkeit nicht um Genossenschaften im rechtlichen
Sinn und schon gar nicht um Baugenossenschaf-
ten; das ist klargestellt worden. Auf eine verfehlte
Rentenpolitik der Bundesregierung kann man zu
jeder Zeit hinweisen, und das ist auch berechtigt.
Die SPD hat als einzige Partei ein umfassendes
Konzept vorgelegt.

(Beifall bei der SPD — Katharina Fegebank
GRUNE: Das stimmt nicht!)
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Ihre weiteren Forderungen zum seniorengerechten
Bauen sind bereits Bestandteil des Senatshan-
delns. Deshalb werden wir lhren Antrag ablehnen.

Meine Damen und Herren! Zum Thema Senioren-
genossenschaft gibt es einiges zu klaren. Wir freu-
en uns, das im Gesundheitsausschuss zu diskutie-
ren und beantragen eine Uberweisung an den
Fachausschuss fur die gemeinsame Beratung.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Frau Fegebank.

Katharina Fegebank GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Wir sind gern dabei,
wenn die Beratungen im Fachausschuss stattfin-
den, weil wir das von der CDU vorgelegte Konzept
beziehungsweise den Antrag auf ein Konzept zur
Seniorengenossenschaft nicht nur interessant fin-
den, sondern auch nach Rickfragen in den Lan-
dern, in denen es so etwas bereits gibt, sehr positi-
ve Resonanz zu diesem Vorsto3 bekommen ha-
ben.

Wir stehen der Idee sehr aufgeschlossen gegen-
Uber, weil selbstbestimmtes Leben im Alter eine
wichtige Frage ist, die Sie inhaltlich gut hergeleitet
haben. Es ist immer Anspruch griner Sozialpolitik
gewesen, auch staatliche Rahmenbedingungen
und staatliche Unterstiitzung zu schaffen, um bur-
gerschaftliches Engagement, aber auch Selbsthilfe
zu ermdglichen. Der Vorschlag von Seniorenge-
nossenschaften, die in der Tat in Vereinen organi-
siert sind, wie Sie dargelegt haben, leistet dazu
moglicherweise auch in Hamburg einen guten Bei-
trag mit gegenseitiger Hilfe, um sich im Alter zu un-
terstutzen. In einer Lebensphase, in der Probleme
wie Krankheiten, aber auch Einsamkeit, Isolation,
Wohnen in den eigenen vier Wanden und einfache
Fragen der Freizeitgestaltung oder der Fortbewe-
gung und Mobilitat zu klaren sind, ist das ein span-
nender Ansatz. Deshalb freuen wir uns auf die De-
batte im Ausschuss. Es ist auch aus griner Per-
spektive noch das eine oder andere zu klaren, Sie
haben es angedeutet. Wir wollen natirlich nicht,
dass eine Seniorengenossenschaft Aufgaben
Ubernimmt, die vielleicht in anderen Kreisen auch
durch staatliche Finanzierung gut funktionieren. Es
darf auf keinen Fall ein Kostensparmodell fiir et-
waige Pflegeleistungen werden.

(Beifall bei den GRUNEN)

Kooperationen mit anderen Wohn- und Pflegean-
geboten bieten sich an. Uns ware auch wichtig,
dass die Initiative von Betroffenen oder denjeni-
gen, die sich angesprochen flihlen, selbst kommt,
dass es also nichts Verordnetes ist, sondern dass
die Senioren selbst die Mdglichkeit sehen, sich zu
organisieren, gegenseitig zu unterstitzen und

Selbsthilfe zu leisten — auch im Sinne des griinen
sozialpolitischen Anspruchs.

Ich erlaube mir ebenfalls ein Wort zum Antrag der
LINKEN. Ich kann mich Frau Timmermann nur an-
schlielen, zwar nicht in der Aussage, dass Sie der
einzigen Partei angehore, die ein ausgearbeitetes
Rentenkonzept hat, das haben wir mit der Garan-
tierente namlich auch, aber mit der Kritik an der
LINKEN. Ich finde es etwas wohlfeil, zu allen még-
lichen Themen — kleineren Initiativen, aber auch
grélReren Konzeptvorschlagen — gro3e Grundsatz-
debatten aufzumachen. Wir sprechen doch auch
bei der Aufstockung der Schuldnerberatung nicht
gleichzeitig Uber die Erhéhung von Hartz-IV-Regel-
satzen, und genauso wenig mdchte ich, wenn ich
jetzt Uber Seniorengenossenschaften spreche,
Uber die Anhebung des Rentenniveaus sprechen.
Das sollte nicht in der Debatte, sondern auf Bun-
desebene Platz finden. Insofern ist es bedauerlich,
dass dieser Antrag an die Initiative gekoppelt wird.
Vielleicht hatten Sie sich starker auf den vorliegen-
den Vorschlag konzentrieren sollen, das wirde der
Debatte auch mehr Glaubwirdigkeit verleihen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Karin Tim-
mermann SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Dr. Schinnenburg.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Wir reden Uber ein The-
ma, das aus meiner Sicht eine der grof3ten He-
rausforderungen der Gesellschaftspolitik oder der
gesamten Gesellschaft in Deutschland Uberhaupt
darstellt.

Manche Aspekte wurden vorhin schon erwahnt, so
der demografische Wandel. Ich will einige Punkte
hinzufiigen, zum Beispiel die Kinderlosigkeit. Klas-
sischerweise kimmern sich Kinder um ihre Eltern
im Alter, aber wenn es keine Kinder gibt, fallt diese
Méglichkeit fort. Hinzu kommt die Mobilitat. Wenn
Kinder da sind, dann leben sie oft in einer anderen
Stadt als die Eltern. Auch aus diesem Grund ist die
klassische Hilfe innerhalb der Familie schwierig.
Der dritte Punkt sind die hohen Personalkosten.
Betreuung im Alter und in der Pflege ist sehr per-
sonalintensiv und damit teuer, keine Frage. Staatli-
che und parastaatliche Organisationen sind aus
Sicht der FDP-Fraktion uberfordert, dieses Pro-
blem allein zu I6sen. Deshalb ist der Vorschlag der
CDU-Fraktion allemal bedenkenswert. Es ist ein
klassischer liberaler Gedanke der Selbsthilfe, und
wir stehen Ihrem Anliegen sehr positiv gegentber.
Gerade eine genossenschaftliche Losung ist eine
klassische liberale und FDP-Forderung.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Echt?)
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Deshalb sind wir dafiir, diesen Antrag an den Ge-
sundheitsausschuss zu Uiberweisen.

Ich mdchte allerdings drei Punkte erwahnen, die
die Sache aus meiner Sicht etwas komplizierter
machen, als es auf den ersten Blick im CDU-AN-
trag aussieht.

Der erste und vielleicht wichtigste Punkt ist die
Verlasslichkeit. Wenn wir diese Ansparkonten ha-
ben, dann geht es um eine Vorleistung Uber Jahre,
wenn nicht Jahrzehnte. Wer garantiert demjenigen,
der mit 25 eine Pflege- oder Hilfeleistung erbringt,
dass er 40 Jahre spater die entsprechende Gegen-
leistung erhalt? Aus meiner Sicht besteht hier ein
grolRes Problem der Rechtssicherheit. Das kann
man sicher im Ausschuss diskutieren.

Der zweite Punkt wurde noch Uberhaupt nicht er-
wahnt. Es geht letztlich um Tauschgeschafte, und
diese filhren dazu, dass klassischerweise bezahlte
Arbeit ersetzt wird. Das wiederum fihrt zum Ausfall
von Steuereinnahmen und Sozialabgaben, denn
wenn ein Altenpfleger ersetzt wird, fallen dessen
Steuern und Sozialabgaben fort. Auch hier konnte
ein Problem bestehen, auch das kénnen wir im
Ausschuss besprechen.

Der dritte Punkt schlief3lich ist naheliegend; komi-
scherweise hat ihn noch niemand erwahnt. Frau
Focking sagte, dass wir eine Anschubfinanzierung
des Staates brauchen, sie sagte aber nicht, wo
das Geld herkommen soll. Sie sagte sogar aus-
drlicklich, dass es nicht aus anderen Sozialberei-
chen kommen dirfe, daflir kann man durchaus
Verstandnis haben. Aber in Zeiten der Haushalts-
krise und Schuldenbremse kann man keinen An-
trag ohne einen Hinweis darauf stellen, wie die
Kosten gedeckt werden sollen.

Es ist also in der Tat eine gute Idee, das findet
auch die FDP. Aber mit Sicherheit muss man dar-
Uber noch einmal diskutieren. Das tun wir im Ge-
sundheitsausschuss, und ich freue mich sehr auf
neue Erkenntnisse dort. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Ralf Niedmers
CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Artus
hat das Wort.

Kersten Artus DIE LINKE:* Herr Prasident, sehr
geehrte Herren und Damen! Ich kannte den Artikel
aus dem "Hamburger Abendblatt" vor |hrem An-
trag, und deswegen ist unser Antrag so entstan-
den. Ich moéchte Ihnen gern erlautern, warum wir
es an dieser Stelle etwas grundsatzlicher aufzie-
hen, weil namlich unseres Erachtens die Dimensio-
nen nicht greifen, Uber die wir tatsachlich spre-
chen, auch wenn meine Vorrednerinnen und Vor-
redner zu Recht die Probleme des Alterwerdens
angesprochen haben.

Wir wissen in Hamburg Uber die Lebenssituation
alterer Menschen eigentlich gut Bescheid. Uns lie-
gen mehrere Bericht vor, aus denen ziemlich ge-
nau hervorgeht, in welchem gesundheitlichen Zu-
stand sich die Generation 60 plus befindet, wie de-
ren soziale Lage ist und welche Bedurfnisse und
Wiunsche sie bezlglich ihrer derzeitigen Lebens-
phase haben. So sind die meisten alteren Men-
schen trotz gesundheitlicher Beeintrachtigung und
den Alltagserscheinungen, die das Altern mit sich
bringt, mit ihrer Lebenssituation zufrieden. Wir wis-
sen aber auch aus Studien, dass es in dieser Ge-
neration eine sehr ausgepragte Subkultur der Be-
scheidenheit gibt. Man klagt eben nicht. Man erin-
nert sich noch sehr gut an Kriegszeiten, an die
Nachkriegszeit, an Hunger und Entbehrungen, und
im Vergleich dazu geht es heute vielen Menschen
gut.

Das grofdte Problem, das altere Menschen haben,
ist ihre Einkommenssituation. Zu Recht fiihlen sich
immer mehr Menschen, die in die Phase des "Un-
ruhezustandes" wechseln, von dieser Gesellschaft
verraten. Trotz lebenslanger Arbeit reicht die Rente
nicht, und trotz Einzahlungen in die Sozialversiche-
rung sollen sie flr Arzneimittel und medizinische
Behandlungen zuzahlen. Die meisten kénnen die
Pflegeleistungen, die sie bendtigen, nicht bezah-
len. Sauber, satt und trocken — das ist immer noch
das Ziel der heutigen Pflege, wonach die Leistun-
gen und Zeiten berechnet werden.

(Karin Timmermann SPD: Daruber reden wir
doch im Moment gar nicht!)

— Doch, genau darliber reden wir.

Schwarz/Gelb sollte sich schamen, dass sie es in
den letzten vier Jahren nicht geschafft haben, den
Pflegebegriff um psychosoziale Aspekte zu erwei-
tern. Allein daflir gehdren Sie abgewahlt, und Sie
bringen jetzt einen Antrag, in dem es nur um einen
winzigen Teil dieser Frage geht.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Anzahl derjenigen, die ihren Lebensunterhalt
nicht mehr aus Renten, Pensionen, Vermégen und
Unterhaltsansprichen bestreiten kénnen, stieg in
Hamburg von 2005 auf 2010 um 50 Prozent auf
8343 Manner und 11 387 Frauen. Die Anzahl der
Alteren, die immer weniger Geld im Monat zur Ver-
figung haben, wird noch weiter steigen, und zwar
vor allem durch die Menschen, die im Niedriglohn-
bereich tatig sind. Frauen, das wissen wir alle, sind
besonders stark betroffen, denn sie haben oft ex-
trem niedrige Renten.

Die CDU beschreibt in ihrem Antrag, woran es
liegt, dass der Lebensabend aller Wahrscheinlich-
keit nach nicht selbstbestimmt verbracht werden
kann. Ich verstehe die CDU aber nicht — und hier
beziehe ich mich konkret auf den Antrag —, warum
sie zum Beispiel eine Absenkung der Rentenbei-
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trage gut findet, wenn sie die mangelhafte Ausstat-
tung der Rentenkassen schon erkennt.

Meine Vorredner haben auch zum Ausdruck ge-
bracht, dass der Antrag sehr vage ist. Wir finden
es richtig, dass der Antrag Uberwiesen wird, um ihn
dort tiefer zu diskutieren. Hier liegt ein groRes Pro-
blem, und Seniorengenossenschaften reichen bei
Weitem nicht aus. Den Antrag empfinde ich daher
in Ganze als unehrlich. Die CDU hat es mal3geb-
lich mitzuverantworten, dass die Pflege in Form ei-
ner Teilkaskoversicherung unzureichend ausge-
stattet ist. Und Sie haben es — auch in Hamburg —
mafgeblich zu verantworten, dass wir keine aus-
reichenden altersgerechten Wohnungen finden.
Das muss man bei dem Thema der Lebenssituati-
on alterer Menschen immer dazusagen.

(Beifall bei der LINKEN — Dietrich Wersich
CDU: Sie haben das Thema verfehlt!)

Liebe Abgeordnete der CDU, ich verstehe, dass es
Sie nervt, dass ich das in einen Kontext setze,
aber das zeigt eben auch, wie unzulanglich lhr An-
trag ist. Sie finden keine politische Antwort und
nehmen keine Kurskorrektur in der Renten- und
Pflegepolitik vor, sondern wollen die Unzulanglich-
keiten, die Sie mitgeschaffen haben, wieder einmal
auf das Ehrenamt abwalzen, wie man sieht. Sie re-
den den Leuten ein, dass sie sich vielleicht nur et-
was mehr engagieren mussten; etwas mehr
Selbsthilfe, dann klappt das schon. Die sozialen
Probleme alterer Menschen, die durch schlechte
Politik noch schlimmer werden, kdnnen aber mit
Seniorengenossenschaften nicht aufgefangen wer-
den. Damit erreichen Sie vielleicht eine kleine
Gruppe, mehr aber auch nicht. Ob sich dafir der
Aufwand lohnt, den die CDU in ihrem Antrag vor-
schlagt, bezweifle ich. Hier habe ich wiederum das
Gefuhl, dass meine Vorrednerinnen und Vorredner
nicht weit von mir weg sind.

Die Ressourcen sollten besser dafiir eingesetzt
werden, die Pflegestitzpunkte auszubauen, die
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
zu beschleunigen und den altersgerechten Woh-
nungsbau zum Beispiel in Form des Ausbaus von
Service-Wohnanlagen voranzutreiben. Auch das
sind solidarische Einheiten, die sich gegenseitig
helfen, so, wie wir das in unserem Antrag vorschla-
gen. Daher habe ich auch kein Verstandnis daftr,
dass die SPD unseren Antrag nicht an den Aus-
schuss mituberweisen will.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass die Parteien, die auf eine Machtoption nach
den Bundestagswahlen spekulieren, unseren Vor-
sto3 fir eine Anhebung des Rentenniveaus nicht
mitmachen, ist eine verpasste Chance. Sie ma-
chen damit deutlich, dass es nicht zu lhrer Politik
gehort, die Rente wieder sicherer und auskémmli-
cher zu machen, und das werden sich die Men-
schen hoffentlich merken.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Meine Da-
men und Herren! Wenn es keine weiteren Wort-
meldungen gibt, dann kommen wir zur Abstim-
mung, zunachst zum CDU-Antrag aus Drucksache
20/8471.

Wer stimmt einer Uberweisung dieser Drucksache
an den Gesundheitsausschuss zu? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Somit ist der Antrag
Uberwiesen.

Nun zum Antrag der Fraktion DIE LINKE aus
Drucksache 20/8912.

Wer mochte diese Drucksache an den Stadtent-
wicklungsausschuss tberweisen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Somit ist die Uberweisung
abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen.

Die FDP-Fraktion mdchte den Antrag der Fraktion
DIE LINKE ziffernweise abstimmen lassen.

Wer mdéchte sich Ziffer 1 des Antrags anschlieRen?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist so-
mit abgelehnt.

Wer méchte die Ziffern 2 und 3 annehmen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist auch ab-
gelehnt, und somit ist der Gesamtantrag abge-
lehnt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 69, Drucksa-
che 20/8446, Antrag der GRUNEN Fraktion: Ge-
schlossene Unterbringung von Kindern und Ju-
gendlichen beenden und Alternativen aufbauen.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Geschlossene Unterbringung von Kindern und
Jugendlichen beenden und Alternativen auf-
bauen

— Drs 20/8446 —]

Diese Drucksache mdéchte die GRUNE Fraktion an
den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss tber-
weisen. Das Wort wird von Frau Bloémeke ge-
winscht.

Christiane Blodmeke GRUNE:* Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Vor mehr als acht Mo-
naten haben wir zuerst Uber die Medien, allen vor-
an Uber die "taz", von den repressiven und autori-
taren Erziehungsmethoden des Haasenburg-
Heims gehdrt. In diesem Jahr haben die Berichte
noch eine Zuspitzung erfahren, nicht zuletzt des-
wegen, weil Jugendliche oder auch Betreuer, Er-
Zieher und Sozialpddagogen, die selber in dem ge-
schlossenen Heim waren oder gearbeitet haben,
Uber Dirill, Isolationsmalinahmen, Korperverlet-
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zung, Erniedrigung und mehrtagige Fixierung be-
richtet haben.

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Unweigerlich drangen sich Parallelen zu den Ju-
gendwerkhdfen der ehemaligen DDR auf, aber
auch zu der Heimgeschichte der Bundesrepublik in
den Finfziger- und Sechzigerjahren. Zu Recht
wurden bei der Aufarbeitung dieser Zustande die
Zwangselemente der Heimerziehung kritisiert und
verurteilt.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Sicherlich erscheinen manchen daher auch die
Vorwiirfe, die aktuell gegen die Haasenburg ge-
richtet werden, als unfassbar. Sollte sich hier Ge-
schichte wiederholen? Haben wir aus diesen Feh-
lern nicht gelernt?

Zurzeit laufen die staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen noch. Wir kénnen noch nicht sagen, welche
Vorwirfe auch vor Gericht Bestand haben werden,
aber eines ist gewiss: Die Vorwilrfe wiegen so
schwer, dass sie ein umgehendes politisches Han-
deln erfordert hatten.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Doch stattdessen ist Senator Scheele monatelang
abgetaucht und hat geschwiegen. Herr Senator,
Sie haben die politische Verantwortung fiir die Kin-
der dieser Stadt. Dieser Verantwortung sind Sie
nicht nachgekommen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Erst im Sommer, als auch Brandenburg mit einem
Belegungsstopp flr die Haasenburg reagiert hat,
hielt Senator Scheele es fiir nétig, in Hamburg
einen Belegungsstopp zu verflgen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Der war schon
vorher, dieser Belegungsstopp!)

— Das hat schon Ihr Senator falsch dargestellt, so
war es nicht. Es ist auch vdllig egal, es war die er-
ste und bislang einzige Handlung von Senator
Scheele, diesen Belegungsstopp vorzunehmen
und zu veranlassen, dass keine Jugendlichen
mehr in die Haasenburg kommen.

Wissen Sie, was zuerst war, Herr Dressel? Unser
Antrag zum Belegungsstopp, den wir am 17. Juni
eingereicht haben und der Ihnen heute vorliegt.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN —
Zuruf von Karin Timmermann SPD)

Ein halbherziger Schritt, Frau Timmermann, der Ih-
nen als SPD-Abgeordnete nicht ausreichen sollte,
weil die Minderjahrigen, die in der Einrichtung wa-
ren, dort verbleiben mussten. Was ist das flir eine
Linie, Herr Senator? Ist die Betreuung dort zu ver-
antworten oder nicht? Messen Sie die Kinder mit
zweierlei Mal3? Es dirfen keine mehr hinkommen,

aber fir die, die da sind, ist die Betreuung in Ord-
nung? Das passt nicht zusammen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Darliber hinaus hat der Senator gezeigt, dass er
seine eigenen Beschlisse nicht ernst nimmt. Er
hat es zugelassen, dass der entwichene Hambur-
ger Jugendliche trotz laufendem Gerichtsverfahren
und schwerer Vorwirfe, die er der Haasenburg
und seiner Behandlung dort gemacht hat, zurtck in
die Haasenburg gebracht wurde.

Wahrend die Sozialbehdrde in einer Pressemittei-
lung behauptet, dass es keine Ubergriffe auf Ham-
burger Minderjdhrige gab, bekraftigen dieselben
Jugendlichen an anderer Stelle ihre Vorwiirfe, und
es wird ein Interview in der "taz" mit einem Ham-
burger Jugendlichen veroffentlicht, der angibt, erst
vor sieben Monaten schwere Gewalt in der Haa-
senburg erlebt zu haben. Wir sprechen also nicht
nur Uber Gewaltvorfalle, die sich in den Jahren
2010, 2009 oder davor ereignet haben, wir spre-
chen Uber die aktuelle Zeit. Was macht der Sena-
tor? Statt diese Widersprichlichkeiten aufzuklaren,
schaltet er auf stur. Politische Verantwortung, Herr
Senator, sieht anders aus.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Ich kann das noch etwas weiterfihren. Wahrend
Sie nach dem ftragischen Tod von Chantal die
Uberpriifung von 1300 Pflegeakten angeordnet ha-
ben, hielten Sie es nicht einmal flr erforderlich,
52 Akten der Minderjahrigen, die in der Haasen-
burg untergebracht waren, zu Uberprifen. Das ha-
ben Sie in Uber acht Monaten nicht fiir notwendig
erachtet. Aus unserer Sicht ist das schwer fahrlas-
sig.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN —
Dr. Melanie Leonhard SPD: Das ware eine
sinnlose MalRnahme gewesen!)

— Ich kann verstehen, Frau Leonhard, dass Sie
sich aufregen, und vermutlich empfinden Sie es
genauso wie ich als fahrladssig, dass diese Akten
nicht Gberpruft wurden.

Herr Senator, Sie belehren uns gern Uber die Bio-
grafien dieser Jugendlichen, die in der Haasenburg
sind. Das brauchen Sie nicht. Wir — und insbeson-
dere ich, die ich zwei Jahre lang im Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss zur Feuerberg-
stralBe sal® — wissen von diesen Biografien, und wir
wissen, dass viele dieser Jugendlichen in Hamburg
als Intensivtater gefilihrt werden. Aber das gibt nie-
mandem das Recht, eine 17-Jahrige stundenlang
mit Hals- und Korperfesseln zu fixieren. Es gibt
niemandem das Recht, Minderjahrige mit mehre-
ren Erziehern auf den Boden zu bringen, die Arme
zu verdrehen, bis ein Arm auskugelt, oder Hand-
klemmen anzuwenden, die, wie die Jugendlichen
selbst sagen, so hollische Schmerzen bereiten,
dass sie nicht mehr klar denken kénnen.
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(Sylvia Wowretzko SPD: Das ist auch nicht
gemacht worden!)

— Hoéren Sie sich das ruhig an, wenn Sie sich mit
dem Thema bislang noch nicht beschaftigt haben.
Ich finde es erschitternd, was da passiert ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Ich sage es Ihnen noch weiter, denn vielleicht ha-
ben Sie die Unterlagen nicht gelesen. Es gibt nie-
mandem das Recht, Jugendliche in ihrem Zimmer
strammstehen zu lassen, die Nutzung des Bettes
zu verbieten und sie taglich nur 20 Minuten an die
frische Luft zu lassen. Und es gibt auch nieman-
dem das Recht, egal, wie lang die Strafliste dieser
untergebrachten Jugendlichen ist, sie monatelang
zu isolieren. Das geht nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Im Gegenteil, gerade bei diesen Jugendlichen, die
in ihrer Familie schon viel Gewalt erlebt haben und
sicherlich auch Gewalt weitergegeben haben, ist
es doch paradox, dass genau diese Jugendlichen
nun in einer Einrichtung der Jugendhilfe Gewalt er-
fahren und lernen, dass alles mit Gewalt durchge-
setzt wird. Das ist doch eine Lésung, die fur diese
und auch fir andere Jugendliche auf keinen Fall
passend ist. Gerade diese Jugendlichen bediirfen
der besonderen Aufmerksamkeit des Senats, egal,
wie lang ihre Strafliste ist. Eines mussen wir uns
namlich deutlich machen: Es geht hier Uberhaupt
nicht um Bestrafung der Jugendlichen, sondern
einzig und allein um die Frage, ob die Mal3nah-
men, in denen die Jugendlichen sich befinden,
dem Kindeswohl dienen und ob sie der Erziehung
forderlich sind.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Ich frage Sie daher, Herr Senator, und vielleicht
finden Sie heute eine Antwort darauf, ob Sie mit
gutem Gewissen sagen konnen, dass das Wohl
der Kinder, fur die Sie die Verantwortung tragen, in
der Haasenburg gesichert ist und ihre Erziehung
dort gefordert wird? Wenn ich |hr Desinteresse se-
he, dass Sie nebenbei in lhr Handy tippen, dann
glaube ich, dass dahinter wenig Engagement
steht.

(Beifall bei den GRUNEN — Gerhard Lein
SPD: Jetzt wird sie echt peinlich!)

Wir fihren eine ernsthafte Debatte Uber Ihre Ver-
antwortung und uber Kinder, die schwere Vorwirfe
erhoben haben. Natirlich kann ich dann etwas die
Fassung verlieren, wenn ich sehe, dass Sie neben-
bei Ihr Handy bedienen. Vielleicht haben Sie Wich-
tigeres zu tun.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Meine Damen und Herren! Auch wenn die Staats-
anwaltschaft noch ermittelt, missten doch allein
die Anschuldigungen ausreichen, umgehend die
Kinder aus diesem Klima der Gewalt herauszuho-

len. Stellen Sie sich bitte vor, ein Kind aus ei-
ner — in Anflhrungszeichen — normalen Familie
wirde zur Polizei gehen und ahnliche Anschuldi-
gungen gegeniber der eigenen Familie erheben.
Dieses Kind wirde sofort aus der Familie heraus-
genommen werden. Warum kommen die Kinder
aus der Haasenburg nicht heraus, warum wird bei
Hamburgs Kindern mit zweierlei Mall gemessen?

(Beifall bei den GRUNEN — Zuruf von Sylvia
Wowretzko SPD)

So tatenlos der Senator beim Umgang mit der
Haasenburg ist, so tatenlos ist er auch, wenn es
um die Frage der Alternativen zur geschlossenen
Unterbringung geht. Seit zwei Jahren werden Ge-
sprache gefihrt, das mussten wir einer Senatsan-
frage entnehmen. Aber aktuell haben wir jetzt ge-
hort, dass die Gesprache, die der Senat immerhin
geflhrt hat, nur fir die Kinder bis zw6lIf Jahren gel-
ten. Das heil}t, es geht hier nur um die Frage, wo
man Kinder bis zu zwolf Jahren unterbringt. Das
heil3t also, der Senat hat noch nicht einmal ange-
fangen, sich Gedanken zu machen, was man mit
den Kindern machen kann, wenn sie nicht ge-
schlossen unterzubringen sind; das ist ein Trauer-
spiel.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich kann Ihnen gern etwas Uber die Griinde sagen,
denn ich habe auch spekuliert, warum der Senat
so tatenlos ist. Ich habe mich gefragt, ob es am
Ende vielleicht die Ideologie ist, die politische Er-
fahrung aus der verlorenen Wahl 2001 und die
Angst, von der CDU rechts Uberholt zu werden. Ist
es vielleicht das, was hoher aufgehangt ist als das
Kindeswohl und die Suche nach der besten L6-
sung fur jedes einzelne Kind?

(Beifall bei den GRUNEN)

Oder ist es am Ende vielleicht der SPD-Schatzmeis-
ter, Professor Christian Bernzen, der, das wissen
wir, gleichzeitig Anwalt der Haasenburg ist. Sein
Bruder ist Ubrigens der Pressesprecher dort, das
passt wunderbar.

(Karin Timmermann SPD: Ihre Rede macht
uns sprachlos!)

Und Professor Christian Bernzen ist nicht nur der
Anwalt der Haasenburg, sondern war noch bis De-
zember Vorsitzender der Kontrollkommission der
Haasenburg. Ist vielleicht hier das Schweigen des
Senators begriindet? Am Ende wird nur die SPD
wissen, welche Griinde zu dieser Tatenlosigkeit
des Senats fuhren. Vielleicht gelingt es uns auch
noch, dahinter zu schauen. Aber egal, welche
Griinde Sie auch immer anfihren, sie minden ein-
deutig darin, dass der Senator seine politische Ver-
antwortung nicht wahrgenommen hat. Und das ist
fur uns nicht akzeptabel.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)
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Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Bldmeke. — Das Wort hat Herr Eisold.

Gunnar Eisold SPD: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Frau Blémeke, das war ein
bisschen viel Verschwoérungstheorie auf einmal. Es
ist haarstraubend, dass Sie das in dieser Fllle
noch nicht einmal im Ausschuss haben prasentie-
ren kénnen, obwohl Sie da unter Punkt 0 eigentlich
schon seit der letzten Ausschusssitzung immer |h-
re Bilanzen zuerst prasentiert haben, bevor Sie
Uberhaupt einmal zugehért haben, was es zu be-
richten gibt.

(Beifall bei der SPD)

Zu Beginn |hrer Rede dachte ich, dass Sie viel-
leicht doch noch einmal die Kurve bekommen und
einige lhrer Behauptungen relativieren warden, fur
die Sie bis heute tGberhaupt keinen Beleg gebracht
haben, sondern sich hinter nebuldésen Formulierun-
gen verstecken. Sie beziehen sich im Zweifelsfall
auf Presseberichte, die ihrerseits, wenn man das
einmal nachliest, auf Jahre verweisen, in denen es
in Hamburg eine ganz andere Regierung gab.

(Zurufe von den GRUNEN)

Und an dieser Regierung waren Sie beteiligt. Wir
reden genau Uber diesen Punkt gleich noch aus-
fuhrlicher, ndmlich was der Beitrag der damaligen
GAL an der Unterbringung in der Haasenburg ist.
Dazu sage ich jetzt schon: sehr viel, Sie verantwor-
ten sie mit.

(Beifall bei der SPD — Christa Goetsch GRU-
NE: So ein Quatsch!)

Ein Grolteil der Ereignisse, Uber die berichtet wird
und fir die Frau Blomeke Begriffe wie Hals- und
Kérperfesseln gefunden hat, sind Dinge, die sich
nach unserem Wissen zu schwarz-griinen Zeiten
in Hamburg ereignet haben. Wo waren da die Auf-
klarer der GRUNEN? Sie waren in der Regierung,
auch im Senat.

(Jens Kerstan GRUNE: Ja, war das denn
bekannt? Jetzt ist es bekannt!)

Aber anders als damals ist Herr Senator Scheele
in den Familienausschuss gekommen. Ich war da-
mals auch in diesem Parlament, und es ist kein
Senator Wersich in den Ausschuss gekommen und
hat Uber Misshandlungen berichtet und Uber die
Konsequenzen, die der Senat daraus gezogen hat.
Herr Senator Scheele ist jedoch gekommen und
hat uns detailliert informiert Gber das, was er weil
und was die Jugendlichen berichtet haben.

(Jens Kerstan GRUNE: Das ist ja schlimm,
dass er so wenig weil3!)

Wir als SPD haben zugehort, und wir haben mitge-
nommen, dass die Jugendlichen, die Hamburg dort
unterbringt und die dort noch untergebracht sind,
in keiner Weise das bestatigen, was in den Medien

behauptet wird, sondern es sind Ereignisse, die in
Ihre Regierungszeit und lhre Verantwortung fallen.

(Jens Kerstan GRUNE: Das stimmt doch gar
nicht! Und jetzt passiert da gar nichts, jetzt
ist alles gut? — Norbert Hackbusch DIE LIN-
KE: Und jetzt ist alles okay?)

Herr Scheele hat uns informiert, und dafur gebuhrt
ihm und dem Senat Respekt.

(Beifall bei der SPD)

Es ist auch richtig, dies wurde schon angespro-
chen, dass der Senat keine weiteren Jugendlichen
dort neu unterbringt. Das ist auch kein Wider-
spruch, wie das gelegentlich formuliert wurde. Das
ist das, was die Lander Brandenburg und Berlin
machen.

(Jens Kerstan GRUNE: Und die anderen ha-
ben Pech gehabt!)

Das ist im Ubrigen genau das, was |hr damaliger
schwarz-griner Senat gemacht hat. Er hat namlich
auch erst einmal einen Belegungsstopp angeord-
net. Es kamen auch damals keine weiteren Ju-
gendlichen in diese Einrichtung, bis geklart war,
was damals geschehen ist, und bis dort auch eini-
ge Veranderungen stattgefunden haben. Das, was
damals geschehen ist, ist im Vergleich zu dem,
was heute behauptet wird, wirklich ernst zu neh-
men.

(Jens Kerstan GRUNE: Ja, klar!)

— Ich bin dankbar, dass von lhnen im Moment nicht
so viel an Protest kommt. Das zeigt doch wohl,
dass wir damit ganz richtig liegen.

(Beifall bei der SPD — Dr. Till Steffen GRU-
NE: Ihre Rede ist verantwortungslos!)

Es ist auch nicht zufallig geschehen, dass Sie die
Belegung in der Haasenburg gemeinsam verant-
wortet haben. Sie haben das im Koalitionsvertrag
von GAL und CDU damals so vereinbart.

(Farid Miiller GRUNE: Reden Sie doch lber
das, was jetzt ist!)

Sie haben gesagt, in Hamburg solle das nicht ge-
schehen, aber auswarts schon. Sie haben eine
Liste mit Einrichtungen gemacht und dort die Kin-
der und Jugendlichen hingeschickt. Dazu sagte
Frau Blémeke, das sei halt so in einer Koalition, da
misse man Kompromisse machen. Dazu fallen mir
noch ein paar andere Kompromisse ein, die Sie
gemacht haben, und ich frage mich, warum lhnen
damals die Kinder und Jugendlichen und das gan-
ze Thema nicht so viel wert gewesen sind, als Sie
diese Verabredung mit der CDU getroffen haben.
Vielleicht héren wir dazu noch ein wenig.

Im Zweifel wird es aber so sein, dass Sie ein Pro-
blem damit hatten, eine vernunftige Alternative an-
zubieten. Um welche Personen handelt es sich
denn, die wir dort unterbringen? Das haben wir im
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Ausschuss gelernt. Es sind altere Jugendliche, es
sind Jugendliche, die in hohem Male straffallig ge-
wesen sind beziehungsweise noch sind und die in
anderen Bundeslandern gar nicht mehr in Einrich-
tungen der Jugendhilfe kommen. Da befindet sich
Hamburg vielleicht ein bisschen in einer Sonderpo-
sition.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Ist das rich-
tig oder falsch?)

Wenn man sich anschaut, was diese anderen Bun-
deslander machen, dann stellt man fest, dass die-
se Jugendlichen in Untersuchungshaft gehen. Bis-
her ist mir auch nicht klar, wie Sie dieses Problem
|6sen wollen.

(Jens Kerstan GRUNE: Und das finden Sie
gut? — Dr. Till Steffen GRUNE: Beschéftigen
Sie sich erst mit dem Thema und reden
dann!)

— Ich finde, wir haben uns sehr ausfihrlich damit
beschaftigt.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Einen Moment, bitte. Herr Eisold hat
das Wort und sonst niemand. Fahren Sie bitte fort.

Gunnar Eisold SPD (fortfahrend): Vielen Dank.

Ich fand den Hinweis vollig richtig, dass es einen
Zusammenhang gibt. Sie fragen doch selbst, was
man denn eigentlich wolle. Ich frage die GRUNEN,
wenn Sie heute einen Antrag vorlegen, die ge-
schlossene Unterbringung abzuschaffen, ob Sie
das einmal mit dem Kollegen Farid Mdller als jus-
tizpolitischem Sprecher abgeklart haben. Was
halt er denn von mehr Minderjahrigen in Untersu-
chungshaft? Wir finden es erst einmal keine gute
Idee, wenn Jugendlichen Erziehungschancen ge-
nommen werden.

(Beifall bei der SPD — Christiane Schneider
DIE LINKE: Das ist infam, das ist demago-
gisch!)

Die dritte Variante, namlich eine plausible Alternati-
ve zu finden, ist Ihnen damals unter Schwarz-Griin
nicht gelungen, und das ist zugegebenermalen ei-
ne ziemliche Herausforderung. Wenn die anderen
Bundeslander da den Kdnigsweg wissten, wirde
sich dem auch hier sicherlich niemand verschlie-
Ren. Aber es gilt, an dieser Alternative zu arbeiten,
und sicherlich reicht daflr dieser Antrag Uberhaupt
nicht aus. Ich wirde mir auch winschen, dass sich
die GRUNEN in Hamburg vielleicht einmal an-
schauen, wie realistisch andere griine Landesver-
bande und Fraktionen damit umgehen. Sie haben
zum Beispiel in Hessen einen jugendpolitischen
Sprecher, Herrn Bocklet, der dazu sagt, dass der
Freiheitsentzug fir Kinder nur als allerletztes Mittel
in der Jugendhilfe eingesetzt werden durfe. Man

misse zuerst alle anderen Mittel und Wege aus-
schopfen. Da hat er recht, das ist namlich verninf-
tig.

(Beifall bei der SPD)

Und vernlinftig ware es auch, wenn uns dieser An-
trag nicht heute vorliegen wirde, sondern die
GRUNE Fraktion zunéchst einmal die Reise des
Familienausschusses in die Einrichtung abgewar-
tet hatte. Dann ware Gelegenheit gewesen, mit der
Einrichtung und den Jugendlichen zu sprechen,
sich eine Meinung zu bilden und dann hinterher ei-
ne Position zu formulieren. So wollen wir als SPD-
Fraktion das jedenfalls halten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Eisold. — Das Wort hat Herr Gladiator.

Dennis Gladiator CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Seit Monaten beschaftigen uns
die geschlossenen Heime der Haasenburg in Bran-
denburg. Und immer wieder kamen und kommen
neue Details Uber vermeintliche Vorwirfe an die
Offentlichkeit. So berichten Mitarbeiter und betrof-
fene Jugendliche von harten Sanktionen bei Re-
gelverstdRen, von tagelanger Isolation, von stun-
denlanger Fixierung und von Demitigungen. Und
diese schwerwiegenden Vorwiirfe stehen seit Mo-
naten im Raum und sind seit Monaten bekannt.
Doch der Senat hat Uber lange Zeit nichts unter-
nommen. Fur Wochen ist Senator Scheele, der
sonst das Licht der Offentlichkeit nicht gerade
scheut, abgetaucht. Vermutlich hat er gehofft, dass
sich die Wogen von allein wieder glatten wirden.
Es gab keine Unterrichtung des Parlaments und
der Offentlichkeit, und der Senat hat auch in dieser
Zeit keinen Beitrag zur Aufklarung der erhobenen
Vorwirfe geleistet.

Herr Senator Scheele, Sie haben sich nicht als ak-
tiv _handelnder Verantwortungstrager prasentiert,
sondern als Getriebener der Ereignisse, deren Wir-
kung Sie maRlos unterschatzt haben.

(Beifall bei der CDU und den GRUNEN)

Erst auf erheblichen o&ffentlichen und politischen
Druck haben Sie Ende Juni 2013 entschieden, so
lange keine Jugendlichen mehr in der Haasenburg
unterzubringen, bis die Vorwirfe ausgerdumt sind.
Herr Senator Scheele, souveranes Handeln sieht
wirklich anders aus.

(Beifall bei der CDU und den GRUNEN und
bei Norbert Hackbusch DIE LINKE)

Da stellt sich schon die Frage nach der ungewohn-
ten Zurickhaltung, die man sonst von lhnen gar
nicht kennt. Es stellt sich auch in der Tat die Frage
nach der merkwirdigen Doppelrolle von Christian
Bernzen, der Ihnen als Parteifreund sehr gut be-
kannt ist, und die Frage, welchen Einfluss er auf
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Ihr Handeln genommen hat. All diese Fragen und
die erhobenen Vorwirfe missen lickenlos aufge-
klart werden.

(Sylvia Wowretzko SPD: Sie sind schon auf-
geklart!)

Deshalb haben wir gemeinsam mit allen Oppositi-
onsfraktionen heute einen Antrag auf Aktenvorlage
eingereicht und werden diese auch sehr grindlich
vornehmen. Zudem, Herr Eisold hat es erwahnt,
werden wir am Freitag als Familienausschuss nach
Brandenburg in die Haasenburg fahren, um uns
selbst als Abgeordnete ein Bild vor Ort zu machen
und mit den Jugendlichen zu sprechen.

Meine Damen und Herren! Die CDU steht fir eine
rickhaltlose Aufklarung der Vorwirfe. Wir akzep-
tieren aber weder voreilige Skandalisierungen
noch sind wir bereit, den Darstellungen des Tra-
gers unkritisch Glauben zu schenken. Unsere Hal-
tung in dieser Frage ist klar: UnverhaltnismaRige
Eingriffe in die Grundrechte der Jugendlichen
durch ungerechtfertigte Gewaltanwendungen oder
dauerhafte Isolationen sind nicht akzeptabel. Und
sollten sich die Vorwirfe als wahr erweisen, mus-
sen hier auch kraftige Konsequenzen folgen.

(Beifall bei der CDU und den GRUNEN)

Aber, und das sage ich auch sehr deutlich, die
CDU wird nicht mitmachen, wenn ein Blindnis aus
linken und griinen Politikern sowie sogenannten
Experten die Vorwiirfe gegen die Haasenburg ins-
trumentalisiert, um gegen die geschlossene Un-
terbringung an sich zu Felde zu ziehen.

(Jens Kerstan GRUNE: Tun wir doch gar
nicht! — Gegenruf von Dr. Andreas Dressel
SPD: Nee, gar nicht, Gberhaupt nicht!)

Wir stehen als CDU ohne Wenn und Aber hinter
der geschlossenen Unterbringung als letzte Chan-
ce zur Vermeidung der Jugendhaft. Wir alle wissen
doch, und das sollte auch Frau Blédmeke wissen,
dass die Alternativen fur diese Jugendlichen in
Wahrheit nicht Gbliche Einzelfallhilfen aus padago-
gischen und therapeutischen Angeboten sind. Die
Alternative fiir diese Jugendlichen ware das weite-
re Abgleiten in die Kriminalitat, und in der Konse-
quenz damit der Strafvollzug. Es sollte unsere ge-
meinsame Uberzeugung sein, dass das nicht der
richtige Weg ware.

Es klang auch an, dass wir nicht Uber Jugendliche
reden, die Kirschen aus Nachbars Garten gestoh-
len haben, sondern Uber jugendliche Intensivtater.
Das sind Kinder und Jugendliche, bei denen ein
Familiengericht die Einweisung verfigt, weil zuvor
alle anderen Mdglichkeiten der Jugendhilfe ge-
scheitert sind. Es sind Kinder und Jugendliche, die
in jungsten Jahren straffallig werden und ein er-
hebliches Gewaltpotenzial haben, weil sie frih
Drogen und Alkohol konsumieren, Jugendliche, fir

die eine derartige Unterbringung die letzte Chance
vor der Jugendhaft ist.

Die geschlossene Unterbringung kann eine Chan-
ce sein. Wissenschaftliche Studien belegen, dass
bei bis zu 70 Prozent der so Untergebrachten die
Entwicklung positiv verlauft. Das heif3t, die Rlck-
fallquote ist deutlich geringer als bei den Jugendli-
chen, die aus dem Strafvollzug entlassen werden.
Eine solche positive Entwicklung hilft dann den Ju-
gendlichen selbst, sie dient aber auch dem praven-
tiven Opferschutz, der fir uns ebenfalls einen ho-
hen Stellenwert hat.

Meine Damen und Herren! Die Haltung der CDU
zur geschlossenen Unterbringung ist sehr klar.
Ganz anders sieht es bei den Kollegen der SPD
aus. Das zeigt uns zum einen die Historie in Ham-
burg, aber auch der aktuelle Richtungsstreit. Die
SPD ist in der Frage der geschlossenen Unterbrin-
gung uneins, und davon kénnen auch solche Re-
den wie heute, Herr Eisold, nicht ablenken. Auf der
einen Seite gibt es die Gegner der geschlossenen
Unterbringung. Fur sie gilt weiter der Slogan "Men-
schen statt Mauern", der in den Achtzigerjahren
von dem friheren Sozialsenator Jan Ehlers ge-
pragt wurde. Wolfgang Rose hat deutlich gemacht,
dass er diesem Bild weiter anhangt, und seinen
Senator aufgefordert, alle Jugendlichen sofort aus
den Heimen herauszuholen. Er sprach von einer
Diskreditierung der SPD in diesem Politikbereich,
wenn das nicht erfolge.

Auf der anderen Seite stehen Sozialsenator
Scheele und der Fraktionsvorsitzende Andreas
Dressel, die sich eindeutig fir die geschlossene
Unterbringung ausgesprochen haben, vielleicht
auch, um den Fehlern der Innenpolitik aus den Re-
gierungsjahren wieder vorzubeugen. Aber auch
wenn die SPD sich in dieser Frage noch sehr mit
sich selbst beschéaftigt, so brauchen wir doch jetzt
eine offene und ernsthafte Diskussion, ob, wie und
wo Hamburg entweder allein oder mit seinen Part-
nern in den norddeutschen Bundeslandern wieder
eine eigene Einrichtung betreiben soll. Dabei, und
das hat die jetzige Diskussion schon deutlich ge-
zeigt, muss Hamburg eine uneingeschrankte Kon-
trolle Uber die Einrichtungen haben, das steht jetzt
schon fest.

Liebe Frau Blémeke, ich komme auf lhren Antrag
zu sprechen. Dieser Antrag kommt aus unserer
Sicht eindeutig zur Unzeit, denn die Akteneinsicht,
die wir gemeinsam beschlieRen, hat noch nicht
einmal begonnen, und auch unser Vororttermin in
der Haasenburg erfolgt erst am kommenden Frei-
tag. So ernsthaft das Thema ist, und darlber sind
wir uns, glaube ich, einig, so ernsthaft muss auch
die Aufklarung sein, die wir betreiben. Diesen An-
spruch kann ich in lhnrem Antrag nicht erkennen. |h-
re historischen Vergleiche, die Sie eben gezogen
haben, bestatigen bei mir den Eindruck, dass Sie
ein bisschen ibers Ziel hinausschielfen und es
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deutlich Uber eine Diffamierung der geschlossenen
Unterbringung hinausgeht.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Frau Blémeke, ich will es auch in Ihre Richtung
noch einmal sagen. Fur die Kinder und Jugendli-
chen, fur die alle Malnahmen der Kinder- und Ju-
gendhilfe ausgeschdpft wurden und die den Weg
aus der Kriminalitét trotzdem nicht gefunden ha-
ben, sehen wir als CDU keine Alternativen zur ge-
schlossenen Unterbringung. Deshalb werden wir
Ihrem Antrag in diesem Punkt auch nicht zustim-
men.

Meine Damen und Herren! Wir werden uns in die
Diskussion Uber die kiinftige Ausgestaltung der ge-
schlossenen Unterbringung mit klaren Uberzeu-
gungen und konstruktiv einbringen. Dies tun wir
aus Verantwortung fur die straffallig gewordenen
Jugendlichen und auch zum Schutz der Bevolke-
rung vor kiinftigen Straftaten. Das erwarten wir al-
lerdings auch von der SPD. Deshalb, Herr Senator
Scheele, liegt es nun an Ihnen, die politische
Tauchstation zu verlassen, die SPD auf Kurs zu
bringen und mit uns gemeinsam daflir zu sorgen,
dass die geschlossene Unterbringung in Hamburg
auf einen vernlnftigen Weg gebracht wird. — Dan-
ke.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Gladiator. — Das Wort hat Herr Ritter.

Finn-Ole Ritter FDP: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Vor dem Hintergrund der Medien-
berichte in den vergangenen Wochen und Mona-
ten scheinen die Forderungen der GRUNEN erst
einmal verstandlich zu sein, denn es gab zu viele
Vorwirfe und Ungereimtheiten im Umgang mit Ju-
gendlichen in den Heimen der Haasenburg. Aber
trotz allem — und das war auch immer das Credo
der FDP-Fraktion — fordern wir mehr Sachlichkeit
in der Debatte, weil wir sonst die Probleme nicht
|6sen kdnnen.

Einige Sachverhalte sind wohl anders, als sie auf
den ersten Blick erscheinen. Noch einmal der Hin-
weis: Im Ausschuss hatten wir im nicht 6ffentlichen
Teil sehr viele neue Erkenntnisse, die sich rund um
die Vorwurfe drehten und auch um die zuletzt ent-
flohenen drei Jugendlichen, manches vielleicht so-
gar drastischer, als man es vermutet. Manch ande-
res erscheint aber auf den zweiten Blick eher an-
ders, als man es jetzt in der Offentlichkeit darstellt.
Mir ist ein Gedanke geblieben, und das zeigt auch
die Diskussion ganz klar: Seine politischen Forde-
rungen anhand von Berichten aus der "taz" oder
sonstigen Pressemitteilungen zu ziehen, halte ich
fur sehr, sehr fraglich, gerade auch deshalb, weil
die Mitarbeiter, die dies angeht — das haben wir im

Ausschuss auch gehort —, sich 6ffentlich nicht zur
Wehr setzen kénnen. Das heil}t also, man muss es
erst einmal so akzeptieren, und wir kénnen nur im
nicht 6ffentlichen Teil darlber sprechen, wie es ei-
gentlich ist. lch mdchte Ihnen allen ans Herz legen,
diese Debatte doch bitte sachlicher zu fihren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Gerade deshalb, Frau Blomeke, haben wir uns als
FDP-Fraktion auch intensiv um einen gemeinsa-
men Antrag zum Aktenvorlageersuchen bemiht
und mit eingebracht, um uns eine fundierte Mei-
nung bilden zu kdnnen; das sagte auch Herr Gla-
diator schon. Deswegen kann ich das alles nicht so
ganz verstehen, die GRUNEN sind so ein bisschen
an Scheinheiligkeit nicht zu Ubertreffen; auch das
wurde vorher schon angesprochen.

(Jens Kerstan GRUNE: Bisschen peinlich!)

— Jetzt kommt ein bisschen Historie, ich sage extra
ein bisschen, Herr Kerstan.

Die Feuerbergstrale, Frau Bldmeke, wurde auch
unter griner Verantwortung 2008 geschlossen.

(Jens Kerstan GRUNE: Gott sei Dank!)
— Genau, das kénnen Sie so sehen, super.

Herr Kerstan, wenn Sie jetzt so weitergemacht hat-
ten und nicht nur den Populismus gelebt hatten,
dann hatten Sie ein Alternativkonzept fir Hamburg
vorlegen mussen und nicht einfach nur sagen kon-
nen, unser geschlossenes Heim in der Feuerberg-
stral3e ist jetzt weg. Jetzt schieben Sie die ganzen
Jugendlichen aus Hamburg ab, damit sie Uber die
Landesgrenze sind, aber das Konzept der ge-
schlossenen Unterbringung hat sich nicht veran-
dert. Und ich habe von lhnen in der Debatte auch
keine Alternative gehdrt, Frau Bldmeke.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Frei nach dem Motto, aus den Augen, aus dem
Sinn, ohne die Probleme wirklich zu 16sen. In die-
sem Zusammenhang gibt es einen bemerkenswer-
ten Vorgang, der sich auf die Aufsichtskommission
dieses Heims fur Jugendliche aufierhalb Ham-
burgs bezieht. Nachdem das Heim 2008 geschlos-
sen wurde, wurde die Aufsichtskommission daflr
namlich nicht aus ihrem Job entlassen. Das heif3t
also, formal hatte sie eigentlich die Aufgabe, noch
weiterhin in Brandenburg zu kontrollieren. Ein
Schreiben an die Sozialbehdrde aus dem Jahr
2009 — wer da regiert hat, nehmen wir einmal so
hin — enthielt die Frage, was man jetzt tun solle,
und dass man aus seinen Pflichten als Aufsichts-
kommission entlassen werden wolle. Das ist, wie
ich auf eine Nachfrage erfahren habe, in der Be-
hérde untergegangen. Es ist wohl angekommen,
aber dann ist es anscheinend weg gewesen.

Die Aufsichtskommission wurde dann durch die
brandenburgische Besuchskommission abgeldst,
so heildt sie, glaube ich, die das dann weiter kon-



4990 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 65. Sitzung am 14. August 2013

(Finn-Ole Ritter)

trollierte. Aber es gab praktisch keinen Vertrag zwi-
schen der Stadt und der Haasenburg, um das
Ganze zu kontrollieren. Im Endeffekt heif3t
das — und das ist erfreulich, weil wir es alle gefor-
dert haben —, weil die Aufsichtskommission vor
Kurzem neu eingesetzt wurde, haben wir als Ham-
burger die Aufsicht tber diese Jugendlichen, die in
dem Heim sind. Das war auch eine Forderung von
mir, und deswegen finde ich es positiv, dass es
umgesetzt wurde.

(Beifall bei der FDP)

Da die Aufsichtskommission nicht da war, hat viel-
leicht auch die Kommunikation mit den Branden-
burger Kollegen gefehlt, sodass man auf bestimm-
te Dinge, die sich dort ereignet haben, nicht so
schnell eingehen konnte.

Ich komme noch einmal zur geschlossenen Unter-
bringung. Auch wir als FDP-Fraktion sehen die ge-
schlossene Unterbringung als letztes Mittel, bevor
die Jugendlichen dann als momentane Alternative
in den Jugendarrest oder in die Psychiatrie einge-
wiesen werden. Die geschlossene Unterbringung
ist also fUr uns ein letztes Mittel. Vielleicht habe ich
es nur im Unterton bei Herrn Gladiator herausge-
hort, aber auch diese Menschen, die in der ge-
schlossenen Unterbringung sind, haben einen
Grundrechteschutz. Auch diese Jugendlichen miis-
sen Mdglichkeiten haben, sich zu Problemen und
Ahnlichem zu duRern, und dem muss auch nach-
gegangen werden.

Aber, liebe GRUNE und sonstige Vertreter, die sol-
che Heime sofort schliefen und die Jugendlichen
zurlckholen méchten, ich frage Sie, wenn man das
in die Praxis umsetzen und das Heim sofort schlie-
Ren wirde, wo denn dann die Jugendlichen hin
sollen. Das Problem ist doch, dass man nicht je-
manden in die Stadt in eine offene Unterbringung
geben kann, der jetzt in der geschlossenen Unter-
bringung ist. Das ist ein gro3es Problem gewesen,
wie wir im Familienausschuss gehort haben. Des-
halb sage ich abschlieRend fir uns: Wir wollen,
konstruktiv, wie wir nun mal sind,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sehr gut!)

erst einmal das Aktenvorlageersuchen richtig
durchlesen, um die Faktenlage zu kennen, und
aus einer gesicherten Faktenlage, so wie man das
in der FDP macht, eine tolle Alternative, moglichst
gemeinsam mit allen Fraktionen, im Familienaus-
schuss finden. Dann waren wir glucklich. Und wir
hoffen, dass wir, wenn es Missstande gibt — mo-
mentan deutet nichts so klar darauf hin, wie es
Frau Bldmeke meinte —, diese auch ausrdumen
kénnen. Wir als FDP-Fraktion vertrauen unserem
Rechtsstaat, und wir vertrauen vor allem auch un-
seren Augen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Dem Senator!)

was wir im Aktenvorlageersuchen sehen werden.
Wir wirden uns freuen, wenn die SPD den Antrag
zur Debatte vielleicht noch einmal an den Familien-
ausschuss Uberweisen wirde. Ansonsten wirden
wir aber den Antrag in der Form, wie er vorliegt,
ablehnen. — Danke schon.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Ritter. — Das Wort hat Frau Ozdemir.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Wir wurden
darauf hingewiesen, dass die Vorgangersenate
ahnliche Dinge getan haben sollen oder getan ha-
ben, aber jetzt ist es wichtig, dass der Senat, vor
allem der SPD-Senat und Senator Scheele, reagie-
ren und handeln, denn die Problematik ist jetzt auf-
getaucht.

(Vizeprasidentin Kersten Artus Gbernimmt
den Vorsitz.)

Herr Senator Scheele hatte nicht so lange warten
mussen, sondern misste sofort handeln.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Es wird doch seit Jahren Uber die Misshandlungen
und die Menschenrechtsverletzungen berichtet,
und es geht hier nicht um Kleinigkeiten. Bei Herrn
Eisolds Ton hatte ich das Gefuhl, als wiirde es sich
hier um Kleinigkeiten handeln; das ist aber leider
nicht der Fall. Hier geht es um Fixierungen an Bet-
ten, um Menschenrechtsverletzungen, um Isolie-
rung und es geht darum, dass Kinder nicht gut be-
handelt wurden, sondern wirklich sehr, sehr
schlecht. Es geht natirlich auch um die Besuchs-
verbote fiir Angehorige, wenn das Kind nicht gen(-
gend Wohlverhalten gezeigt hat, und es war auch
die Rede von Verabreichung von Psychopharma-
ka. In der letzten Zeit ist auch die Zahl der bekannt
gewordenen Falle angestiegen, und immer wieder
hat dieser Trager versprochen, das abzustellen.
Immer wieder werden der Haasenburg neue Aufla-
gen erteilt, und seit 2010 wird mit einer neuen Be-
triebsgenehmigung gearbeitet. Momentan schicken
immer weniger Bundeslander Kinder und Jugendli-
che in diese Einrichtung. Eine Einrichtung musste
voribergehend geschlossen werden. Die Haasen-
burg hat selbst berichtet, dass sie inzwischen rund
40 Mitarbeiterinnen entlassen hat.

Andere Bundeslander handeln hier offensichtlich.
In Brandenburg hat anscheinend eine Debatte an-
gefangen, welche Alternativen es geben kénnte.
Nur Hamburg bleibt leider zuriick, obwohl es im Ar-
beitsprogramm des Senats heil3t — ich zitiere —:

"Der Kinderschutz hat weiterhin hochste
Prioritat. Wir werden sorgfaltig darauf ach-
ten, dass eine mogliche Gefahrdung des
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Kindeswohls friihzeitig erkannt und wirksam
gegengesteuert wird. Aufgabe der Jugend-
amter und aller, die mit Kindern und Jugend-
lichen zu tun haben, ist es hinzusehen, zu
helfen und wo nétig auch einzugreifen.”

Vor diesem Hintergrund ist es fiir meine Fraktion
und fr mich einfach unverstandlich, wie der Sena-
tor auf die Idee kommt, dass die noch in den Ein-
richtungen der Haasenburg befindlichen Jugendli-
chen vor Misshandlungen sicher sind.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Wir fragen uns auch, warum Sie nicht sofort han-
deln. Was muss denn noch geschehen, damit Sie
endlich etwas tun? In anderen Fallen, Frau Bléme-
ke hat es auch erwahnt, zum Beispiel im Fall des
Pflegekindes Chantal, haben Sie auch gehandelt.
Und warum jetzt nicht bei der Haasenburg? lhr
Verweis auf die Geschichte der dort Untergebrach-
ten rechtfertigt in keiner Weise solche Misshand-
lungen und auch nicht die Position, sie einer sol-
chen Gefahr auszusetzen. Die Unterbringung dort
wird von lhnen, Herr Senator, als MaRnahme zur
Vermeidung von Jugendknast gerechtfertigt. Ihre
Haltung ist einfach inakzeptabel und tut den Kin-
dern und Jugendlichen nicht gut.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Es reicht eigentlich schon, einen Blick auf das Kon-
zept der Haasenburg zu werfen. Es ist ein Kondi-
tionierungskonzept hartester Art, ein Konzept, das
unter Fachleuten sehr umstritten ist und auch von
Kritikern als Dressur bezeichnet wird. Fir uns ist
einfach nicht nachvollziehbar, warum Senator
Scheele und seine Fachbehorde ein solches Kon-
zept seit Monaten gut heien, vor allem mit dem
Argument der Gefahrlichkeit der dort Unterge-
brachten und dies sei zum Schutz der Bevolke-
rung.

Aus unserer Sicht ist die Haltung des Senats und
auch die der CDU nicht fachlich, sondern politisch
ausgerichtet. In Ihren Augen sind die Jugendlichen
gefahrlich, sie gehdéren weggesperrt und bestraft.
Das ist aber nicht der Grundgedanke des Jugend-
hilfegesetzes. Der Gesetzgeber sieht den Gedan-
ken der Erziehung und die Hilfe im Vordergrund
und erlaubt Freiheitsentzug nur in ganz, ganz en-
gen Grenzen. Es gibt keine Studie, die nachweisen
kann, dass die geschlossene Unterbringung Erfol-
ge zeigt. Es wird viel ausgegeben fir einen Markt,
der dort entstanden ist. Allein die drei Einrich-
tungen der Haasenburg haben im letzten Jahr tber
3 Millionen Euro Gewinn mit solchen MalRhahmen
gemacht.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage,
warum der Hamburger Senat nicht zu einem Um-
gang mit diesen Hamburger Kindern und Jugendli-
chen zurlckkehrt, wie es die SPD-Senate vor 2001
praktiziert haben

(Beifall bei der LINKEN)

und wie es der ehemalige Sozialsenator Jan Eh-
lers oder die ehemalige Landesjugendamtsleiterin
Dorothee Bittscheidt in Interviews der letzten Zeit
gefordert haben.

Wir setzen uns flr Alternativen zur geschlossenen
Unterbringung ein, und hierzu schlagen wir einen
Kooperationspool zur Vermeidung von geschlosse-
ner Unterbringung vor. Dies entspricht einem ahnli-
chen Vorgehen, wie es vor 2001 rund 20 Jahre
lang erfolgreich praktiziert wurde. Wir fordern den
Hamburger Senat auf, dazu mit einem Tragerver-
bund in die Diskussion zu gehen, und unterstitzen
den Antrag der GRUNEN in allen drei Punkten.

Herr Eisold hat Frau Blomeke gefragt, warum sie
denn nicht die Ausschussreise zur Haasenburg ab-
gewartet hatte. Ich kann mir vorstellen, dass wir,
wenn wir am Freitag dort hinfahren, vielleicht ge-
strichene Wande und renovierte Rdume wiederfin-
den werden. So habe ich es noch von der Feuer-
bergstralle in Erinnerung. Vielleicht war ich da
noch sehr jung, aber auch in meinem Freundes-
kreis wurde Uber die Malkhahmen gesprochen und
auch dariliber, was eigentlich passierte, als die Po-
litikerinnen und Politiker diese Einrichtung besucht
haben. Von daher denke ich, dass der Senat sofort
handeln sollte und dass wir keine Zeit mehr haben,
abzuwarten und die Reise zu machen, sondern die
Kinder sofort nach Hamburg zuriickholen sollten.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Senator
Scheele, Sie haben jetzt das Wort.

Senator Detlef Scheele: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich will einmal versuchen, ein
bisschen Licht in dieses Wirrwarr zu bringen. Wir
haben in Hamburg 6000 Kinder, die auRerhalb ih-
rer Familien untergebracht sind.

Sie sind noch nicht dran, Frau Blomeke, es kann
gleich weitergehen.

(Zuruf von Christiane Blémeke GRUNE)
— Ach so, ich dachte, Sie winken mir.

(Christiane Blémeke GRUNE: Also immer
stehen Sie nicht im Mittelpunkt!)

— Schade.

1300 Kinder leben in Pflegefamilien und ungefahr
4500 sind in stationdrer Unterbringung innerhalb
und auferhalb Hamburgs. Der geschlossenen Un-
terbringung geht ein gerichtlicher Beschluss vor-
aus, der auf Antrag der Sorgeberechtigten ent-
steht. In diesem Gerichtsverfahren liegt ein jugend-
psychiatrisches Gutachten vor. Danach trifft das
Gericht eine Entscheidung zur Unterbringung,
dann tagt die Fallkonferenz und entscheidet, wel-
che Einrichtung geeignet ist — dies nur, damit Sie
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es einmal gehdrt haben. Dies alles veranlasst kein
Senator und kein Sozialpadagoge.

(Jens Kerstan GRUNE: Das ist aber jetzt
sehr Uberheblich! — Gegenruf von Dr. Andre-
as Dressel SPD: Was heilRt hier Gberheb-
lich? Die GRUNEN wollen es mal wieder
nicht héren!)

— Sie sind doch noch gar nicht dran, Herr Kerstan.
Was wollen Sie denn von mir? Ich mochte lhnen
das doch nur erklaren, damit Sie wissen, wo Sie
zwischenrufen missen.

So ist der Ablauf, um Uberhaupt in eine geschlos-
sene Unterbringung zu kommen.

(Jens Kerstan GRUNE: Das weil} ich ja und
das bestreite ich nicht!)

— Das ist doch schon.

Wir gehen davon aus, und das haben wir auch im
Familien-, Kinder- und Jugendausschuss gesagt,
dass wir ungefahr eine Gruppe — mal mehr, mal
weniger — von 20 Jugendlichen haben, die fir eine
solche Unterbringung nach einem Gerichtsbe-
schluss infrage kommen. Es sind 20, 10, 7 oder
8 Jugendliche von diesen 6000. Man muss dieses
Problem auch quantitativ einordnen, denn bei der
aufgeregten Debatte entsteht manchmal der Ein-
druck, als wurde dieser Senat oder auch der Vor-
gangersenat die Mehrheit der Jugendlichen so un-
terbringen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das hat auch kei-
ner unterstellt!)

Das ist nun wahrlich nicht der Fall. Wir haben im
Familienausschuss lange diskutiert und vorgetra-
gen, und ich bin keineswegs abgetaucht. Wir ha-
ben sowohl im 6ffentlichen als auch im nicht 6ffent-
lichen Teil ausfuhrlich vorgetragen. Dazu hat Herr
Ritter eben auch einiges gesagt, wie namlich die
Erkenntnislage im nicht 6ffentlichen Teil war. Das
hatten wir schon 6fter: Es gibt vorher wildes Ge-
schrei, dann tritt der Jugendamtsleiter von Ham-
burg-Mitte auf und redet tUber Jeremy im vertrauli-
chen Teil. Da werden alle dann ganz schweigsam,
weil auf einmal beispielsweise zutage kommt, dass
ein schwer gestorter Jugendlicher nur unter sehr
extremen Situationen in einer Einrichtung gehalten
werden kann. Und dann hort das politische Ge-
schrei schlagartig auf. Ich wirde mir winschen,
dass eine Lehre aus diesen vertraulichen Teilen
gezogen wird, die wir in allen Fallen hatten: bei Ni-
na aus Wandsbek, dies ist ein anderer Name, bei
Jeremy und auch bei Chantal. Auch da war der
vertrauliche Teil immer sehr viel ruhiger und fachli-
cher als der ganze Aufruhr und Qualm, der sonst
vonstattengegangen ist. Ich wirde mir winschen,
dass wir uns ofter an die Erkenntnisse der Mitar-
beiter der Jugenddmter in den verschwiegenen
Teilen der Ausschusse erinnern.

(Beifall bei der SPD und bei Carl-Edgar Jar-
chow FDP)

Ich sagte schon in der letzten Debatte, dass mir
keiner sagen muss, wer Jan Ehlers ist. Da bin ich
besser gebildet als die meisten hier. Wir reden mit-
einander, und ich weil auch, was 1980 war und
wie die Rahmenbedingungen 1980 aussahen.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Der sieht es mitt-
lerweile auch anders!)

Und Jan weil} auch, wie die Rahmenbedingungen
heute sind. Das mdchte ich gern zum Besten ge-
ben. Wir sind beide keine Freunde der geschlosse-
nen Unterbringung, denn auch das wurde hier
schon von einigen gesagt. Der letzte Schritt vor
dem Jugendgefangnis ist der Versuch, mithilfe der
Jugendhilfe die Jugendlichen vor dem Jugendge-
fangnis zu bewahren. Genau dafir ist die ge-
schlossene Unterbringung da. Die Alternative ist
namlich nicht ein offenes Setting, sondern sie ist
das Gefangnis. Wir wissen alle — und ich bin auch
davon Uberzeugt —, dass das Gefangnis kein Ort
padagogischer Auseinandersetzung fir Jugendli-
che ist. Falls Sie dieser Auffassung sind, missten
Sie das sagen, aber ich glaube es nicht.

(Beifall bei der SPD und bei Klaus-Peter
Hesse CDU und Carl-Edgar Jarchow FDP —
Jens Kerstan GRUNE: Das stimmt!)

Die Jugendlichen, um die es hier geht — wir haben
es im verschwiegenen Teil gehért —, haben in der
Regel eine mehrjahrige Karriere von Entweichun-
gen hinter sich. Sie sind auf3erhalb von Hamburg
wieder aufgegriffen worden, wurden zuriick in das
Heim gebracht und sind wieder entwichen. In aller
Regel haben sie bei den Entweichungen auch
Straftaten begangen. Man muss sie also vor sich
selbst schitzen, denn wenn sie etwas Schlimmes
tun, dann geht es ihnen richtig an den Kragen und
wir bekommen sie nicht wieder zurtick. Aber dieser
Senat findet auch, dass man Burgerinnen und Br-
ger vor bestimmten Jugendlichen schitzen muss,
die so aufgeladen sind, dass sie sich an Regeln
nicht gewéhnen kénnen und nicht daran halten
kénnen. Frau Siemering, die Leiterin des FIT, hat
im Ausschuss ganz beeindruckend gesagt, dass
es Jugendliche gabe, die vor ihr sallen und sagen
wirden, sie solle ihnen doch einmal sagen, was ei-
ne Regel sei. Sie wissten Uberhaupt nicht, was ei-
ne Regel ist. Um diesen Personenkreis handelt es
sich. Und da finde ich schon, dass es eine ernst-
haftere Debatte geben muss als die, die wir zurzeit
erleben.

(Beifall bei der SPD — Christiane Schneider
DIE LINKE: Was hat das mit Misshandlun-
gen zu tun? — Jens Kerstan GRUNE: Es
geht um konkrete Misshandlungen!)

— Jetzt komme ich auch dazu. Bleiben Sie doch
mal ruhig, ich habe kein Blutdruckmedikament da-
bei.
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Die Vorwirfe, die in den Zeitungen standen und
bei denen wir auch nachgefragt haben, stammen
nach dem, was mir vorliegt, aus der Zeit bis 2010.
Da hat Herr Wersich als Sozialsenator so gehan-
delt, wie ich auch handeln wirde. Er hat namlich
einen Belegungsstopp verfligt und Uber das Lan-
desjugendamt Brandenburg Auflagen gegeniber
der Haasenburg erwirkt. Das Landesjugendamt
Brandenburg hat Auflagen verfligt und geprift, ob
sie eingehalten worden sind. Erst nachdem diese
Auflagen eingehalten wurden, ist dort wieder be-
legt worden. Das war zunachst einmal ein ganz
korrekter Vorgang. Dann haben wir gefragt, ob na-
mentlich und zeitlich bekannte Vorwirfe aus der
Zeit danach bis jetzt bekannt sind, die uns zwingen
wurden, jetzt Jugendliche Uber den Nicht-Bele-
gungsbeschluss hinaus, den viele deutsche Grof3-
stéddte und Lander getroffen haben, ich ubrigens
schon vor Brandenburg, zuriickzuholen. Da wurde
uns vom FIT berichtet, das zu diesem Zeitpunkt fir
zwolf Jugendliche zustandig war — die mussten
nicht 250 Akten ziehen, die kannten sie namlich
selbst, weil sie alle vier Wochen da erscheinen und
wochentlich telefonieren —, dass sowohl vom Lan-
desjugendamt Brandenburg als auch vom FIT kein
Anlass gesehen werde, jetzt die Hamburger Ju-
gendlichen zurtickzuholen. So ist es mir vorgetra-
gen worden und so haben wir auch ausfiihrlich
durch die Leiterin des FIT im Familien-, Kinder-
und Jugendausschuss berichtet. Frau Siemering
hat zu jedem Fall, den Sie hinterfragt haben, aus-
fuhrlich die Hilfesituation geschildert, wann wir zu-
letzt da waren und wann Telefonkontakt bestand.
Es war alles mit Daten versehen und konnte beant-
wortet werden im verschwiegenen Teil. Ich finde,
das muss man auch wardigen.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe eine Situation vorgefunden, in der eine
Aufsichtskommission im Amt war oder doch nicht
mehr im Amt war. Das konnten wir nicht aufklaren,
sie war nicht formlich abberufen. Auch dartber ha-
ben wir im Ausschuss beraten. Wir haben uns
dann an den damaligen Vorsitzenden der Auf-
sichtskommission, Professor Lindenberg, gewandt
und gefragt, ob er denn meine, im Amt zu sein. Er
meinte, ja. Dann haben wir das ordnungsgemafn
beendet und ihn gefragt, ob er wieder Vorsitzender
einer Aufsichtskommission werden wolle. Das woll-
te er erst, dann wollte er es nicht mehr. Wir haben
jetzt eine Aufsichtskommission berufen — die De-
putation hat es beschlossen, ich habe sie beru-
fen —, die sich heute konstituiert hat. Diese Auf-
sichtskommission hat unangemeldet vollstandig
freien Zugang zur Haasenburg und zu den Ju-
gendlichen. Und es war kein Problem, mit dem
Trager und dem Landesjugendamt Brandenburg
diese Vertrage zu schlief3en, dass wir diese Kon-
troll-, Einsichts- und Eingriffsmoglichkeit haben.
Damit, denke ich, habe ich sehr wohl gehandelt.

(Beifall bei der SPD)

Ich will noch einen letzten Satz sagen zu der Fra-
ge, was die Alternativen sind. Zunachst will ich
mich den Vorrednern der anderen Fraktionen an-
schlieRen. Auch ich und der Hamburger Senat sind
der Auffassung, dass als Ultima Ratio, als letzte
Méglichkeit vor der Haft, geschlossene Unterbrin-
gung in einem kleinen Rahmen immer notwendig
sein wird. 14 von 16 Bundeslandern bringen Ju-
gendliche in Brandenburg unter, weil es zurzeit ge-
nerell nicht genliigend Unterbringungsplatze in
Deutschland gibt.

Und Hamburger Jugendliche, auch darauf hat je-
mand hingewiesen, werden in anderen Bundeslan-
dern und von anderen Tragern regelmafig nicht
genommen, denn sie mussen nicht aufnehmen,
wenn wir anrufen und danach fragen. Die Hambur-
ger Jugendlichen sind tberdurchschnittlich alt und
haben aufgrund des Alters eine Uberdurchschnitt-
lich lange Karriere an Verfehlungen hinter sich.
Freie Trager der Jugendhilfe nehmen nicht jeden,
weil die Erfolgsaussichten mit diesen Kindern und
Jugendlichen gering sind. Das will man sich nicht
zumuten, das ist das Problem. Uns wurde von der
AGFW gesagt, wenn die politische Diskussion so
laut und schrill weiterginge, dann wirden wir in
Hamburg nie einen Trager finden, der mit uns
einen Kontrakt zur Aufnahme so schwieriger Ju-
gendlicher schlielRe, denn die Hilfeplan-Settings
von Kindern mit so einer schweren Lebensge-
schichte sei kein Zuckerschlecken. Wir missten
uns nicht wundern, warum kein Trager der AGFW
etwas zu dieser Haasenburg sage. Es sage keiner
etwas, weil sie wissten, dass die Finger auf sie zu-
rickzeigen wirden und wir sagen wurden, sie soll-
ten uns doch bitte helfen und einen Trager- oder
Kooperationsverbund grinden. Aber wir wirden
keine Partner finden, um einen Trager- und Koope-
rationsverbund griinden zu kénnen, weil die Leute
mit diesen Kindern und Jugendlichen nicht gern ar-
beiten wollten. Sie scheuten namlich die 6ffentliche
Aufregung dariber, wenn dort etwas vorfalle. Und
es fallt in diesen Einrichtungen leider immer einmal
etwas vor, weil die Lage extrem kompliziert ist.

Wir sind dabei, fir die unter Zwélfjgdhrigen — und
ich bitte, das nicht zu diskriminieren — jetzt eine L6-
sung zu finden. Das haben wir damals nach dem
Fall Jeremy verabredet, damit wir nicht wieder den
Neukirchener Erziehungsverein mit einem Jugend-
hilfetrager aus Neuss nehmen missen. Da stehen
wir kurz vor dem Abschluss. Es ist uns aber auch
dort gesagt worden, dass sie wieder aussteigen
wilrden, wenn sie schon praventiv wegen eines
merkwlrdigen Hilfesettings, das man o&ffentlich
skandalieren kénne, angegriffen werden wirden.

Ich bitte sehr, diese kleine Gruppe von 20 Jugend-
lichen so mit Bedeutung zu versehen, wie sie ist.
Es muss ihnen gutgehen. lhre Straftaten und Ver-
fehlungen rechtfertigen niemals, dass sie schlecht
behandelt werden, das hat auch nie jemand aus
dem Senat oder von der SPD-Fraktion gesagt.
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(Senator Detlef Scheele)

Aber es ist ein kleiner Kreis, es ist ein schwierig zu
behandelnder Kreis, und wir sind dringend darauf
angewiesen, dass wir in Ruhe mit geeigneten Tra-
gern Lésungen finden. Fur einen kleinen Teil der
unter Zwolfjahrigen haben wir sie jetzt, fiur den an-
deren Teil der Jugendlichen haben wir sie mogli-
cherweise nicht.

Aber es sind alle eingeladen — auch die, die die
Feuerbergstral’e geschlossen haben und das hier
nicht wollen —, Vorschlage einzureichen, wie es
denn gehen soll. Die habe ich aber an dem ganzen
langen Abend bei der hitzigen Stimmung im Famili-
en-, Kinder- und Jugendausschuss nicht gehort.
— Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Blémeke,
Sie haben das Wort.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Fahrst du jetzt
mit nach Brandenburg oder nicht?)

Christiane Blomeke GRUNE:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Herr Senator, im letzten
Teil Ihrer Rede habe ich Sie das erste oder zweite
Mal verniinftig zu diesem Thema sprechen héren.

(Karin Timmermann SPD: Das ist eine
Frechheit! — Zurufe von der SPD)

— Was haben Sie denn fiir ein Problem, wenn ich
Ihren Senator lobe, dass er eine verninftige
Schlussrede gehalten hat?

(Sylvia Wowretzko SPD: Nehmen sie sich
ihn doch mal als Vorbild!)

Ich moéchte lhnen durchaus zustimmen, dass es
nicht einfach ist, Alternativen zur geschlossenen
Unterbringung zu finden, dass es Zeit braucht, mit
den Tragern Alternativen zu entwickeln, und dass
wir in der Tat Uber eine kleine Gruppe von Jugend-
lichen reden. Es sind Ubrigens laut lhrer Senats-
antwort nicht 20, sondern durchschnittlich 10 bis
15 Jugendliche, flir die wir tUber 1,6 Millionen Euro
jahrlich ausgeben. Das heil’t, wir brauchen indivi-
duelle Lésungen fur diese Jugendlichen. Das ha-
ben Sie gesagt und dem kdnnen wir durchaus
beipflichten.

Wenn Sie nach den Alternativen fragen, dann kann
ich lhnen gern etwas dazu sagen. Wir haben
schon 2005 und 2006 hier Fachgesprache gefihrt
und einen kompletten Reader zu Alternativen zur
geschlossenen Unterbringung erstellt.

(Sylvia Wowretzko SPD: Aber nicht umge-
setzt!)

Den gebe ich gern einmal dem Senat, und dann
kénnen wir die Alternativen gemeinsam bewerten.

Es bleibt aber dennoch die Widersprtichlichkeit der
Vorwirfe. Sie bleibt, denn Sie sagen, die Hambur-

ger Minderjahrigen hatten die Vorwirfe nicht be-
statigt. Wir wissen aber von ihrem Anwalt und von
den Aussagen der Jugendlichen selbst, dass sie
sehr wohl ihre Vorwirfe bekraftigt haben. Wir hat-
ten dasselbe Problem schon im Familienaus-
schuss. Wir haben diese Widersprlchlichkeit, die
im Moment hier im Raum steht und die wahr-
scheinlich keiner von uns auflésen kann. Sie sa-
gen, es gabe diese Vorwirfe nicht mehr. Die Ju-
gendlichen selbst jedoch haben sie bekraftigt. lhr
Anwalt sagt, sie hatten ihre Vorwurfe aufrechter-
halten. Und Fakt ist, dass alle drei Jugendlichen,
die der Anwalt von Bracken vertreten hat, mittler-
weile aus der Haasenburg mit Zustimmung des Fa-
milieninterventionsteams herauskommen werden,
weil man die Einrichtung fir sie als nicht mehr ge-
eignet empfindet. Das heilt, jetzt ist man so weit
zu sagen, fur diese Jugendlichen ist die Haasen-
burg nicht die richtige Einrichtung. Ich denke, das
tut man nur dann, wenn man weil3, dass an den
Vorwirfen etwas dran ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Noch einmal zum Familienausschuss. Sie haben
gesagt, im verschwiegenen Teil ware es so ruhig
gewesen. Warum war es da so ruhig? Weil Ihre
Seite ausschliellich allein vortragen konnte, weil
wir die Akten noch nicht eingesehen haben. Darin
waren wir uns auch mit den anderen Fraktionen,
zumindest mit der CDU, einig. Wir hérten von |h-
nen die Darstellung der Behdrde. Ich habe im Aus-
schuss deutlich gemacht, dass wir erst spater kom-
plett dazu Stellung nehmen kénnen. Ob das so
richtig ist, was Sie gesagt haben, werden wir den
Akten entnehmen. Erst einmal habe ich es einfach
angenommen und hingenommen. Deswegen war
es naturlich ruhiger im Ausschuss.

Die Akteneinsicht ist in der Tat wichtig, genauso
wichtig mdglicherweise wie der Besuch in der Haa-
senburg. Dazu kann ich lhnen die lustige Anekdote
erzahlen,

(Uwe KoBel SPD: Die wollen wir gar nicht
hdren!)

dass ich vor der Sommerpause selbst dort ange-
fragt habe und der Pressesprecher von Professor
Bernzen, Hinrich Bernzen, mir in einer E-Mail ge-
schrieben hat, die ich lhnen gern vorlegen kann,
dass er nicht glaube, dass mein Besuch dort kon-
struktiv sein wiirde, weil ich ein Gegner der ge-
schlossenen Unterbringung sei.

(Beifall bei der SPD und bei Klaus-Peter
Hesse CDU)

Das heildt, mit Gegnern oder mit Menschen, die ei-
ne andere Meinung zur geschlossenen Unterbrin-
gung vertreten, will man dort nicht reden. Umso er-
freuter war ich, dass ich jetzt mit darf, weil wir mit
dem ganzen Ausschuss dort hinfahren. Das ist der
Grund, warum vorher noch kein Besuch stattfand.
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(Christiane Blomeke)

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Meine Damen und Herren! Sowohl im 6ffentlichen
als auch im nicht 6ffentlichen Teil des Familienaus-
schusses war die Darstellung, die hier eben gera-
de gebracht wurde, etwas fragwirdig. Es sind
Menschen verunglimpft worden im nicht offentli-
chen Teil dieses Ausschusses, die selbst nicht an-
wesend waren und die selbst auch ihre Sicht der
Dinge nicht darlegen konnten. Deswegen, Herr Se-
nator, finde ich es nicht ganz richtig, dass Sie nun
sagen, die Luft sei da raus gewesen und im ver-
schwiegenen Teil sei allen deutlich geworden,
dass sich alles gar nicht so zugetragen habe. Das
ist bei Weitem nicht der Fall.

(Wolfhard Ploog CDU: Naturlich!)

Wir sind immer noch davon Uberzeugt, dass es
nicht angehen kann, dass so viele Jugendliche aus
verschiedenen Bundeslandern, die zu unterschied-
lichen Zeiten in der Haasenburg waren, nahezu
ahnliche Vorwirfe erheben. Auch wenn diese Vor-
wurfe noch nicht bestatigt sind, hatten sie doch ein
sofortiges Handeln erfordert. Sie sagen, Sie seien
aktiv geworden und hatten in unserer Sondersit-
zung geredet. Aber bis dahin sind Uber acht Mona-
te vergangen. Die Sondersitzung war Mitte Juli.
Das war das erste Mal, dass Sie sich 6ffentlich ge-
aulert haben, neben einer Pressemitteilung. Und
das ist einfach zu wenig gewesen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Ich will noch eine Sache kurz richtigstellen, weil
Herr Eisold und der Senator sagten, es seien vor-
wiegend altere Jugendliche in der MalRnahme, die
man hiermit vor der Untersuchungshaft retten wir-
de. Das ist nicht unbedingt der Fall. Die jingsten
Kinder, die dort sind, sind zehn Jahre alt. Es geht
hier auch nicht um Jugendliche, die eine jugendge-
richtliche Unterbringung haben, sondern es geht in
der Tat um eine MaRRnahme der Jugendhilfe, bei
der es eine Halfte von Jugendlichen gibt, die Inten-
sivtater sind. Laut unserer Anfrage gibt es aber ei-
ne andere Halfte, die vielleicht nur — in Anflih-
rungsanzeichen — Schulschwanzer waren oder
ahnliche Dinge verbockt haben.

(Finn-Ole Ritter FDP: Ja, genau!)

Auf jeden Fall sind sie nicht die Intensivtater, wie
der Senator alle Jugendlichen dort beschreibt. Ich
glaube, dass wir noch viel zu diskutieren und zu
untersuchen haben, und das werden wir jetzt mit
der Akteneinsicht auch beginnen. Ich bin dankbar,
dass alle vier Oppositionsfraktionen das tun wer-
den.

Im Gefangnis wirden diese Mallnahmen, die jetzt
in der Haasenburg als Vorwurf im Raum stehen,
langst geahndet und langst verboten sein. Ich
glaube, da ware mein Kollege, Herr Muller, schon
dreimal auf Zinne, wenn so etwas mit Gefangenen
passieren wirde. Deswegen ist es erst recht eine

Schande, wenn sich irgendetwas von den Vorwdr-
fen bestatigen wirde.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Wenn keine wei-
teren Wortmeldungen vorliegen, dann kommen wir
zur Abstimmung. Hierzu hat mir die Abgeordnete
Martina Kaesbach mitgeteilt, dass sie an der Ab-
stimmung nicht teilnehmen wird.

Wer stimmt nun einer Uberweisung der Drucksa-
che 20/8446 an den Familien-, Kinder- und Ju-
gendausschuss zu? — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Vonseiten
der CDU-Fraktion ist hierzu eine ziffernweise Ab-
stimmung beantragt worden.

Wer stimmt zunachst den Ziffern 1 und 2 des An-
trags der GRUNEN aus Drucksache 20/8446 zu? —
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Damit ist das
abgelehnt.

Wer mdchte dann die Ziffer 3 annehmen? — Ge-
genstimmen? — Enthaltungen? — Damit ist auch
diese Ziffer abgelehnt.

Wer mdchte schlieBlich der Ziffer 4 zustimmen? —
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Damit sind
auch diese Ziffer und der Antrag insgesamt abge-
lehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf, Drucksache
20/7643, Grolie Anfrage der FDP-Fraktion: Schafft
Hamburg die Energiewende? Bisherige Bilanzen
und zukunftige Planungen — Faktencheck.

[GroBe Anfrage der FDP-Fraktion:

Schafft Hamburg die Energiewende? Bisherige
Bilanzen und zukiinftige Planungen — Fakten-
check

— Drs 20/7643 -]

Diese Drucksache mochte die FDP-Fraktion an
den Umweltausschuss uberweisen. Wird das Wort
gewtnscht? — Herr Dr. Kluth, Sie haben es.

Dr. Thomas-Sénke Kluth FDP:* Frau Prasidentin,
sehr geehrte Damen und Herren! Diskussionen
von Grofden Anfragen, insbesondere tber komple-
xere Themen wie jetzt die Energiewende, laufen
immer Gefahr, in die Breite zu gehen und weniger
in die Tiefe oder auf den Punkt zu kommen. Ich will
mich daher bemuhen, dieser Versuchung nicht zu
erliegen und mich darauf konzentrieren, einige
Punkte und Fragen, insbesondere zur Umsetzung
der ...

(Glocke)


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7643&dokart=drucksache
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Vizeprasidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Verzeihen Sie, Herr Dr. Kluth. Wer hinausgehen
will, moége das bitte leise tun. Der Rest hort bitte
dem Redner zu. Fahren Sie bitte fort.

Dr. Thomas-Sénke Kluth FDP (fortfahrend): Ich
werde mich bemulhen, einige Punkte konzentriert
zu behandeln, die einerseits die Umsetzung der
Energiewende in Hamburg betreffen, aber auch
das Thema, das wir heute schon in der Aktuellen
Stunde hatten, namlich die aktuelle Diskussion
Uber die Verstaatlichung der Netze.

Erster Aspekt: Energiemix. Was sagt uns die Ant-
wort des Senats auf unsere GroRRe Anfrage zum
Thema Energiemix? Die Feststellung lautet: Trotz
intensiver oOffentlicher Diskussion hat sich bislang
sowohl bei der Produktion als auch beim Bezug
von Energie, also beim Energiemix, insbesondere,
was das Verhaltnis von fossilen Energietrdgern
und erneuerbaren Energien betrifft, an diesem Ver-
haltnis so gut wie nichts gedndert. Ganz im Gegen-
teil, der Anteil der erneuerbaren Energien an Pro-
duktion und Bezug und damit natlrlich auch am
Verbrauch ist seit 2007 konstant geblieben, also
sowohl unter dem schwarz-griinen als auch unter
dem sozialdemokratischen Senat. Alle BemUhun-
gen, hieran etwas zu andern, sind bislang offen-
sichtlich verpufft. Wir halten das fur keine gute Bi-
lanz.

(Beifall bei der FDP)

Zweiter Aspekt: Energienetze. Der Senat stellt in
seiner Antwort sehr deutlich klar, dass ein Einfluss
des Netzbetreibers auf die Erzeugungsmethoden
oder die Herkunft des eingespeisten Stroms bezie-
hungsweise Gases nicht bestehe. Wir haben heute
Mittag schon sehr intensiv darlber diskutiert, dass
diese Feststellung richtig ist. Wir begrif3en, dass
der Senat dies noch einmal in vdlliger Klarheit
deutlich macht und zugleich erganzt, dass das na-
turlich genauso gegen eine 25,1-Prozent-Beteili-
gung der Stadt an den Netzgesellschaften spre-
chen wiirde wie gegen eine Vollverstaatlichung.

(Beifall bei der FDP)

Die Antwort des Senats ist aber auch in zwei ande-
ren Punkten fir die Netzdiskussion auf-
schlussreich.

Erster Punkt: Die offentliche Diskussion kreist ge-
genwartig fast ausschlieBlich um die Héhe der Ent-
schadigungen, wie sie nach den Endschaftsklau-
seln von der Stadt an Vattenfall und E.ON zu zah-
len wéaren. 2 Milliarden Euro, das ist die Hausnum-
mer im Falle einer Vollverstaatlichung.

Aus der Antwort des Senats ergibt sich nun, dass
daneben flr den Erhalt, den Betrieb und die Erwei-
terung von Strom- und Gasnetzen durch die Netz-
betreiber noch einmal 172 Millionen Euro hinzu-
kommen, wohlgemerkt jahrlich, und zwar — so ver-

stehe ich jedenfalls die Antwort — vor Modernisie-
rungsmalRnahmen. Das sind also die jahrlichen
Kosten fir Instandhaltung und Betrieb. Hinzu kom-
men die Kosten fir Modernisierung, etwa die Kos-
ten fur Smart Grids, neue Speichertechnologien,
zum Beispiel Power to Gas, Batteriespeicher,
modernes Lastmanagement oder den Umbau zu
einer dezentralen Netzinfrastruktur. Diese Belas-
tungen kommen auf den Netzbetreiber zusatzlich
zu, und das bestatigt zugleich unsere Befiirchtun-
gen und Prognosen.

Der zweite interessante Punkt betrifft die Versor-
gungssicherheit. Hier lautet das Ergebnis: Schon
heute haben wir eine seit 2006 konstant sehr hohe
Versorgungssicherheit und unterdurchschnittliche
Versorgungsunterbrechungen, mit anderen Worten
Stromausfalle. Eine Erhdhung der Versorgungssi-
cherheit ist also ebenfalls kein triftiger Grund, die
Netze zu kommunalisieren.

(Jens Kerstan GRUNE: Sind wir jetzt nicht
gerade bei der Energiewende?)

Dritter Aspekt: Der Senat prasentiert uns Hamburg
immer wieder als Hochburg der erneuerbaren
Energien. Der Anteil der sozialversicherungspflich-
tigen Beschaftigungsverhaltnisse begriindet diese
Einschatzung jedoch nicht, da er nur leicht Uber
dem bundesweiten Vergleichswert liegt. Zur Frage
der Wertschdpfung im Bereich der erneuerbaren
Energien, so sagt der Senat in der Antwort auf un-
sere Anfrage, liegen der zustdndigen Behorde
Uberhaupt keine Daten vor. Daher scheint uns die
Behauptung, Hamburg sei die Hochburg der er-
neuerbaren Energien, eher ein voreiliges Selbstlob
zu sein, als dass sie tatsachlich den nachgewiese-
nen Fakten entspricht. Es gibt, wie uns scheint, je-
denfalls noch viel zu tun. Hier ist noch viel Luft
nach oben.

(Beifall bei der FDP)

Die vierte Erkenntnis betrifft die Energieforschung.
Wenn Sie die GroRe Anfrage lesen, dann beein-
drucken in der Tat die vielfaltigen Vorhaben und
Projekte im Bereich Energie, zu denen an der Uni-
versitat, der TU Harburg, der HAW, der HCU oder
auch an der Helmut-Schmidt-Universitat geforscht
wird. Dabei erscheinen die ausgewiesenen Forder-
mittel eher gering. Sie stehen sozusagen im umge-
kehrten Verhaltnis zur Vielfalt der Vorhaben und
Projekte. Das nahrt die Sorge, dass die Wissen-
schaftssenatorin auch auf diesem Feld offenbar
die Zeichen der Zeit noch nicht erkannt hat. Wir
fordern daher eine Konzertierung der Anstrengun-
gen, Hamburg zum Zentrum der Energieforschung
weiterzuentwickeln, das heil}t, eine entsprechende
finanzielle Ausstattung und noch mehr Unterstit-
zung — das muss nicht immer nur Geld sein — bei
der Verzahnung von offentlicher und privater For-
schung, von Hochschulen und Unternehmen.

(Beifall bei der FDP)
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(Dr. Thomas-Sénke Kluth)

Last but not least unterstitzen wir die Haltung des
Senats, dass eine grundlegende Reform des unter
rot-griiner Regierungsverantwortung beschlosse-
nen EEG notwendig ist. Die FDP hat in dieser Dis-
kussion so etwas wie die Urheberrechte. Wenn
jetzt auch der Senat zu gleichen Erkenntnissen
kommt, dann ist das zun&chst einmal grundsatzlich
positiv, besser spat als nie. Man muss das aber
konsequent und nicht nur halbherzig umsetzen:
mehr Markt statt Uberregulierung. Seien Sie si-
cher, dass die schwarz-gelbe Bundesregierung
dies nach der gewonnenen Bundestagswahl als ei-
nes der ersten Projekte energisch angehen wird.

(Beifall bei der FDP — Dr. Monika Schaal
SPD: Na, hoffentlich nicht!)

Wir freuen uns auf eine Uberweisung an den zu-
standigen Ausschuss und auf eine spannende Dis-
kussion. — Vielen Dank fir die Aufmerksamekeit.

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Dr. Schaal,
Sie haben das Wort.

(Finn-Ole Ritter FDP: Ein bisschen runter-
fahren!)

Dr. Monika Schaal SPD:* — Ja, das muss man
wohl. Ich kann mir auch ein Brettchen unternagein.

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Ham-
burg nutzt die Chancen der Energiewende hervor-
ragend. Die Antworten des Senats auf die GroRRe
Anfrage belegen das, und wir kdnnen uns dafir
nur bedanken, auch wenn, Herr Kluth, viele
Licken darin sind, genau wie bei lhrer Energiepoli-
tik in Berlin; dort finden wir auch viele Defizite. Ich
mochte allerdings in der Besprechung der Grof3en
Anfrage ein paar andere Akzente setzen als Sie.
Die Energiewende, insbesondere die Entwicklung
der erneuerbaren Energien, hat in Hamburg als
Kraftzentrum der Metropolregion einen richtigen
Wachstumsboom ausgeldst. In der Metropolregion
arbeiten immerhin 25 000 Menschen in 1 500 Un-
ternehmen allein fir die erneuerbaren Energien. In
Hamburg sind es 15 000 Menschen, das sind gut
50 Prozent mehr als noch im Jahr 2008. Wie es
nun allerdings weitergeht, wagt kaum jemand vor-
herzusagen, denn die Bundesregierung hat mit ih-
rer verfehlten Energiepolitik, insbesondere mit dem
anhaltenden Gezicke zwischen dem gelb gefiihr-
ten Bundeswirtschaftsministerium

(Beifall bei Finn-Ole Ritter FDP)

und dem schwarz gefiihrten Umweltministerium,
den Boom der erneuerbaren Energien und damit
auch die Energiewende vdllig zum Erliegen ge-
bracht.

(Beifall bei der SPD)

Das ist aus meiner Sicht auch der Grund dafir,
dass die FDP in ihrer Anfrage das eine oder ande-
re Thema auf diesem Wachstumsfeld lieber nicht

berlcksichtigt hat, vor allen Dingen, weil die erneu-
erbaren Energien dann wohl zu positiv davonge-
kommen waren. In Hamburg hat vor allen Dingen
das Cluster Erneuerbare Energien zur Erfolgsge-
schichte beigetragen. Dazu kommt in |hrer Anfrage
keine Frage vor.

(Finn-Ole Ritter FDP: Schreiben Sie doch
selber eine!)

Im Cluster, Herr Kluth, finden namlich die Kontakte
zwischen o6ffentlicher Forschung und privaten Un-
ternehmen statt. Die Cluster-Politik ist dazu da,
dass Universitat und Unternehmen gemeinsam an
einem Strang ziehen. Wir sind nicht die Hauptstadt
der Windenergie — hier gebe ich lhnen recht, Herr
Kluth —, weil sich in der Stadt viele Windrader dre-
hen, sondern weil sich hier viele Unternehmen an-
gesiedelt haben, vor allen Dingen die Grofen der
Windindustrie, aber auch technische Dienstleister,
Produktentwickler, Projektentwickler, Banken, Ver-
sicherungen und weitere Spezialunternehmen, die
sich mit Windenergie und anderen erneuerbaren
Energien beschaftigen. Vor allen Dingen, darauf
haben Sie dankenswerterweise hingewiesen, ma-
chen einschlagige Lehr- und Forschungsangebote
an finf Universitaten und weiteren Forschungsein-
richtungen die Stadt fir Unternehmen aus der
Branche der erneuerbaren Energien, vor allen Din-
gen der Windenergie, attraktiv. Ich darf auch daran
erinnern, dass in Bergedorf mit dem Energie-Cam-
pus ein neuer von der HAW, also der Hochschule
fur Angewandte Wissenschaften, gegriindeter For-
schungsschwerpunkt entsteht, der von der Stadt fi-
nanziert und mit EU-Mitteln unterstitzt wird. Es
flieRen 10 Millionen Euro hinein; ich denke, das ist
eine ganze Menge. Dort sollen aber auch Wind-
energieanlagen gebaut werden. Das wollen wir,
das wollen Sie offensichtlich nicht, und das ist be-
dauerlich.

(Beifall bei der SPD — Olaf Ohlsen CDU: Die
Bevolkerung will das nicht!)

Meine Damen und Herren! Wenn die FDP in der
Bundesregierung nicht die weitere Entwicklung der
erneuerbaren Energien ausbremsen wirde,

(Katja Suding FDP: Das tut sie doch gar
nicht!)

dann hatte in Hamburg vielleicht auch die Sietas-
Werft Uberlebt, denn in dieser hochspezialisierten
Traditionswerft wurde ein Errichterschiff fur die Off-
shore-Wind-Branche auf Halde gelegt, wo es nun
wohl bleiben muss, denn der Offshore-Industrie
geht es schlecht, die Entwicklung stagniert. Kein
Mensch weil}, wie es mit der Energiewende und
den erneuerbaren Energien weitergeht, weil diese
Bundesregierung mit einer falschen und wider-
spruchlichen Politik die Energiewende und den da-
mit verbundenen Aufschwung ausbremst.

(Zuruf von Finn-Ole Ritter FDP)
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Darum — jetzt mache ich einmal Wahlkampf —
(Finn-Ole Ritter FDP: Jetzt erst?)

muss am 22. September Schwarz-Gelb raus und
Rot-Grln rein, damit es mit der Energiewende wei-
tergeht.

(Beifall bei der SPD — Finn-Ole Ritter FDP:
Setzen, Sechs!)

Breiten Raum nehmen in der Anfrage der FDP die
Energiepreise ein. Wir wissen es, die Energiewen-
de hat ihren Preis. Sie ist nicht zum Nulltarif zu ha-
ben, aber die Lasten missen gerecht verteilt wer-
den, und das ist nicht der Fall.

(Robert Bldasing FDP: Wer verhindert das
denn im Bundesrat, Frau Schaal?)

Zwar ist der Strompreis an der Bérse auf ein histo-
risches Tief von 3,6 Cent pro Kilowattstunde gefal-
len, Haushaltskunden und kleine Gewerbetreiben-
de haben aber nichts davon, sie zahlen Hbéchst-
preise.

(Dietrich Wersich CDU: Woran das wohl
liegt?)

Von den Tiefstpreisen profitieren die Groldverbrau-
cher, die direkt an der Borse kaufen und langfristi-
ge Vertrage machen kénnen. Das sind vor allen
Dingen die Energieversorger selbst,

(Zurufe aus dem Plenum: Vattenfall!)

— davon gibt es noch eine Menge mehr —, die dann
aber die Preissenkungen nicht weitergeben. Das
muss sich andern, meine Damen und Herren.

Die Preise fur die Verbraucher und Verbraucherin-
nen steigen durch Umlagen, die umso héher aus-
fallen, Herr Ritter, je weniger Beteiligte sie zahlen
mussen. Das haben Sie wahrscheinlich auch
schon einmal gemerkt, aber Sie zahlen das offen-
sichtlich sehr gern. Verbraucher und Verbrauche-
rinnen zahlen jetzt auch fir die Folgen des Miss-
managements der Bundesregierung. So miissen
Stromkunden neuerdings auch fiir Verdienstausfal-
le der Offshore-Windparks geradestehen, wenn sie
nicht rechtzeitig ans Netz gehen. Der Windpark
Riffgat in der Nordsee ist gerade fertig geworden.
Tennet hat den Anschluss nicht hinbekommen,
und die Rechnung zahlen wir. So geht das nicht,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD — Dietrich Wersich CDU:
Erst das Kind zeugen und dann es nicht an-
nehmen!)

— Zeugen tue ich nicht.
(Beifall bei der SPD)

Ich will auch darauf hinweisen, dass nicht die er-
neuerbaren Energien den Strom teuer machen,
wie Herr Kluth uns weismachen wollte, schon gar
nicht allein die Photovoltaik, sondern verschiedene
Walzmechanismen, die Befreiung von Netzentgel-

ten, verschiedene Umlagen, Steuerbefreiung. Ver-
antwortlich dafiir ist die schwarz-gelbe Bundesre-
gierung, die diese Ungerechtigkeiten in das Erneu-
erbare-Energien-Gesetz eingestrickt hat.

Meine Damen und Herren! Die SPD will, dass die
Energiewende weitergeht, aber sie muss sozialver-
traglich gestaltet werden, und die Lasten missen
gerecht verteilt werden.

(Robert Blasing FDP: Das ist doch lacher-
lich, Frau Schaal!)

Die Stromsteuer muss spirbar gesenkt und die
steigende EEG-Umlage auf die erhéhte Mehrwert-
steuer angerechnet werden. Wir wollen eine steu-
erbefreite Grundversorgung, um Energiearmut ab-
zuwenden, wir wollen Preissenkungspotenziale auf
Verbrauchs- und Erzeugungsseite.

(Finn-Ole Ritter FDP: Energieintensive Indus-
trie, was wollen Sie mit der machen!)

— Es steht bereits im Erneuerbare-Energien-Ge-
setz, dass exportorientierte GroRRerzeuger ausge-
nommen werden, aber nicht alles Mogliche, was
daran hangt. Die Zahl der Ausnahmen ist von
knapp 800 auf mehr als 2 500 gestiegen. Hier
kann doch wohl irgendetwas nicht stimmen, Herr
Ritter.

Wir haben also in Hamburg bereits das gemacht,
was wir machen kdénnen. Wir haben mit dem
Stromspar-Check einkommensschwache Haushal-
te unterstltzt, oder mit der Férderung von Effizi-
enztechniken im Rahmen des Programms "Unter-
nehmen fir Ressourcenschutz" auch Unterneh-
men unter die Arme gegriffen, Energie einzuspa-
ren. Wir missen uns aber auch darum kiimmern,
dass zunehmend mehr Unternehmen, aber auch
Haushalte bereits energieautark sind, denn es ist
offensichtlich schon jetzt rentierlicher, die erneuer-
baren Energien selbst zu nutzen als die Einspeise-
vergutung einzunehmen.

Es ist nicht im Interesse einer expandierenden
Branche wie der der erneuerbaren Energien und
damit auch nicht im Interesse von Hamburg, das
EEG zu zerschlagen. Wir verschlielten uns keiner
Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, aber
was bleiben muss, ist eine geregelte auskommli-
che Finanzierung flir die erneuerbaren Energien,
um fir die Investoren Verlasslichkeit zu schaffen.
Auch die sogenannte Strompreisbremse von Herrn
Altmaier war keine Problemlésung, sondern eher
eine Verschlimmbesserung.

(Dietrich Wersich CDU: Ja, ja!)

— Genau, wenn Sie das bejahen, dann wird es
richtig sein.

Wir in Hamburg haben die Energiewende mit der
energiewirtschaftlichen  Kooperation  vorange-
bracht.
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(Olaf Ohlsen CDU: Nimm ihr mal den Zettel
weg!)

Darlber haben wir bereits am Anfang der Sitzung
gesprochen. Wir halten heute 25 Prozent der Net-
ze, weil es aus Griinden der Daseinsvorsorge not-
wendig ist. Wir missen den Finger draufhalten, da-
mit die Energiewende klappt. Wir haben mit den
Energieversorgern Vereinbarungen getroffen, in
denen eine Reihe von Investitionen vereinbart ist,
die fur die Energiewende notwendig sind.

(Dietrich Wersich CDU: Wie viele Netze wol-
len Sie eigentlich kaufen?)

— Wenn Sie einmal zuhoren wirden.

Sie brauchen natirlich auch Speichertechnik, Sie
brauchen den Ausbau von virtuellen Kraftwerken
und so weiter und so fort. Sie missen einmal
Drucksachen lesen, das bildet, und dann kdénnen
Sie das alles nachvollziehen.

Besonders kommt es allerdings darauf an, dass je-
der von uns an der Energiewende mitwirkt. Das
haben viele Birgerinnen und Blrger schon ge-
macht, indem sie auf Oko-Energie umgestiegen
sind.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt kommt's!)

Das stadtische Unternehmen HAMBURG ENER-
GIE hat sich als einziges Unternehmen unter den
fihrenden Energieversorgern der Stadt verpflich-
tet, seinen Stromvertrieb an den Ausbau eigener
Erzeugungsanlagen flr erneuerbare Energien zu
koppeln.

(Dietrich Wersich CDU: Dann kann man
doch nicht bei der TU Harburg kiirzen!)

Nur dadurch sind der Ausbau und die Nutzung der
erneuerbaren Energien in Hamburg entscheidend
vorangekommen, auch wenn Sie und die CDU da-
von nichts wissen wollen. Auch andere offentliche
Unternehmen wie die Stadtreinigung erzeugen
Oko-Energie in verschiedenen Anlagen mit Biogas-
und Kompostwerken in Stellingen und Bitzberg,
aber auch Strom in einer Anlage in Neu Wulmstorf.
Fur all diese Beitrage der offentlichen Unterneh-
men zur Energiewende haben sich allerdings die
FDP und Herr Kluth leider nicht interessiert. Das ist
sehr bedauerlich.

Zum Bereich erneuerbare Energien gehdrt auch
der Verkehrsbereich, Herr Kluth. Auch hier findet
die Energiewende statt. Dazu gehdren zum Bei-
spiel die Elektromobilitdt, aber auch die Umstellung
der Busflotte auf emissionsarme Busse sowie der
Ausbau der Elektromobilitat im Bereich des
schienengebundenen Verkehrs, also der Ausbau
weiterer S- und U-Bahnen. Auch dafiir haben Sie
sich nicht interessiert, es gehort aber dazu.

(Dietrich Wersich CDU: Diirfen Sie so wenig
reden, dass Sie jetzt alle Themen anspre-
chen missen?)

— Es sind noch mehr Themen drin. Ich wollte Thnen
aber den Vorschlag machen, dies alles im Aus-
schuss zu diskutieren.

(Zurufe aus dem Plenum)

Es war mir wichtig, darauf hinzuweisen, dass
schwergewichtige Bereiche leider Uberhaupt nicht
abgefragt wurden. Insofern habe ich andere Ak-
zente bei der Besprechung der Grof3en Anfrage
gesetzt als Herr Kluth. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepréasidentin Kersten Artus: Das Wort be-
kommt Frau Dr. Stover.

Birgit Stover CDU: Frau Préasidentin, meine Da-
men und Herren. Frau Dr. Schaal, Sie haben viel
Uber Bundespolitik geredet, dabei beschaftigt sich
die GroRRe Anfrage explizit mit der Hamburger Si-
tuation.

(Olaf Ohlsen CDU: Thema verfehlt!)

Ich halte die Anfrage fiir sehr umfangreich. Sie bil-
det die Aspekte einer moglichen Hamburger Ener-
giewende recht gut ab. Auch die Antworten des
Senats sind ziemlich okay, das ist nicht immer so,
aber hier hat sich der Senat auch der kompetenten
Hilfe von Vattenfall, E.ON, Stromnetz Hamburg
und der Hamburg Netz GmbH bedient.

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD)

Meine Damen und Herren! Wir als CDU-Fraktion
kommen zu einem anderen Schluss. Wir finden
nicht, dass Hamburg die Energiewende hervorra-
gend nutzt, sondern dass Hamburg sich auf seine
Kompetenzen besinnen sollte. Die GroRe Anfrage
macht noch einmal deutlich, dass die Energiewen-
de in Hamburg nicht nur auf einer Netzbeteiligung
beruhen misste; sie kdnnte deutlich umfassender
sein.

(Beifall bei der CDU und bei Finn-Ole Ritter
FDP)

Da wir die Grofe Anfrage an den Ausschuss Uber-
weisen, kann ich mich auf einige Aspekte be-
schranken. Zum einen bildet sie eine gute Be-
standsaufnahme der Hamburger Energienetze. Ich
freue mich Uber die Aussagen zur Versorgungssi-
cherheit. Dazu hat Herr Dr. Kluth schon geniigend
Ausfiihrungen gemacht. Es wird auch Gber den Zu-
stand der Netze berichtet, der entgegen anderer
Aussagen gut ist. Die Entwicklung der Netzentgelte
ist im Gegensatz zu Steuern und EEG-Umlage
konstant. Auch dazu habe ich vorhin in der Aktuel-
len Stunde schon gentigend Ausfiihrungen ge-
macht.

Die Argumente der Initiative, dass Hamburg die
Strom- und Gaspreise beeinflussen kann, sind mit
den Antworten auf die GroRe Anfrage widerlegt.
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(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD und Dr.
Thomas-Sénke Kluth FDP)

— Danke schon.

Der zweite Aspekt, den ich ansprechen mdchte,
sind die Speichermoglichkeiten in Hamburg. Auch
hier bildet die Grolke Anfrage eine gute Bestands-
aufnahme. Sie macht aber deutlich, dass Hamburg
in puncto Warmespeicher viele, wenn auch in der
GroRenordnung kleine Anstrengungen unternimmt.
Das hilft uns aber auf dem Gebiet der Stromspei-
cherung nicht weiter. Hier gibt es kein einziges
Projekt, das die Universitatsgrenzen bereits (iber-
schritten hatte. Power to Gas nimmt zwar Wind-
strom auf, aber gespeichert wird er dann im Erd-
gasnetz als Wasserstoff. Der kann von dort aus
nur als Warme abgerufen werden und nicht wieder
verstromt werden.

Der dritte Bereich ist schon angeklungen, For-
schung und Entwicklung. Der bildet in Hamburg
einen echten Schwerpunkt. Das hat der Senat al-
lerdings offensichtlich noch nicht ganz begriffen.
Die Liste der Forschungsvorhaben ist lang und
deckt sehr, sehr viele Bereiche ab, eben auch die
Stromspeicherung in unterschiedlichen Batteriety-
pen. Die Lange der Liste macht Mut. Um den For-
schungsstandort Hamburg braucht einem wirklich
nicht angst und bange werden. Wenn nur zwei von
zehn Projekten erfolgreich in den Markt integriert
werden, ist schon eine ganze Menge gewonnen,
und wir kdnnen uns vor Innovationskraft kaum ret-
ten.

(Jens Kerstan GRUNE: Bescheiden!)

— Forschungsprojekte werden tatsachlich nicht zu
100 Prozent abgeschopft.

Die FDP-Forderung, die Dr. Kluth vorhin ausge-
sprochen hat, werden wir gern unterstitzen.

Dann mochte ich noch zur Brennstoffzelle kom-
men. Mit Freude habe ich die Ausfihrungen zur
Brennstoffzelle gelesen. Wir haben wieder einmal
etwas richtig gemacht, denn es war die CDU, die
immer darauf bestanden hat, dass nicht nur Elek-
tromobilitdt vorangetrieben wird, sondern die
Brennstoffzellentechnologie gleichberechtigt weiter
verfolgt wird.

(Beifall bei der CDU)

Von SPD und GRUNEN habe ich immer noch im
Ohr, das sei die Verlierertechnik, die wirden wir
nicht brauchen, sie koste nur unnétig Geld. Das
Gegenteil ist der Fall. Busse mit Brennstoffzellen-
technologie sind im Stadtbild gang und gabe; die
Ladeinfrastruktur entwickelt sich ebenfalls. Die
Brennstoffzelle erobert aber auch andere Berei-
che. Ich nenne den Einsatz in Blockheizkraftwer-
ken. Das Projekt CALLUX ist nahezu am Ende der
Erprobungsphase, Brennstoffzellen halten in Flug-
zeugen Einzug. Und dann bin ich doch tatsachlich

beim Lesen auf Seite 18 der Grolken Anfrage noch
Uber ein weiteres Einsatzgebiet gestolpert:

"In der Luftfahrt kann der Einsatz von Brenn-
stoffzellen dazu beitragen, verscharfte Vor-
gaben an Larmschutz und die Reduzierung
von Emissionen [...] zu erflllen. Dies gilt in
gleicher Weise fir den Schiffbau, vor allem
zur Vermeidung von Schadstoffemissionen
beim sogenannten Hotelbetrieb — etwa von
Kreuzfahrtschiffen — im Hafen."

Soll das etwa heilRen, dass eine Brennstoffzelle
auf einem Kraftwerksschiff etabliert werden konn-
te? Das nennt sich dann Power Barge und wurde
von der CDU beantragt, jedoch von der SPD mit
Hame abgelehnt. Nun soll das Ganze auf lhrem
Mist gewachsen sein. Nennen Sie doch Ross und
Reiter, dann unterstiitzen wir Sie gern.

(Beifall bei der CDU)

Mein letzter Punkt ist Contracting, das verkannte
Potenzial mit Gewinngarantie. In Deutschland tum-
meln sich rund 500 tatige Contractoren, die Kun-
den aus Wohnungswirtschaft, offentlicher Verwal-
tung, Krankenhausern, Gewerbe und Industrie von
den Vorteilen dieser Betreiber- und Finanzierungs-
modelle Uberzeugen. Die energierechtlichen Be-
stimmungen werden fur den Gebdudeeigentimer
zunehmend komplexer, sodass das Know-how
spezialisierter Contractoren immer haufiger ange-
fragt wird. Der Vorteil, meine Damen und Herren,
liegt auf der Hand. Alles ist in einer Hand, die Haf-
tung Ubernimmt der Contractor, und in den meisten
Fallen garantiert dieser sogar eine Kostenerspar-
nis. Der Senat hat dieses Potenzial zur Effizienz-
steigerung und Einsparung bisher tGberhaupt nicht
erkannt, oder aber er stiehlt sich aus der Verant-
wortung, indem er auf die stadtischen Liegenschaf-
ten verweist, die dieses Angebot offensichtlich
auch nicht nutzen. Es ist schlimm genug, dass der
Senat und die stadtischen Unternehmen das Po-
tenzial verkennen. Die Stadt sollte auf diesem Ge-
biet eher Vorbild und Vorreiter sein als Schluss-
licht. Die Grof3e Anfrage bietet viele Ansatze, in
der Energiepolitik im Sinne der Hamburger Gege-
benheiten aktiv zu werden.

(Jens Kerstan GRUNE: Sie wollten doch
kurz reden, Frau Stdver!)

Abzuwarten bleibt, was der Senat daraus macht.
Ich freue mich auf die Ausflihrungen und die Dis-
kussion im Umweltausschuss.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Thomas-
Sénke Kluth und Dr. Wieland Schinnenburg,
beide FDP)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Kerstan, Sie
haben das Wort.



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 65. Sitzung am 14. August 2013 5001

Jens Kerstan GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die FDP-Fraktion fragt den
Hamburger Senat nach der Energiewende.

(Finn-Ole Ritter FDP: Richtig!)

Die Partei, die mit Herrn Rosler im Bund einen
Wirtschaftsminister stellt, der den Ausbau der er-
neuerbaren Energien bremsen will, fragt den SPD-
Senat, der die Energiepolitik in dieser Stadt den
Atom- und Kohlekonzernen Uberlasst, wie es in
Hamburg mit der Energiewende hin zu erneuerba-
ren Energien weitergeht. Hier reden zwei Blinde
Uber Farben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dora Hey-
enn DIE LINKE)

Es ist kaum Uberraschend, dass dabei wenig Er-
hellendes herauskommt. Der Senat nutzt diese
schéne Vorlage, um im Wesentlichen wieder ein-
mal seinen Katalog der Unverbindlichkeiten aus
seiner energiepolitischen Vereinbarung mit den
Energiekonzernen herunterzuleiern mit Formulie-
rungen wie "es ist geplant", "wir beabsichtigen"
oder "als zweiter Schritt konnte". Wir erfahren je-
doch nicht, was all diese Unverbindlichkeiten ange-
sichts der finanziellen Probleme von Vattenfall
heutzutage wert sind, angesichts des massiven
Personalabbaus von Vattenfall, angesichts der
Aufspaltung des Konzerns, mit dem er sich von
seinem Deutschland- und Europageschéft eigent-
lich verabschieden will. An wen er dieses Geschaft
verkauft, erfahren wir auch nicht.

(Roland Heintze CDU: Die Debatte hatten
wir schon!)

Warum auch? Danach hat die FDP-Fraktion gar
nicht gefragt.

(Finn-Ole Ritter FDP: Kritisieren Sie das
jetzt, oder nicht?)

— Natdrlich kritisiere ich das, das ist doch klar.

Was aus diesen unverbindlichen Versprechen
wird, das wird erst nach dem Volksentscheid deut-
lich werden. In Berlin sieht man schon heute, dass
Kraftwerksprojekte auf den Sankt-Nimmerleins-Tag
verschoben werden. Der dortige Wirtschaftssena-
tor fragt sehr kritisch nach, was das nun eigentlich
fur die Beschaftigten und die Netze in Berlin be-
deutet. Dieser Senat sagt dazu nichts, und die
FDP interessiert es anscheinend auch nicht, denn
danach hat sie gar nicht gefragt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Eines wird in der Beantwortung dieser Grof3en An-
frage ebenfalls sehr deutlich. Neben der Vereinba-
rung mit Vattenfall und E.ON hat der Senat eigent-
lich gar nichts zu bieten, denn viel mehr findet in
diesem Bereich nicht statt. Leider erfahrt man da-
von aber sehr wenig, weil die FDP-Fraktion immer
die falschen oder gar keine Fragen stellt.

(Beifall bei Dr. Anjes Tjarks GRUNE — Finn-
Ole Ritter FDP: Fragen Sie doch selber!)

- Ich mdchte einfach ein paar Punkte herausgrei-
fen, die man hatte fragen kdnnen und zu denen
man hatte etwas erfahren kénnen, wenn die FDP
es richtig gemacht hatte.

(Robert Bldasing FDP: Seien Sie doch nicht
gleich beleidigt, Herr Kerstan!)

Sie fragen brav nach energiepolitischen Program-
men dieses Senats. Sie haben nur vergessen,
nach der finanziellen Ausstattung dieser Program-
me zu fragen. Darum sagt der Senat dazu auch
nichts. Zum Beispiel das Programm "fifty/fifty" an
den Schulen. Das gibt es noch, aber was in den
Antworten auf die Grofe Anfrage nicht steht, ist,
dass der Senat das Personal fir dieses Programm
um die Halfte gekurzt hat. Das erfahren wir nicht,
denn danach hat die FDP nicht gefragt.

In seiner Antwort kann sich der Senat stolz damit
bristen, dass der Stromspar-Check der Caritas
weiterhin erhalten bleibt. Was er nicht sagt, ist na-
turlich, dass dies als einziges Programm der "Ham-
burger EnergieAgentur" tbriggeblieben ist, weil der
Rest komplett gestrichen wurde. Das erfahren wir
aus der Antwort auf diese GroRRe Anfrage nicht,
denn Sie von der FDP-Fraktion haben danach na-
tarlich auch nicht gefragt.

Zum Beispiel das Programm Energieeffizienz in
der Wirtschaft. Dieser Senat antwortet, dass es
weiterhin die Umweltpartnerschaft gibt und die
Partnerschaft mit den "Unternehmen fir Ressour-
censchutz". Was der Senat nicht sagt, ist, dass er
diesem sehr erfolgreichen Kooperationsprogramm
mit der Hamburger Wirtschaft die Mittel mal eben
um 50 Prozent gekirzt hat. Das muss er auch
nicht sagen, denn die FDP hat danach natirlich
auch nicht gefragt.

(Robert Blédsing FDP: Im Gegensatz zu |h-
nen fragen wir Giberhaupt einmal!)

Meine Damen und Herren! Werfen wir einmal
einen Blick auf die Mallhahmen aus dem Netzede-
al. Der Senat berichtet, dass sich E.ON verpflichtet
hat, seine Warmenetze flr Konkurrenten zu off-
nen. Was der Senat nicht berichtet, ist, dass Vat-
tenfall das nicht versprochen hat,

(Finn-Ole Ritter FDP: Danach wurde nicht
gefragt!)

sondern dass Vattenfall in diesem Bereich vor der
Konkurrenz geschutzt wird. Das braucht der Senat
auch nicht zu beantworten, denn danach haben
Sie auch nicht gefragt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Was in Zukunft aus der Fernwarme wird, ob sie de-
zentral wird, ob der Druck und die Temperatur ge-
senkt werden, damit mehr erneuerbare Warme ein-
gespeist wird, oder ob die vorhandene Abwarme
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der Industrie dort integriert werden kann, bleibt un-
beantwortet. Zu all dem, was wichtig flr die Ener-
giewende und die Energieeffizienz in dieser Stadt
ware, sagt der Senat nichts. Warum auch? Die
FDP hat danach naturlich nicht gefragt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Deshalb gibt es zu dieser Anfrage wenig zu sagen.
Zukunftsfahige Energie- und Klimaschutzpolitik fin-
det unter diesem Senat nicht mehr statt. Sie haben
dieses wichtige Politikfeld der Vereinbarung mit
den Atom- und Kohlekonzernen geopfert. Die
CDU, das muss ich leider sagen, hatte einmal in
dem Bereich sehr viel mehr vor. Dass sie sich jetzt,
wie in der Aktuellen Stunde, vor den Karren der
SPD spannen lasst, ist traurig.

(Finn-Ole Ritter FDP: Sie haben doch einen
Komplex, Herr Kerstan! Sie werden, glaube
ich, von Vattenfall verfolgt!)

Bei der FDP aber reicht es noch nicht einmal dazu.
Sie hangen sich einfach an den Karren.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Heyenn, Sie
haben das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Meine Damen und Her-
ren! Mit den Fragen muss ich mich nun nicht mehr
beschaftigen, daher nehme ich einmal die Antwor-
ten. Wie schon gesagt wurde, sind die Fragen auf
der Grundlage von Auskiinften der Vattenfall-Grup-
pe und der E.ON-Hanse-Gruppe, Stromnetz Ham-
burg GmbH und Hamburg Netz GmbH beantwortet
worden. Deshalb ist das Interessante an den Ant-
worten, was nicht geantwortet wurde. Dazu gibt es
eine ganze Menge zu sagen. Es fangt damit an,
dass in der GrolRen Anfrage der FDP gefragt wird,
wie der Senat den gegenwartigen Zustand der
Energienetze beurteile. Sie, Frau Stover, sagten,
dort sténde, sie seien in einem guten Zustand. Das
stimmt nicht. Es steht dort:

"Nach Auskunft der Stromnetz Hamburg
GmbH und der Hamburg Netz GmbH befin-
den sich das Hamburger Strom- und Gas-
verteilnetz in einem funktionsfahigen und
versorgungssicheren Zustand. Instandhal-
tungsarbeiten werden regelgebunden an-
hand der technischen Regularien durchge-
fuhrt."

Von gut kann keine Rede sein.

Von der FDP wird gefragt, wie sich die Strompreise
in den letzten zehn Jahren entwickelt haben, und
als Antwort bekommt man eine E-Mail-Adresse.
Ich habe unter dieser E-Mail-Adresse dann nach-
geschaut und gesehen, dass sich die Energie- und
Strompreise von 2000 bis 2013 verdoppelt haben.

(Glocke)

Vizeprasidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Frau Heyenn, entschuldigen Sie bitte. Ich bekom-
me aus dem Plenum das Signal, dass Frau
Heyenn nicht zu verstehen ist. Also seien Sie bitte
etwas ruhiger. Fahren Sie bitte fort.

Dora Heyenn DIE LINKE (fortfahrend): — Das ist
das erste Mal, dass mich keiner versteht.

Die Strompreise haben sich verdoppelt. Und was
antwortet nun der Senat auf die Frage, was die
wesentlichen Ursachen fir die Entwicklung der je-
weiligen Energiepreise seit dem Jahre 2003 seien?
Der Senat antwortet — mithilfe von Vattenfall und
E.ON, das haben wir gehort —, dass die Hauptursa-
che fir die Energiepreise die gestiegenen Welt-
marktpreise der fossilen Energietrager seien. Die-
se seien durch einen starken Anstieg der Nachfra-
ge und durch steigende ErschlieBungskosten ver-
ursacht. Beim Strom komme die EEG-Umlage als
weitere wesentliche Ursache hinzu. Fazit: Der Se-
nat meint, dass die Strompreise, auch wenn sie
sich seit 2000 verdoppelt haben, véllig in Ordnung
seien. Ganz anders hort es sich beim Bundesum-
weltminister Peter Altmaier an, man wird es nicht
glauben. Er hat namlich im November 2012 die ge-
planten Strompreiserhéhungen in Deutschland um
durchschnittlich 12 Prozent als ungerechtfertigt
dargestellt. Wortlich hat er gesagt, dass viele
Stromversorger mit ihrer Erhéhung deutlich Uber
der Erhéhung der Erneubare-Energien-Umlage |a-
gen. Das ist schwer zu verstehen, weil die Bérsen-
strompreise seit dem letzten Jahr auf breiter Front
gesunken sind.

Das heif’t, der CDU-Umweltminister kritisiert, dass
die Preise viel zu hoch sind, aber dieser Senat, in
seinen Antworten von Vattenfall und E.ON geleitet,
sagt, dass alles in Ordnung sei. Das ist auch eine
Aussage.

(Beifall bei der LINKEN — Prasidentin Carola
Veit Gbernimmt den Vorsitz.)

Aber es wird noch toller. Auf die Frage, wie es
denn mit der Fernwarme und der 25,1-prozentigen
Beteiligung sei, wird auf Seite 8 geantwortet:

"Auf Basis einer 25,1-Prozent-Beteiligung
hat die Freie und Hansestadt Hamburg
einen malgeblichen strategischen Einfluss
auf die Fernwarmeversorgung, insbesonde-
re bei der Brennstoffauswahl und den Inve-
stitionsentscheidungen [...]."

Es folgt der nachste Satz, hdren Sie gut zu.

"Der gleiche Einfluss ware auch bei einer
hundertprozentigen Beteiligung der Freien
und Hansestadt Hamburg gegeben, [...]"

Der gleiche Einfluss also, 25,1 Prozent und
100 Prozent sind genau das Gleiche. Jeder Grund-
schiler sagt Ihnen, dass das falsch ist.
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(Beifall bei der LINKEN)

Dann kommt, und das ist schon wieder Meinungs-
mache:

"[...] der aber unternehmerische Risiken fiir
die Freie und Hansestadt Hamburg zur Fol-
ge hatte."

Das ist keine korrekte Antwort von einem Senat.

Der Gipfel ist eigentlich die Frage 11. Da fragt die
FDP doch tatsachlich:

"Welche in der Kooperationsvereinbarung
zwischen der FHH und Vattenfall sowie zwi-
schen der FHH und E.ON vereinbarten Mal}-
nahmen sind bei einem erfolgreichen Aus-
gang des Volksentscheids "UNSER HAM-
BURG — UNSER NETZ" nicht vorgesehen
beziehungsweise nicht umsetzbar? Aus wel-
chen Griinden koénnen diese Malnahmen
nicht umgesetzt werden beziehungsweise
warum stehen diese Mallnahmen dann zur
Disposition?"

Nun dirfen Sie raten, was dieser Senat geantwor-
tet hat, kurz vor einem Volksentscheid. Dort steht:

"Der Senat beantwortet hypothetische Fra-
gen grundsatzlich nicht."

Wer war es eigentlich, der nach dem Volksent-
scheid zu den Primarschulen dem Senat vorgewor-
fen hat, dass er keinen Plan B in der Tasche fur
den Fall hatte, wenn der Volksentscheid anders
ausfiele als gedacht? Es kann doch wohl nicht
wahr sein, dass wir vor einem Volksentscheid ste-
hen und dieser Senat nicht den Plan B in der Ta-
sche hat, wenn der Volksentscheid erfolgreich ist.
So geht es nicht.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Wenn keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur Abstim-
mung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache an
den Umweltausschuss zu? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das einstimmig so Uberwie-
sen worden.

Wir kommen zu unserer letzten Debatte, Punkt 84,
Drucksache 20/8812, Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE: Den Mietenspiegel zum authentischen Spiegel
des Wohnungsmarktes machen!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Den Mietenspiegel zum authentischen Spiegel
des Wohnungsmarktes machen!

— Drs 20/8812 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Stadtentwicklungsausschuss Uberweisen.
Wer winscht das Wort? — Frau Sudmann, bitte,
Sie haben es.

Heike Sudmann DIE LINKE:
(Zuruf aus dem Plenum: Das ist der Gipfel!)
— Es wird sich zeigen, ob das der Gipfel ist.

Wir reden heute Abend zum zweiten Mal Uber den
Mietenspiegel, und ich mochte eines vorweg-
schicken, wenn Sie mir denn zuhéren wollen und
kdénnen.

(Arno Miinster SPD: Ich bin ganz Ohr!)
— Arno hort mich.

Der Mietenspiegel an sich ist ein gutes Instrument,
das ist immer wichtig zu betonen. Er ist zwar in sei-
ner Auswirkung nicht so gut, aber es ist gut, das
Instrument Gberhaupt zu haben.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Es ist sicherlich ein Erfolg der
Fraktion DIE LINKE, dass dieses angemeldete
Thema zu so vielfaltigen Diskussionen anregt und
offenbar gut gewahlt ist.

(Beifall bei Tim Golke DIE LINKE)

Aber es ware doch schon, wenn Sie zunachst Frau
Sudmann lauschen wirden und sodann lhre eige-
nen Ausflhrungen hier vorn von sich ge-
ben. — Frau Sudmann, Sie haben das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend): Vielen
Dank. Ich habe einmal gelernt, dass persdnliche
Betroffenheit hilft.

Deswegen machen wir es doch einmal so: Wer
von lhnen seit zwei, drei oder vier Jahren keine
Mieterhéhung bekommen hat, der mége die Hand
heben. Super. Und Sie wohnen auch alle in Miet-
wohnungen? Sehr beruhigend.

(Dietrich Wersich CDU: Eigentum ist der
beste Mieterschutz!)

Das waren sechs Meldungen von schatzungsweise
120 Leuten im Plenarsaal. Ich versuche es noch
einmal, indem ich allein spreche und Sie vielleicht
danach etwas sagen. Das macht es einfacher, als
wenn Sie jetzt alle von der Seite her auf mich ein-
reden. Es sind also sechs Leute ohne Mieterho-
hung. Das heil’t aber, dass alle anderen Mieterh6-
hungen bekommen haben.

Seit 1977 gibt es alle zwei Jahre eine Veroffentli-
chung des Mietenspiegels. Sie durfen einmal ra-
ten, wie oft es in diesen 36 Jahren zu einer Sen-
kung der Miete gekommen ist.
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(Olaf Ohlsen CDU: Keine Ratespiele mehr!)
— Sie wollen nicht raten, weil Sie es nicht wissen.

Ich sage es lhnen gern. Es hat ein einziges Mal,
1999, im Mietenspiegel eine Senkung um 0,5 Pro-
zent gegeben.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Frau
Sudmann, gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Herrn Schwieger?

Heike Sudmann DIE LINKE: — Ja, sehr gern.

Zwischenfrage von Jens-Peter Schwieger SPD:
Frau Sudmann, ich muss noch auf etwas zuriick-
kommen. Fanden Sie es nicht fair, von den
120 Leuten minus sechs Personen alle, die in Ei-
gentum wohnen, auch abzuziehen?

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend): Sehr
gern. Ich frage auch sehr gern nach, aber ich woll-
te Sie nicht kompromittieren. Wer von lhnen in Ei-
gentum lebt, der hebe bitte die Hand hoch. Das
waren aber nur vier Meldungen.

(Dietrich Wersich CDU: Fragen Sie doch
mal, wer ein Haus in der Toskana hat!)

— Die Frage kam von Herrn Schwieger, Herr Lein,
regen Sie sich nicht auf.

Ich finde die Frage deswegen spannend, weil ich
ganz unsicher bin, ob wir eigentlich selbst alle ge-
nugend Gefuhl daflr haben, wie es Mietern und
Mieterinnen geht. Wer namlich in Eigentum
lebt — Herr Wersich hat gerade so wunderbar for-
muliert, dass Eigentum ein guter Schutz gegen
Mieterh6hung sei —, der hat nicht das Problem mit
Mieterhéhungen. Und viele haben sich in Beton-
gold gefliichtet, weil sie sich sagen, dass sie dann
Schutz vor Mieterhdhungen haben.

(Olaf Ohlsen CDU: Die haben sich dafiir
krummgelegt!)

Aber ein Grofiteil der Hamburger Bevdlkerung hat
diese Fluchtmdglichkeit nicht, weil er gar nicht das
Geld dafir hat. Deswegen mussen wir dafur sor-
gen, dass die Menschen keine unertraglichen Miet-
erhdhungen bekommen.

(Beifall bei der LINKEN)

In 36 Jahren ist der Mietenspiegel ein einziges Mal
gesunken. Als er 2011 veroffentlicht wurde, hat es
innerhalb von zwei Jahren 5,8 Prozent Mieterhd-
hungen gegeben. 5,8 Prozent ist viel. Die Lebens-
haltungskosten sind aber nur um 3,7 Prozent ge-
stiegen. Also kénnen Sie feststellen, dass es ein
Missverhaltnis gibt. Ist es eigentlich vertretbar,
dass der Mietenspiegel alle zwei Jahre so erheb-
lich steigt? Ich wirde gern einmal unverdachtige

Studien zitieren. Die Haspa-Studie vom Mai 2013
sagt...

(Zuruf von der CDU: Warum ist die Haspa
unverdachtig?)

— Weil es fir Sie doch immer ganz nett ist, oder
nicht? Gut, also zu Protokoll: Die CDU findet die
Haspa nicht unverdéachtig.

Im Mai 2013 ist in der Haspa-Studie festgestellt
worden, dass 46 Prozent der Hamburger Haushal-
te mindestens die Halfte ihres Einkommens fir die
Miete ausgeben. Das ist enorm viel.

Die Bertelsmann-Studie — wahrscheinlich fiir Sie
noch unverdachtiger —, im Juli 2013 verdffentlicht,
hat festgestellt, dass Hamburg fur Familien zu teu-
er sei. Nur jede neunte Wohnung ist fir normal
verdienende Familien Gberhaupt bezahlbar. Ist das
vertretbar? Die Links-Fraktion sagt, das ist nicht
vertretbar und auch nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen ist auch nicht hinnehmbar, dass der
Mietenspiegel, wie er jetzt organisiert ist, weiterhin
so bleibt. Sie haben es alle nachlesen kénnen in
der Drucksache, die wir vom Senat offiziell bekom-
men haben zum Thema Kappungsgrenze. Dort
steht, dass 40 Prozent der Mieten, die einfliel3en,
Neuvermietungen sind. 40 Prozent Neuvermietun-
gen, und die SPD, um sie einmal aus ihrer Presse-
mitteilung zu zitieren, sagt, dass es horrende Neu-
vermietungspreise gabe. Und diese horrenden
Neuvermietungspreise pragen malgeblich den
Mietenspiegel.

Wir hatten laut Senat allein von 2009 bis 2011 eine
Steigerung von 11 Prozent bei den Neuvermietun-
gen. Darum frage ich Sie, warum Sie nicht bereit
sind, mit uns zusammen dafiir zu kampfen, dass
der Mietenspiegel die Realitat in Hamburg wider-
spiegelt, und zwar alle Mieten. Der Mietenspiegel
nimmt nur die Neuvermietungen auf und nur die
Mieten, die sich verandert haben. Ich glaube
kaum, dass es Mietveranderungen in Hamburg in
groRem Umfang gibt, die keine Erhdhung darstel-
len. Aber alle Bestandsmieten — also zum Beispiel
unsere sechs Leute hier —, deren Miete sich nicht
verandert hat, alle glnstigen Sozialwohnungsmie-
ten flieen nicht in den Mietenspiegel ein, und des-
wegen steigt der Mietenspiegel immer weiter. Wir
sagen, das muss geandert werden und wiinschen
uns, dass Sie mitmachen.

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von Dirk
Kienscherf SPD)

Dadurch kann der Anstieg etwas gebremst wer-
den. Es ware ein erster Schritt gegen den Mieten-
wahnsinn.

— Herr Kienscherf, ich habe nicht verstanden, was
Sie sagten, ich vermute einmal, dass Sie sagten,
wir kénnten das in Hamburg gar nicht entscheiden.
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(Dirk Kienscherf SPD: Nicht einen Monat vor
der Wahl!)

— Genau.

Sie sind sonst namlich auch immer dabei, sich zu
rihmen — das haben Sie gerade heute wieder ge-
macht —, wie viele Bundesratsinitiativen Sie ergrif-
fen haben. Sie sind natirlich auch nicht mide zu
sagen, dass die bésen Schwarz-Gelben nicht zu-
stimmen. Aber wenn wir das einen Monat vor der
Wahl beschlieen, dann werden der neugewahlte
Bundestag und der Bundesrat, von dem Sie glau-
ben, die Mehrheit zu haben und wo Sie endlich Ih-
re Mietenpolitik umsetzen kdénnten, daflr sorgen,
dass auch der Mietenspiegel verandert wird. Sie
kénnen es machen, wenn Sie wollen. Aber ich sag-
te vorhin schon, dass Sie in lhren Worten sehr
grof sind.

Die Sozialwohnungen stehen im BGB, und eine
Bundesratsinitiative, die das BGB verandert, wird
genau das machen, und darUber reden wir. Aber
dann sind Sie auf einmal so klein mit Hut und sa-
gen, das gehe nicht, das sei der Bundesrat. Das
verstehe ich nicht. Sie wollen es noch nicht einmal
mit uns diskutieren, das ist wirklich ein Armuts-
zeugnis. Wenn Sie etwas fir die Mieter und Miete-
rinnen in dieser Stadt tun wollen, dann unterstit-
zen Sie unseren Antrag.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat das Wort Frau
Domres.

Anja Domres SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Heute werde ich ausnahmsweise
einmal zum Thema Mietenspiegel sprechen, und
ich mdchte wiederholen, was Frau Sudmann gera-
de sagte. Wir haben vor gut zwei Jahren die glei-
che Debatte mit den gleichen Argumenten gefiihrt.
Wir kénnen es heute aber gern noch einmal tun,
denn es ist ein wichtiges Thema. Zum Thema Mie-
terschutz haben wir heute schon sehr viele Argu-
mente ausgetauscht, aber auch dazu kann ich
gern noch etwas sagen. Es wird einige Redundan-
zen geben, aber das mussen Sie jetzt einfach aus-
halten.

Frau Sudmann sagte schon, dass der Mietenspie-
gel erstmalig in den Siebzigerjahren aufgestellt
wurde, und zwar auf Wunsch und Druck der Mie-
tervereine; das bitte ich, an dieser Stelle nicht zu
vergessen. Er wird nach wie vor von einer Arbeits-
gruppe entwickelt, zu der unter anderem die
Grundeigentiimer, die Wohnungswirtschaft und na-
turlich auch die Mietervereine gehoéren. Die Fort-
schreibung des Mietenspiegels geschieht mittels
einer Stichprobe. Frau Sudmann, ich habe die Zahl
1976, nicht 1977, aber das ist auch egal.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

— Umso besser.

Er wird jedenfalls seit diesem Jahr fortgeschrieben
und ist seitdem auch im Arbeitskreis Mietenspiegel
nie infrage gestellt worden. Es stimmt, laut Mieten-
spiegel steigen die Mieten. Man muss aber sehen,
dass bis auf dieses eine Jahr, das Frau Sudmann
erwahnte, 1999, als es eine negative Mietpreisent-
wicklung gab und die Mieten nicht gestiegen sind,
die Mieten gestiegen sind, wobei sie teilweise,
wenn man sich den Verbraucherpreisindex an-
schaut, darunter geblieben sind oder dhnlich hoch
angestiegen sind.

Trotz alledem ist der Mietenspiegel in seiner jetzi-
gen Form bei Mietern, Vermietern und auch bei
Gerichten akzeptiert. Diese ganzen bekannten
Faktoren zahle ich deswegen noch einmal auf, weil
man sich sicherlich sehr gut Uberlegen sollte, ob
man diese Akzeptanz und auch gerade dieses
konsensorientierte Verfahren, das im Arbeitskreis
Mietenspiegel erfolgt, aufs Spiel setzt.

Es ist ebenfalls eine Tatsache, dass der Mieten-
spiegel nach wie vor fiir die Mieterinnen und Mieter
hilfreicher ist als das, was ihnen friiher passiert ist.
Das Gesetz halt namlich noch einige Alternativen
bereit, um auch ortsubliche Vergleichsmieten zu
haben, das wissen Sie.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das ist nicht
bestritten, Frau Domres!)

— Genau, aber trotz alledem muss man das noch
einmal darlegen, wenn man sich dartiber unterhalt,
ob man den Mietenspiegel und seine ihm zugrun-
de liegenden Faktoren andern méchte, denn ohne
den Mietenspiegel, das ist sicherlich Konsens, hat
der Vermieter ganz andere Mdglichkeiten, die Mie-
ten zu erhéhen.

Der Hamburger Mietenspiegel ist ein qualifizierter
Mietenspiegel und gibt tatsachlich die Entwicklung
der Mieten auf dem Wohnungsmarkt wieder. Das
heil3t, es flieRen, wie im Birgerlichen Gesetzbuch
vorgesehen, nur die Mieten ein, die frei vereinbart
werden kdnnen. Und das trifft auf offentlich gefor-
derte Wohnungen, die einer Mietpreisbindung un-
terliegen, eben nicht zu.

Der Mietenspiegel ist ein Instrument zur Ermittlung
der ortsiiblichen Vergleichsmiete, auch das ist un-
streitig. Sinn und Zweck ist es, dem Vermieter
einen angemessenen und marktorientierten Ertrag
zu garantieren. Deswegen gibt es Mieterh6hun-
gen, die auch im angemessenen Rahmen zugelas-
sen sind fur den Vermieter. Damit hat der Gesetz-
geber — das muss man an dieser Stelle sicherlich
auch sagen — einen Ausgleich geschaffen zu den
damals vorgesehenen Anderungskiindigungen, die
bei Mieterhdhungen ausgesprochen werden konn-
ten. Das lasst der Mietenspiegel nicht mehr zu. Der
Mietenspiegel trégt nicht zu den erheblichen Miet-
preissteigerungen bei, sondern die Ergebnisse des
Mietenspiegels sind die Folge und nicht die Ursa-
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che der kritischen Lage am Wohnungsmarkt. Ich
finde, das muss man an dieser Stelle auch einmal
sagen.

(Beifall bei der SPD und bei J6rg Hamann
CDU)

Es gibt verschiedene Faktoren, die die Mietpreis-
entwicklung dampfen. In den Mietenspiegel wer-
den ausgelaufene Sozialwohnungen mit einbezo-
gen, soweit sie eine Mietpreisanderung erfahren
haben. Durch die Ausweisung von pauschalierten
Wohnlagen werden Auswiichse in besonders
nachgefragten Lagen im Mietenspiegel auch be-
grenzt.

Mietpreisdampfend, um das an dieser Stelle auch
zu sagen und vielleicht die Debatte von vorhin in
kurzen Ziigen zu wiederholen, wirken sich natrlich
auch die durchschnittlichen Mieten der SAGA-
GWG-Wohnungen aus. Die lagen im Jahr 2012 bei
durchschnittlich 5,82 Euro. Sonst ware die Steige-
rung des letzten Mietenspiegels, die 5,8 Prozent
betrug, sicherlich noch hdéher ausgefallen.

Mietpreisdampfend wirkt sich natirlich auch — das
hat Herr Kienscherf heute schon sehr schén ge-
sagt — die zum 1. September in Kraft tretende
Deckelung der Bestandsmieten auf 15 Prozent in
drei Jahren aus. Aber der wichtigste Punkt — auch
das ist heute schon mehrfach gesagt worden, aber
man sagt doch immer, tue Gutes und rede dar-
Uber, deswegen wiederhole ich es gern noch ein-
mal — ist der Wohnungsbau. Und beim Wohnungs-
bau haben wir im Vertrag fir Hamburg sicherlich
den richtigen Weg beschritten. Wie wir heute
schon gehdrt haben, liegen wir im Jahr 2012 bei
circa 8700 Baugenehmigungen. Auch SAGA GWG
haben mit 762 Bauvorhaben und mit der Ankindi-
gung, je 1000 Wohnungen in den Folgejahren zu
bauen, dazu beigetragen, dass es eine weitere
Entzerrung durch vermehrte Neubauten gibt.

(Beifall bei der SPD)

Auch die Bundesratsinitiativen, die wir zu Para-
graf 5 Wirtschaftsstrafgesetz angestoflen haben
zum Wohnungsvermittlungsgesetz, sind heute alle
schon erwahnt und von uns eingebracht worden.
Aber so ist das, wenn man zwei Debatten zum
Mieterschutz fihrt. Wir hatten auch den Bereich
Deckelung von Mietpreisen bei Neuvermietungen
zu unserem Thema gemacht. Leider sind entspre-
chende Antrédge von uns abgelehnt worden. Man
muss aber schauen, was die Neuwahl| auf Bundes-
ebene bringt.

Frau Sudmann, Sie sagten in lhrer Presseerkla-
rung, dass wir uns beweihrauchern wirden. Ich
denke, wir beweihrauchern uns nicht, sondern wir
tun tatsachlich etwas. Fur Sie ist das sicher nicht
genug, das werden Sie gleich noch einmal sagen,
aber der SPD-Senat hat eine Menge getan, wir
werden noch eine Menge tun und unternehmen
tatsachlich etwas, um die Mieter zu schitzen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie jetzt fordern, eine Bundesratsinitiative
zur Einbeziehung von Sozialwohnungen in den
Mietenspiegel zu starten, wiirden Sie damit die Re-
prasentativitdt des Mietenspiegels gefahrden. Man
kann auch nicht Apfel mit Birnen vergleichen, denn
die Mieten flr Sozialwohnungen werden nicht
durch Marktbedingungen gebildet, sondern es han-
delt sich um subventionierte Mieten.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Gott sei Dank!)

— Gott sei Dank, aber es ist eben etwas anderes
als markttbliche Mieten.

Die freie Wohnungswirtschaft hat eben nicht die-
sen Vorteil, sondern muss zu marktiblichen Kondi-
tionen ihre Finanzierung abwickeln. Gesetzlich de-
terminierte Preise sind keine Marktpreise und
dementsprechend nicht Bestandteil des Mieten-
spiegels. Wirden diese Mieten in den Mietenspie-
gel einbezogen, wirde sich der Mietenspiegel
eben nicht mehr an der Marktentwicklung orientie-
ren. Ich habe auch deutliche Zweifel, ob eine sol-
che Neuregelung im BGB die Interessen und letzt-
lich auch die Grundrechte des Vermieters nach Ar-
tikel 14 angemessen bericksichtigen wirde. Daher
leuchtet es nicht ein, warum festgelegte Sozial-
wohnungsmieten Einfluss auf die Mieterhdhungs-
moglichkeiten im frei finanzierten Bestand haben
sollten.

Eine Einbeziehung von Sozialmieten wirde den
Mietenspiegel tatséchlich zu einem politischen
Steuerungsinstrument machen und damit seine
Akzeptanz bei Mietern, Vermietern und auch Ge-
richten aufs Spiel setzen. Daher sprechen wir uns
gegen eine Einbeziehung der Sozialmieten in den
Mietenspiegel aus.

Auch die Wirkung der Einbeziehung der unveran-
derten Bestandsmieten — ubrigens auch ein An-
trag, den wir als SPD-Fraktion auf Bundesebene
gestellt haben und wo wir iberlegt haben, ob das
wirkungsvoll sein kénnte, der aber abgelehnt wur-
de — ist zweifelhaft und wirde nicht zwangslaufig
eine mietpreisdampfende Wirkung haben.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Sie se-
hen das rote Licht, Frau Domres?

Anja Domres SPD (fortfahrend): Ich komme zum
Schluss.

Auch die Einbeziehung der unveranderten Be-
standsmieten wirde nicht unbedingt eine preis-
dampfende Wirkung entfalten, weil der Einfluss auf
die Marktwirkung unklar ist. Daher lehnen wir eine
Bundesratsinitiative in diesem Fall ab, und wir leh-
nen auch Ihren Antrag ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Herr Hamann
das Wort.

Jorg Hamann CDU:* Frau Prasidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe Frau Sudmann, ir-
gendwie schaffen Sie es immer wieder, nicht nur
Antrage ins Parlament einzubringen, die einen
stocken lassen und fast atemlos machen, sondern
Ihre Begriindungen toppen das dann immer noch.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

— Das Schlimme ist, dass Sie das auch noch gut
finden und sich dariber freuen.

Ich kann es doch einmal so machen, wie Sie das
gern mit lhren Spielchen tun, die allmahlich jeder
Ihrer Reden vorausgehen und uns vielleicht zu-
kiinftig hoffentlich erspart bleiben, und hier eine
Meinungsumfrage machen — nicht unbedingt dar-
Uber, wer es toll findet, was Sie gesagt haben,
sondern nur einmal in lhre Richtung, so, wie Sie
sie gern mdgen.

Wer ist denn der Ansicht, dass die sozialistische
Wohnungswirtschaft a la DDR besser war als das,
was wir in der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben? Das ist jetzt lhre Gelegenheit, sich hierzu zu
melden. Sind Sie der Ansicht? Nein?

Dann frage ich jetzt andersherum in lhre Richtung:
Wer ist denn der Ansicht, dass die bundesdeut-
sche Wohnungswirtschaft und unser Rechtssystem
besser sind als das, was wir in der DDR gehabt
haben, Frau Sudmann? Jetzt missen Sie sich ein-
mal committen, einmal erklaren. Sie fragen uns
standig, ob wir Eigentimer sind oder Mieter, ob wir
gern hier oder dort wohnen und ob wir gern dies
oder das zahlen. Jetzt missen Sie doch einmal et-
was sagen.

(Beifall bei der CDU — Zuruf von Heike Sud-
mann DIE LINKE)

Dann denke ich mir eben einfach, was Sie wahr-
scheinlich gesagt hatten, auch wenn es mir genau-
so wenig gefallt wie das, was Sie sonst wohl sagen
wurden.

Wenn ich ganz freundlich bin, so bezeichne ich Ih-
ren Antrag als allenfalls gut gemeint, aber nattrlich
schlecht gemacht und von den Auswirkungen her
einfach daneben. Die Kollegin von der SPD hat
schon versucht, lhnen das zu erldutern. Wir haben
vor zwei Jahren versucht, dies zu erlautern, eben-
so im Ausschuss. In gebotener Kirze mache ich
das gern noch einmal.

Mietenspiegel gut, Manipulation am Mietenspiegel
schlecht; Manipulation am Mietenspiegel geht
Uberhaupt nicht. Sie haben auch schon mitbekom-
men — das haben wir lhnen damals erzahlt —, dass
ein Mietenspiegel etwas ist, wofilr die Mieterverei-
ne in Hamburg gekampft haben. Das ist ein Erfolg
der Mietervereine, darauf sind sie noch heute stolz.

Da gibt es regelmaliige Treffen und Diskussionen
zwischen bestimmten Interessengruppen, Mieter-
vereinen und der federfiihrenden Behorde, bei de-
nen man sich auf die Modalitaten des Mietenspie-
gels verstandigt. Daran kann man nicht einfach ir-
gendwo drehen und hier und da losgeldst von |h-
ren tollen Ideen einfach das Gesetz andern.

Wenn der Mietenspiegel nicht mehr akzeptiert
wird, was passiert dann? Dann greift der Vermieter
wieder auf das zurtick, was er friiher gemacht hat.
Dann bittet er um Sachverstadndigengutachten fur
die Hohe der angemessenen, ortsiblichen Ver-
gleichsmiete. Das kostet 2000 bis 3000 Euro.
Wenn der Mieter dann sagt, das akzeptiere er nicht
und in einen Prozess geht und verliert, dann zahlt
er die Kosten. Das ist eine grof3artige Idee. Oder
der Vermieter sucht drei Vergleichswohnungen aus
seinem Bestand heraus. Was meinen Sie wohl,
was die fur Mieten haben werden? Das ist auch ei-
ne groRartige Idee.

Ihr gesamter Vorschlag zeigt eigentlich nur, dass
Sie das Thema des Mietenspiegels Uberhaupt
nicht durchdrungen haben, obwohl wir es schon et-
liche Male diskutiert haben.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Von daher kann man das bestenfalls mit politischer
Show vergleichen und Uberschreiben, aber in der
Sache hilft es Uberhaupt nicht. lhre Anmerkung,
die Mieten wirden immer nur steigen, zeigt nur,
dass Sie sich mit dem Thema Uberhaupt nicht be-
schaftigt haben. Der Mietenspiegel zeigt in diver-
sen Feldern, wie sich die Mieten jeweils ent-
wickeln. Vor gut zwei Jahren rief mich ein Freund
an, der eine Wohnung aus den Siebzigerjahren ge-
erbt und vermietet hatte. Er sagte, sie sei schon
finf Jahre vermietet, die Miete sei unverandert und
er wurde gern die Miete erh6hen. Dann habe ich in
den Mietenspiegel geschaut und gesagt, das ginge
schlecht, er sei genau im Bereich des Mittelwerts
des Mietenspiegels. Aber demnachst gabe es
einen neuen Mietenspiegel und er solle dann noch
einmal anrufen. Als der neue Mietenspiegel her-
auskam, rief er mich an und fragte, wie es jetzt
aussahe. Ich habe hineingeschaut und gesagt,
dass es jetzt noch schlechter aussahe, denn die
Durchschnittsmiete sei gesunken und er wirde in
den nachsten Jahren Uberhaupt keine Mieterho-
hung durchsetzen kénnen.

Das ist nur ein Feld, aber wir haben diverse Felder.
Wir haben die bekannte Problematik, dass die Mie-
ten insbesondere bei den Altbauten steigen.

— Die Redezeit ist vorbei, schade.
(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ist schon okay!)

Ich wirde lhnen das jetzt alles gern noch einmal
erzahlen, aber Sie werden es wohl wieder nicht ho-
ren und verstehen wollen. Sie kommen wahr-
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scheinlich ohnehin wieder mit so einem Antrag,
und dann erzahle ich es lhnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei CDU und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Herr Duge das
Wort.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Es mag ganz lustig sein, Herr
Hamann, aber leider ist das Thema ein bisschen
zu ernst, auch zu so spater Stunde.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Der Mietenspiegel und Uberhaupt die gesamte
Wohnungspolitik sind einzuordnen in ein Wirt-
schaftssystem, in dem der Staat schon aus dem
Sozialstaatsgebot heraus eine soziale Verantwor-
tung tragt. Ich denke, da sind wir uns auch einig.
Hier ist Verantwortung zu tragen, und die missen
wir auch ubernehmen, weil Wohnen ein Grundbe-
dirfnis ist, das jeder Mensch befriedigt haben
muss.

Der Mietenspiegel hat in erster Linie gerade wegen
dieses Punktes eine ganz wichtige Funktion, nam-
lich eine sozial befriedende Funktion. Deswegen
ist er auch von so grofer Bedeutung; das hat der
Bundesgerichtshof gerade in einigen Urteilen wie-
der bestatigt. Er hat diese Bedeutung sogar noch
etwas angehoben, weil er ndmlich einen gewissen
Ausgleich schafft zwischen denjenigen, die die
Wohnung bereitstellen und haufig in einer sehr viel
starkeren Position sind, je nachdem, wie die Miet-
marktlage ist, und den Mietern, die irgendwie ein
Dach Uber dem Kopf haben mussen. Hier hat der
Staat seine Verpflichtung zu erflllen und eine aus-
gleichende Funktion zu bilden.

Eine ganze Menge von Gesetzen sind deswegen
natirlich auch beschlossen worden in diesem Mie-
tenbereich. Wir befinden uns in einer Situati-
on — das wurde vorhin in der Diskussion auch
deutlich, das hat der Senat bestatigt und deswe-
gen auch die Kappungsgrenzen eingefuhrt —, in
der der Wohnungsmarkt die vorhandenen Bedurf-
nisse nicht mehr befriedigen kann. Ich habe den
Eindruck, dass dieser Mietenspiegel so, wie er bei
uns ist, zunehmend nicht mehr die befriedende
Funktion erflllt, die er in dieser Stadt haben soll.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich finde es zumindest sehr befremdlich, dass die
SPD nicht einmal bereit ist, sich Gedanken dariber
zu machen, ob dieser Mietenspiegel in Zukunft die
befriedende Funktion, die er haben soll, weiter er-
fillen kann. Ich fiirchte, dass uns das um die Oh-
ren fliegt. Der Mietenspiegel ist namlich nicht nur
eine Folge der Entwicklung, sondern er gibt auch
die Grundlage wieder, auf der dann mit seinen Be-
rechnungsmethoden die Erhéhungen durchgefihrt
werden. Wir wissen doch, dass zwei Drittel aller

Mieterhéhungen aufgrund des Mietenspiegels
durchgefiihrt werden. Das ist eine ganz wichtige
Funktion, und hier ist insbesondere zu beachten,
dass eben nur die Wohnungen in den letzten zwei
Jahren hinzugerechnet werden, bei denen Mieter-
héhungen vorgenommen wurden. Das sind Neu-
vermietungen und Mieterh6hungen bei Bestands-
mieten.

Aber etwa die Halfte der Wohnungen haben Gber-
haupt keine Mieterhéhungen. Wenn ich also ein
realistisches Bild zeichnen will, dann kann ich die-
se Wohnungen nicht vollig vernachlassigen. Hier
ist nachzujustieren, und dartber sollten wir zumin-
dest diskutieren und das nicht einfach beiseite-
schieben.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Meine Damen und Herren! Es ist eine Gerechtig-
keitsfrage, die wir nicht einfach weglassen durfen.
Herr Kienscherf, Sie hatten am 14. Mai eine Anfra-
ge Uber die Einflihrung des energetischen Mieten-
spiegels gestellt. Es waren zwei Fragen, und die
zweite Frage beinhaltete, ob der im Herbst 2013
neu erscheinende Mietenspiegel eine Differenzie-
rung nach energetischen Merkmalen enthalte. Die
Antwort lautete, dass die zustandige Behoérde die
Abbildung einer energetischen Komponente an-
strebe. Uber die konkrete Ausgestaltung wiirden
im AK Mietenspiegel konkrete Gesprache gefuhrt.
Der nachste Mietenspiegel werde im 4. Quartal
2013 erscheinen und im Ergebnis eine energeti-
sche Komponente enthalten. Das ist doch der bes-
te Anlass, dieses Thema im Ausschuss zu disku-
tieren und nicht beiseitezudriicken und die Birger
in Intransparenz lassen, was mit diesem Mieten-
spiegel eigentlich wieder zusammengestellt wird
und wie er Uberhaupt funktioniert.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Nun bekommt Herr
Dr. Duwe das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Meine Vorredner von der SPD
und der CDU haben eigentlich schon alles gesagt.
Dieser Antrag ist Nonsens, Punkt. Deshalb sollte
man gar nicht weiter dartber diskutieren.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Das Problem ist, dass wir einen Mangel an Wohn-
raum haben, und diesen Mangel an Wohnraum
kann man nicht durch Instrumente der Mangelwirt-
schaft bekdmpfen, sondern nur dadurch, dass wir
mehr Angebote schaffen, also Wohnungen bauen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Frau Sudmann hat noch
einmal das Wort.
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Heike Sudmann DIE LINKE: Wir waren sparsam,
wir haben noch Redezeit Ubrig.

Ich fange mit dem an, was man schnell abhandeln
kann. Herr Hamann ...

(J6rg Hamann CDU: Nein!)

— Wie jetzt, erst stellen Sie Fragen und dann wol-
len Sie keine Antworten horen?

Auch die rhetorischen Fragen mit den wunderba-
ren Schlagworten wie sozialistische Wohnungswirt-
schaft waren naturlich sehr schén. Es gab ganz
viele Sachen, die man in der DDR kritisieren konn-
te, sei es den Mangel an Wohnungen, die Platten-
bauten, die Art, wie gebaut wurde, aber an einem
Punkt werden Sie nicht vorbeikommen: In der DDR
war der Anteil, den sie von ihrem Einkommen fir
die Miete bezahlen mussten, minimal. Und das wa-
re eine Zukunft, die wir uns auch winschen.

(Unruhe und Zurufe aus dem Plenum)
Nachdem wir diesen Punkt abgehandelt haben ...
(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Jetzt fragen wir zunachst Frau
Sudmann, ob Sie eine Zwischenfrage von Herrn
Wersich gestattet.

Heike Sudmann DIE LINKE: Gestatte ich gerne,
wenn diese ganze Unruhe nicht von meiner Rede-
zeit abgeht. — Bitte, Herr Wersich.

Zwischenfrage von Dietrich Wersich CDU: Be-
deutet das, dass Sie es hinnehmen wirden, dass
der Wohnungsbestand so aussehen wiirde wie in
den Innenstadten der DDR, wenn er entsprechend
gunstig ware?

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend): Allem
Anschein nach haben Sie meinen ersten Worten
nicht gelauscht. Ich habe ganz klar gesagt, dass
es viel zu kritisieren gab, und habe ausschlief3lich
die Mietpreise ausgenommen.

(Zurufe von der SPD und der CDU)
Jetzt mache ich weiter mit den anderen Punkten.

Herr Hamann hat mir vorgeworfen, dass ich seine
Meinung nicht teile. Herr Hamann, Sie werden im
Ausschuss noch oft genug die Immobilienseite und
Profitorientierung vertreten kénnen; ich werde lhre
Meinung da nie teilen und darauf bin ich auch
stolz.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme noch einmal zu den beiden Punkten,
die sowohl von Frau Domres als auch von Herrn
Duwe eben genannt wurden. Sie haben beide ge-

sagt, das Beste, um die Mieten zu senken und den
Mietenspiegel etwas zu entspannen, seien Neu-
bauten. Das mussen Sie mir erklaren. Dieser Se-
nat will von jahrlich 6000 Wohnungen 4000 frei fi-
nanziert bauen, also 2000 Eigentumswohnungen,
die nicht in den Mietenspiegel einflieRen, und 2000
frei finanzierte Wohnungen. Wir wissen alle, wie
hoch diese Preise zurzeit sind. Wie das mietpreis-
dampfend wirken soll, das kénnen Sie auch nur
sich selbst erklaren.

(Beifall bei Norbert Hackbusch DIE LINKE)

Der andere Punkt, den Frau Domres genannt hat:
Wir wollen nicht am Mietenspiegel drehen. Ich bin
froh, dass in den Siebzigerjahren eine soziallibera-
le Koalition den Mut gehabt hat, Uberhaupt die
Chance flir einen Mietenspiegel zu schaffen. Ich
bin mir sicher, dass es damals die ganzen Beden-
ken gegeben hat, die es heute bei lhnen gibt: Wir
durfen nicht am bewahrten Muster drehen, wir dir-
fen nichts verandern, sonst wird nicht mehr gebaut
und es passiert dies und das nicht.

Was wir lhnen vorgeschlagen haben, ist ein ein-
deutiger Weg, wie wir diesen Mietenwahnsinn et-
was abmildern kénnen. Es nitzt uns gar nichts,
wenn Sie sagen, Sie bauen viele tolle Neubauten,
denn die treiben die Mieten auch noch einmal in
die Hohe.

(Karin Timmermann SPD: Das ist doch so
ein Quatsch! — Dietrich Wersich CDU: Der
Mietenspiegel ist ja aufgesplittet!)

Was ich ganz interessant fand, fast hatte ich es
vergessen: Wir haben zurzeit einen Durchschnitts-
preis von 7,15 Euro, das kénnen wir beim SPD-Se-
nat nachlesen. Sie bekommen keinen einzigen
Neubau, der unter 12 Euro pro Quadratmeter liegt.
Von daher geht das hoch, natirlich werden die
teurer.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Dr. Schin-
nenburg?

Heike Sudmann DIE LINKE: Ja.

Zwischenfrage von Dr. Wieland Schinnenburg
FDP: Frau Kollegin Sudmann, habe ich Sie richtig
verstanden, dass Sie dagegen sind, dass es neue,
frei finanzierte Wohnungen gibt, weil das die Mie-
tenpreise hochtreibt?

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend): Ich bin
dagegen, dass von 6000 Wohnungen 2000 frei fi-
nanziert sind. Ich bin dafilir, dass wir mindestens
50 Prozent Sozialwohnungen bauen, da kommen
wir uns naher.
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(Beifall bei der LINKEN — Andreas C. Wan-
kum CDU: Wie finanzieren Sie das?)

— Das finanzieren wir, indem wir zum Beispiel die
Steuern, was die SPD auch machen will, veran-
dern und den Reichtum, den es in diesem Land
gibt, umverteilen. Von Umverteilen halten Sie ja
nichts, das wird sich leider auch nicht andern.

Sehr erfreulich fand ich, dass Frau Domres darauf
hingewiesen hat, dass die SPD selbst im Bundes-
tag beantragt hat, die Bestandsmieten einzubezie-
hen. Ich finde es allerdings erstaunlich, dass Sie
Ihrer Fraktion dann in den Ricken fallen und sa-
gen, das sei ein zweifelhafter Antrag gewesen; das
war ein guter Antrag.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht. Dann kénnen wir zur Abstimmung
kommen.

Wer stimmt einer Uberweisung dieser Drucksache
an den Stadtentwicklungsausschuss zu? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist die Uber-
weisung abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer moéchte dem Antrag der Fraktion DIE LINKE
seine Zustimmung geben? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist der Antrag mit grof3er
Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 5, den
Drucksachen 20/8191, 20/8613, 20/8614 und
20/8615, Berichte des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/8191 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/8613 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/8614 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/8615 -]

Bericht 20/8191, hier zunachst zu Ziffer 1. Es sind
nur einstimmige Empfehlungen enthalten.

Wer méchte diesen seine Zustimmung geben? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war ein-
stimmig.

Von den Ziffern 2 und 3 hat die Birgerschaft
Kenntnis genommen.

Bericht 20/8613, auch hier Ziffer 1.

Wer moéchte der Empfehlung zur Eingabe 24/13
folgen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
war dann einstimmig.

Wer schlief3t sich der Empfehlung zur Eingabe
286/13 an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch das war einstimmig.

Wer mdéchte den Empfehlungen zu den U(brigen
Eingaben folgen? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das war einstimmig.

Von den Ziffern 2 bis 5 haben wir Kenntnis genom-
men.

Wir kommen zum Bericht 20/8614.

Wer mochte hier der Empfehlung zur Eingabe
176/13 folgen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das ist dann mehrheitlich so geschehen.

Wer schliel3t sich der Empfehlung zur Eingabe
385/13 an? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch das ist mit Mehrheit so beschlossen.

Zur Eingabe 269/13, Erdffnung eines vierten Zu-
ges fur Grundschulklassen, liegt ein Antrag der
SPD-Fraktion auf Ruckiuberweisung vor.

Wer folgt diesem Antrag? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das war dann einstimmig.

Und wer schliel3t sich den Empfehlungen zu den
Ubrigen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch das war einstimmig.

Schliel3lich zum Bericht 20/8615.

Wer folgt der Empfehlung zur Eingabe 400/13? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist einstimmig
so beschlossen.

Wer schlie3t sich der Empfehlung zu den Ubrigen
Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch das war einstimmig.

Die in der Geschaftsordnung fiir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht***
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass wir zu den unter A aufgefuhr-
ten Drucksachen Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig.

Wer schlieBt sich den Ausschussempfehlungen
unter C an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch das ist einstimmig.

*** SammelUbersicht, siehe Seite 5017 ff.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=8191&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=8613&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=8614&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=8615&dokart=drucksache
schnooch
Schreibmaschinentext
*** Sammelübersicht, siehe Seite 5017 ff.
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Wer stimmt den Verlangen auf Besprechung zu? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist auch das
einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 12, Drucksa-
che 20/8058, GrolRe Anfrage der Fraktion DIE LIN-
KE: Ausbildungsbedingungen von Medizinischen
Fachangestellten und Zahnmedizinischen Fachan-
gestellten.

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Ausbildungsbedingungen von Medizinischen
Fachangestellten (MFA) und Zahnmedizini-
schen Fachangestellten (ZFA)

— Drs 20/8058 -]

Die Fraktion DIE LINKE modchte diese Drucksache
an den Gesundheitsausschuss Uiberweisen.

Wer folgt diesem Begehren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist mit groBer Mehrheit abge-
lehnt.

Dann stelle ich fest, dass wir ohne Besprechung
Kenntnis genommen haben.

Punkt 17 der Tagesordnung, Drucksache 20/8546,
Grolte Anfrage der GRUNEN Fraktion: Genossen-
schaften im Gesundheits-, Pflege- und Sozialbe-
reich.

[GroBe Anfrage der GRUNEN Fraktion:
Genossenschaften im Gesundheits-, Pflege-
und Sozialbereich

— Drs 20/8546 -]

Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache an den
Gesundheitsausschuss iberweisen.

Wer folgt diesem Wunsch? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das Uberweisungsbegehren ist ab-
gelehnt.

Ich stelle fest, dass wir auch hier ohne Bespre-
chung Kenntnis genommen haben.

Tagesordnungspunkt 32, Drucksache 20/8728, Se-
natsmitteilung: Stellungnahme des Senats zum Er-
suchen der Blrgerschaft vom 18. April 2012 "Kon-
taktverbotsverordnung in St. Georg".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der
Birgerschaft vom 18. April 2012 "Kontaktver-
botsverordnung in St. Georg" — Drucksache
20/3881 —

— Drs 20/8728 -]

Diese Drucksache mochte die SPD-Fraktion an
den Ausschuss firr Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen. Vonseiten der CDU-Fraktion liegt ein
Uberweisungsbegehren federfiilhrend an den In-
nenausschuss und mitberatend an den Ausschuss
fur Justiz, Datenschutz und Gleichstellung vor. Die
GRUNE Fraktion beantragt die Uberweisung feder-
fihrend an den Ausschuss fir Justiz, Datenschutz
und Gleichstellung und mitberatend an den Innen-
ausschuss.

Wer stimmt zunéchst einer Uberweisung der
Drucksache federfihrend an den Innenausschuss
und mitberatend an den Ausschuss fir Justiz, Da-
tenschutz und Gleichstellung zu? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist dieses Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Wer mochte die Drucksache federfihrend an den
Ausschuss fir Justiz, Datenschutz und Gleichstel-
lung und mitberatend an den Innenausschuss
Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch dieses Uberweisungsbegehren ist abgelehnt.

Wer schlieRt sich einer Uberweisung der Drucksa-
che an den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und In-
tegration an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist dieses Uberweisungsbegehren mehrheit-
lich zustande gekommen.

Tagesordnungspunkt 34, Drucksache 20/8341,
Bulrgerschaftliches Ersuchen vom 10. Mai 2012:
Bericht des Stadtentwicklungsausschusses Uber
Méglichkeiten zur Verbesserung des gesetzlichen
Mieterschutzes unter Berucksichtigung der Auswir-
kungen auf die Wohnungswirtschaft.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 10. Mai 2012:
Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
tiber Moglichkeiten zur Verbesserung des ge-
setzlichen Mieterschutzes unter Beriicksichti-
gung der Auswirkungen auf die Wohnungswirt-
schaft — Drs. 20/3960 — (2)

— Drs 20/8341 -]

Die Fraktion DIE LINKE méchte die Drucksache an
den Stadtentwicklungsausschuss tberweisen.

Wer mécehte das auch? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir Kenntnis genommen ha-
ben.

Tagesordnungspunkt 36, Drucksache 20/8458,
Birgerschaftliches Ersuchen vom 13. Dezember
2012: "Haushaltsplan-Entwurf 2011/2012, Nach-
tragliche Genehmigung von Verpflichtungen nach
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Paragraf 37 Absatz 4 Landeshaushaltsordnung im
Zusammenhang mit der AuBeren ErschlieBung
Verkehrsinfrastruktur HafenCity und Ergéanzung
des Haushaltsplan-Entwurfes 2011/2012".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 13. Dezem-
ber 2012: "Haushaltsplan-Entwurf 2011/2012
Nachtragliche Genehmigung von Verpflichtun-
gen nach § 37 Absatz 4 Landeshaushaltsord-
nung (LHO) im Zusammenhang mit der AuBe-
ren ErschlieBung Verkehrsinfrastruktur Hafen-
City und Erganzung des Haushaltsplan-Entwur-
fes 2011/2012" — Drs. 20/6060 und 20/1215 —

— Drs 20/8458 —]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Verkehrsausschuss tberweisen.

Wer stimmt diesem Begehren zu? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir haben Kenntnis genommen.

Wir kommen zu Punkt 49, Drucksache 20/8420,
Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Innovation
und Medien: Ausbau Central Terminal Steinwerder
— Planung jetzt! und Westerweiterung des Hafens
— vorhandene Potenziale nutzen, bevor neue Ka-
pazitaten geschaffen werden!

[Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien liber die Drucksachen 20/
7398 und 20/7420:

Ausbau Central Terminal Steinwerder (CTS) —
Planung jetzt! (Antrag der CDU-Fraktion)

und

Westerweiterung des Hafens — vorhandene Po-
tenziale nutzen, bevor neue Kap_azitéiten ge-
schaffen werden! (Antrag der GRUNEN Frakti-
on)

— Drs 20/8420 -]

Wer mochte Ziffer 1 der Ausschussempfehlung
seine Zustimmung geben? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist dann mehrheitlich so be-
schlossen.

Wer schliefl3t sich Ziffer 2 der Ausschussempfeh-
lung an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch
das ist dann mit Mehrheit so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 54, Drucksache 20/8423, Be-
richt des Parlamentarischen Kontrollausschusses
gemal Paragraf 25 Absatz 7 Hamburgisches Ver-
fassungsschutzgesetz Uber die Auslbung seiner
Kontrolltatigkeit gemal Paragraf 26 desselben Ge-

setzes im Berichtszeitraum 1. Januar bis 31. De-
zember 2012.

[Bericht des Parlamentarischen Kontrollaus-
schusses gemiaR § 25 Absatz 7 Hamburgisches
Verfassungsschutzgesetz (HmbVerfSchG)

tiber die Ausiibung seiner Kontrolltatigkeit ge-
maR § 26 HmbVerfSchG (Berichtszeitraum:
1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2012)

— Drs 20/8423 -]

Hierzu ist mir mitgeteilt worden, dass aus den Rei-
hen der Fraktion DIE LINKE gemaR Paragraf 26
Absatz 6 unserer Geschaftsordnung das Wort be-
gehrt wird.

Frau Schneider, Sie haben es fir maximal funf Mi-
nuten.

Christiane Schneider DIE LINKE: Vielen Dank,
Frau Prasidentin, so lange werde ich nicht brau-
chen.

Meine Damen und Herren! Ich kann lhnen, genau-
er gesagt, der Mehrheit von lhnen, diesen Funfmi-
nutenbeitrag nicht ersparen. Die LINKE ist nicht im
PKA vertreten. Nun wird jedem, der diesen Bericht
gelesen hat, der Gibrigens gegentiber friiheren Jah-
ren deutlich verbessert ist — auch ein kleiner Erfolg,
an dem wir nicht unbeteiligt sind —, deutlich sein,
dass DIE LINKE im PKA zwar nicht physisch, aber
dennoch ganz schdn prasent ist. Das heil’t, viele
unserer Aktivitaten

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wie sollen wir
das denn jetzt verstehen? Meinst du jetzt die
Beobachtungsaktivitdten, oder was? — Hei-
terkeit im Plenum)

und einige unserer parlamentarischen Initiativen
schlagen irgendwann auch im PKA auf, aber das
ist natlrlich kein Ersatz.

Ich mochte mich an dieser Stelle ausdriicklich
beim Vorsitzenden des PKA bedanken, denn ich
habe in dem Bericht lesen kénnen, dass er sich
dafir eingesetzt hat, dass dieser Evaluationsbe-
richt im Innenausschuss und damit auch unter Be-
teiligung der LINKEN diskutiert wird. Das ist ein
kleiner Schritt voran. Dafir danke ich Ihnen aus-
dricklich. Es ist naturlich gut fir uns, dass wir an
der Debatte teilnehmen konnen und dass das nicht
vollstandig im Geheimen ist. Ich hoffe, das ist |h-
nen jetzt nicht peinlich.

Aus dem Bericht wird insgesamt deutlich, dass wir,
auch wenn wir nicht im PKA vertreten sind, als
Fraktion in dieser Blrgerschaft unsere Aufgabe der
Kontrolle auch des Landesamtes flir Verfassungs-
schutz sehr ernst nehmen.

(Dr. Till Steffen GRUNE: Das wollen wir hof-
fen! Irgendwer muss das ja tun aul3er uns!)
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Ich kann versprechen, dass wir das auch in Zu-
kunft tun und sowohl das Landesamt wie im Gefol-
ge dann auch den PKA weiterhin beschéaftigen
werden.

Das alles andert aber nichts daran, dass es fiir den
Ausschluss der Links-Fraktion aus dem PKA we-
der ein irgendwie geartetes fachliches Argument
noch ein demokratisches Argument gibt.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Till Stef-
fen und Dr. Anjes Tjarks, beide GRUNE)

Naturlich waren wir Gegner und Gegnerinnen des
Zustands, den wir 2008 angetroffen haben, weil
die Gesetzeslage so war, dass wir als LINKE nicht
in den PKA gekommen sind. Wir haben darum ge-
stritten, und man kann sich auch daruber streiten,
ob ein Gesetz geandert wird oder nicht. Was ich
aber sehr undemokratisch und in gewisser Weise
auch politisch unanstandig finde, ist, dass ein Ge-
setz so geandert wird, dass eine der Fraktionen,
die ausgeschlossen ist, hineinkommt, und die an-
dere Fraktion nicht. Damit werden wir uns auch in
Zukunft nicht abfinden, das kann ich Ihnen zusa-
gen. — Schoénen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Frau
Moller, ebenfalls fliir maximal finf Minuten.

Antje Méller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Die Begeisterung schlagt hohe
Wogen. Ich mdchte deutlich machen, dass ich die-
sen Jahresbericht des PKA inzwischen flr sehr ge-
lungen halte, dass wir als Fraktion und bundesweit
auch weiterhin fir ein Grundmandat jeder im Parla-
ment vertretenen Fraktion in den Kontrollausschus-
sen sind, und dass der mecklenburg-vorpommer-
sche Kontrollausschuss inzwischen so weit geht,
grolRe Teile seiner Sitzung 6ffentlich zu gestalten.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Das ist ein lohnenswertes Ziel, und ich glaube, die
politische Aufgabe, daran zu arbeiten, bleibt.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Wenn keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen, stelle ich fest, dass wir
Kenntnis genommen haben.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 55, Drucksa-
che 20/8447, Bericht des Haushaltsausschusses:
Haushaltsplan-Entwurf 2013/2014, Einzelplane 7
und 1.2 bis 1.8 — Mehr Tiefbauingenieurinnen und
-ingenieure in die Bezirke.

[Bericht des Haushaltsausschusses iliber die
Drucksache 20/6108:

Haushaltsplan-Entwurf 2013/2014, Einzelplan 7,
Einzelplan 1.2 - 1.8

Mehr Tiefbauingenieurinnen und -ingenieure in
die Bezirke (Antrag der GRUNEN Fraktion)

— Drs 20/8447 —]

Wer mdchte der Empfehlung des Haushaltsaus-
schusses folgen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist dann mehrheitlich so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 63, Drucksache 20/8619, Be-
richt des Ausschusses fur Soziales, Arbeit und In-
tegration: Sanktionen nach Paragraf 31 SGB Il ge-
gen Hartz-1V-Beziehende in Hamburg sofort aus-
setzen — und Uber eine Bundesratsinitiative Sank-
tionen im Zweiten Buch und Leistungseinschran-
kungen im Zwolften Buch SGB abschaffen!

[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration iiber die Drucksache 20/1401:
Sanktionen nach § 31 SGB Il gegen Hartz-IV-
Beziehende in Hamburg sofort aussetzen — und
liber eine Bundesratsinitiative Sanktionen im
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und Leistungs-
einschrankungen im Zwolften Buch Sozialge-
setzbuch abschaffen! (Antrag der Fraktion DIE
LINKE)

— Drs 20/8619 -]

Wer mochte sich der Ausschussempfehlung an-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das ist dann auch mehrheitlich so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 67, Drucksache 20/8695, Be-
richt des Familien-, Kinder- und Jugendausschus-
ses: "Hilfen zur Erziehung — Weiterentwicklung und
Steuerung" sowie Sozialpolitischer Rickschritt bei
der SPD: Will der Senat den Rechtsanspruch auf
individuelle Hilfen zur Erziehung abschaffen und
das Kinder- und Jugendhilferecht aushéhlen? und
Begrenzung des Ausgabenanstiegs bei den Hilfen
zur Erziehung entschlossen voranbringen sowie
Hilfen zur Erziehung — Schwerpunktsetzung und
Evaluation.

[Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schusses zum Thema:

"Hilfen zur Erziehung (HzE) — Weiterentwick-
lung und Steuerung” (Selbstbefassungsangele-
genheit)

sowie uber die Drucksachen

20/1280: Sozialpolitischer Riickschritt bei der
SPD: Will der Senat den Rechtsanspruch auf
individuelle Hilfen zur Erziehung abschaffen
und das Kinder- und Jugendhilferecht ausho6h-
len? (GroRe Anfrage der GAL-Fraktion)

und

20/1577: Begrenzung des Ausgabenanstiegs
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bei den Hilfen zur Erziehung entschlossen vor-
anbringen (Antrag der CDU-Fraktion)

sowie

20/1583: Hilfen zur Erziehung — Schwerpunkt-
setzung und Evaluation (Antrag der FDP-Frakti-
on)

— Drs 20/8695 -]

Ich stelle fest, dass die Burgerschaft von den Zif-
fern 1 und 2 der Ausschussempfehlung Kenntnis
genommen hat.

Wer moéchte den Ziffern 3.1 und 3.2 der Aus-
schussempfehlung folgen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das war einstimmig.

Wer stimmt Ziffer 3.3 der Ausschussempfehlung
zu? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
mehrheitlich beschlossen.

Die in Ziffer 3.4 erbetene Kenntnisnahme ist er-
folgt.

Wir kommen zu Ziffer 4.1 der Ausschussempfeh-
lung. Wer mdchte dieser folgen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war wieder einstimmig.

Wer méchte Ziffer 4.2 annehmen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Auch das war dann einstimmig.

Wer stimmt Ziffer 4.3 zu? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das ist dann mehrheitlich so beschlos-
sen.

Die Kenntnisnahme in Ziffer 4.4 ist erfolgt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 71 auf, Drucksache
20/8472, Antrag der GRUNEN Fraktion: Arbeit des
Kita-Landeselternausschusses starken - Ge-
schaftsstelle einrichten.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Arbeit des Kita-Landeselternausschusses star-
ken -

Geschiftsstelle einrichten

— Drs 20/8472 -]

Wer stimmt dem Antrag der GRUNEN Fraktion zu?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser
Antrag abgelehnt.

Wir kommen zunachst zu Tagesordnungspunkt 74,
Drucksache 20/8785, Antrag der SPD-Fraktion:
Sanierungsfonds Hamburg 2020: Elbe Werkstatten
— Sanierung der GroRRkiiche am Meiendorfer Miih-
lenweg.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Elbe Werk-
statten -

Sanierung der GroBkiiche am Meiendorfer Miih-
lenweg

— Drs 20/8785 -]

Wer mochte diesen Antrag annehmen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann mehr-
heitlich so beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer méchte den soeben in erster Lesung gefas-
sten Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
auch in zweiter Lesung mehrheitlich und somit
endgultig beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 75, Drucksache 20/8786: An-
trag der SPD-Fraktion: Einrichtung einer Ge-
schaftsstelle fir den Landeselternausschuss Kin-
dertagesbetreuung — Elternmitwirkung starken.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Einrichtung einer Geschiftsstelle fiir den Lan-
deselternausschuss Kindertagesbetreuung
(LEA) — Elternmitwirkung stéarken

— Drs 20/8786 -]

Hierzu ist mir mitgeteilt worden, dass aus den Rei-
hen der GRUNEN Fraktion das Wort gewiinscht
wird gemald Paragraf 26 Absatz 6 unserer Ge-
schéftsordnung.

Frau Blomeke, Sie haben das Wort.

Christiane Blomeke GRUNE:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich wirde diesen Finf-
minutenbeitrag auch lieber nicht halten,

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der SPD)

aber das hatte vorausgesetzt, dass die SPD etwas
anders gehandelt hatte. Wettbewerb in der Politik
ist in Ordnung. Es geht um Wettbewerb, wer die
besten Ideen und die besten Lésungen hat, das ist
voll in Ordnung, aber irgendwann wird es peinlich.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Peinlich wird es, wenn man den Wettbewerb so
verzerrt, dass man nur noch abschreibt.

Wer klug ist und einmal auf die Daten schaut, der
sieht, dass unser Antrag zur Einrichtung dieser
Landesgeschéftsstelle am 20. Juni eingereicht
wurde und der SPD-Antrag am 30. Juli. Inhaltlich
ist das alles sehr ahnlich — ich sage gleich, wo der
Unterschied ist —, und es ist interessant, die Be-
grindung der SPD zu hdren, warum sie unseren
Antrag so beiseite wischt, ihn ablehnt und einen ei-
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genen gestellt hat. Nicht nur Frau Leonhard hat et-
was dazu gesagt, auch Herr Kienscherf flihlte sich
wohl angegriffen von unserer Pressemitteilung und
sagte:

"Wenn der Griinen-Antrag tatsachlich so ge-
nial sein soll,"

—dasister—

"dann ist doch kritisch anzumerken, dass sie
es in den letzten sechs Wochen nicht ge-
schafft haben, ihre Initiative der Offentlich-
keit vorzustellen. Mit unserem Antrag liegt
dagegen jetzt erstmals ein wirklich durch-
dachter und solide finanzierter Vorschlag auf
dem Tisch."

(Beifall bei der SPD)

Und jetzt schauen wir uns den SPD-Antrag einmal
an. Wissen Sie, was daran super peinlich ist? In
diesem SPD-Antrag kommt nicht einmal eine
Haushaltsnummer vor. Was ist denn hier solide fi-
nanziell durchdacht,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ja, das ist "pay
as you go"!)

wenn da steht: Lieber Senat, richtet eine Landes-
geschéftsstelle ein und das Geld, egal, wie teuer
es wird, das nehmt aus dem Deckungskreis 43,
Kindertagesbetreuung. Was haben Sie denn fir
ein Verstandnis von solide durchfinanziert?

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und der
LINKEN)

Diesen Antrag Uberweisen Sie nicht einmal an den
Familienausschuss, sodass wir als Ausschuss er-
fahren dirfen, wie viel Geld dafiir bereitgestellt
wird. Nein, der wird hier durchgestimmt. Der An-
trag wird nicht Uberwiesen, er wird schlichtweg ab-
gestimmt. Und das bendtigt wirklich einen Finfmi-
nutenbeitrag, denn das ist oberpeinlich.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der LIN-
KEN und bei Martina Kaesbach FDP)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen? Dann kommen wir zur Abstimmung und
stimmen den Antrag 20/8786 ab.

Wer mdéchte diesen Antrag annehmen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann mehr-
heitlich so beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 78, Drucksache 20/8789, An-
trag der CDU-Fraktion: U4 nach Wilhelmsburg und
Harburg planen.

[Antrag der CDU-Fraktion:
U4 nach Wilhelmsburg und Harburg planen
— Drs 20/8789 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/8913 ein An-
trag der FDP-Fraktion vor.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Entwicklungsperspektiven des schienengebun-
denen OPNV im Siiden Hamburgs untersuchen
— Drs 20/8913 -]

Beide Drucksachen mochte die Fraktion DIE LIN-
KE an den Verkehrsausschuss tiberweisen.

Wer méchte sich dem Uberweisungsbegehren an-
schlieen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? -
Dann ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab. Zunachst zum An-
trag der FDP-Fraktion aus Drucksache 20/8913.

Wer mdchte diesem folgen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist der FDP-Antrag abgelehnt.

Nun zum CDU-Antrag.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist auch diese Drucksache abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 79, Drucksache 20/8792, An-
trag der FDP-Fraktion: Busanbindung der HafenCi-
ty gewahrleisten.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Busanbindung der HafenCity gewahrleisten
— Drs 20/8792 -]

Die FDP-Fraktion mdchte die Drucksache gern an
den Verkehrsausschuss uUberweisen.

Wer stimmt diesem Begehren zu? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Das ist abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer mdchte dem FDP-Antrag seine Zustimmung
geben? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist dieser Antrag abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 83, Drucksache 20/8811, An-
trag der Fraktion DIE LINKE: Rechtsliicke im Mut-
terschutz umgehend schlief3en.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Rechtsliicke im Mutterschutz umgehend schlie-
Ren

— Drs 20/8811 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/8918 ein An-
trag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Reform des Mutterschutzes vorantreiben
— Drs 20/8918 —]


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=8789&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=8913&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=8792&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=8811&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=8918&dokart=drucksache
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Beide Drucksachen mdchte die Fraktion DIE LIN-
KE gern an den Gesundheitsausschuss Uberwei-
sen.

Wer schlielt sich diesem Begehren an? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das Uber-
weisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab. Zunachst zum An-
trag der Fraktion DIE LINKE, Drucksache 20/8811.

Wer mochte diesem folgen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist dann mit groRer Mehrheit ab-
gelehnt.

Nun zum SPD-Antrag.

Wer moéchte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann ein-
stimmig so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 85, Drucksa-
che 20/8813, Antrag der Fraktionen der CDU,
GRUNEN, FDP und DIE LINKE: Aktenvorlageersu-
chen zur Haasenburg GmbH.

[Antrag der Fraktionen der CDU, GRUNEN, FDP
und DIE LINKE:

Aktenvorlageersuchen zur Haasenburg GmbH
— Drs 20/8813 -]

Ich stelle fest, dass der Antrag mit dem nach Arti-
kel 30 der Hamburgischen Verfassung erforderli-
chen Quorum gestellt worden ist. Das Aktenvorla-

geersuchen ist somit wirksam zustande gekom-
men.

Wird dazu noch das Wort gewlinscht? — Nein.

Dann kommen wir zu Tagesordnungspunkt 86,
Drucksache 20/8814, Antrag der GRUNEN Frakti-
on: Aulerunterrichtliche Lernhilfen wieder auf soli-
de FiiRe stellen!

[Antrag der GRUNEN Fraktion:
AuBerunterrichtliche Lernhilfen (AUL) wieder
auf solide FiiBe stellen!

— Drs 20/8814 -]

Die Fraktion der GRUNEN méchte die Drucksache
an den Schulausschuss tberweisen.

Wer moéchte dem Uberweisungsbegehren__ folgen?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das Uberwei-
sungsbegehren ist abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer méchte sich dem Antrag der GRUNEN Frakti-
on anschlielen? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das ist dann mehrheitlich abgelehnt.

Wir sind am Ende unseres ersten Sitzungstages.
Bis morgen.

Ende: 21.56 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Heiko Hecht, Robert Heinemann, Hans-Detlef

Roock, Christoph de Vries und Mehmet Yildiz


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=8813&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=8814&dokart=drucksache
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Anlage

Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Birgerschaft am 14. und 15. August 2013

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

7 7821 | Cybersicherheit in Hamburg

8 7822 | Wertschatzung von Richtern und Staatsanwalten in Hamburg

9 7834 | Denkmaler in &ffentlicher Hand

13 | 8208 |Videoliberwachung des OPNV

25 8277 | Stellungnahme des Senats zu den Birgerschaftlichen Ersuchen
1. vom 29. September 2011 "Kleine und mittelstandische Unternehmen starken:
Die Vergabe von offentlichen Auftragen mittelstandsfreundlich gestalten und auf
die Einhaltung von Mindestléhnen und Tariftreue achten" (Drucksache 20/1587),
2. vom 13. Februar 2013 "Vergaberecht in Hamburg — Voraussetzungen zur Beibehaltung
der Wertgrenzen rechtzeitig schaffen!" (Drucksache 20/6661)

28 8440 |Bericht tber die Tatigkeit der Kreditkommission fiir das Jahr 2012

29 8443 | Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Birgerschaft vom 10. Mai 2012 "Keine
Amnestie flur Steuerflucht — Steuerabkommen mit der Schweiz ablehnen" (Drucksache
20/1819)

37 8474 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 14. Juni 2012:
"Menschen mit Behinderungen bei der Planung 6ffentlicher Freirdume besser berticksichti-
gen!" — Drs. 20/4149

38 8675 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 13. Dezember 2012:
"Haushaltsplan-Entwurf 2013/2014 — Einzelplan 8.1
Hamburg sicherer machen" — Drs. 20/6144 (Neufassung), Ziffer 7

39 8688 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 16. Mai 2013:
"Keine Privatisierung des Hamburger DOMs" — Drs. 20/7753

40 8740 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 24. November 2010:
"Interessenkonflikte von Senatsmitgliedern vermeiden — Transparenz Gber Beteiligungen an
Unternehmen herstellen" — Drs. 19/7783, 19/6248

41 8758 | Burgerschaftliche Ersuchen vom 27. Februar 2013:
"Rezeptfreie 'Pille danach™ — Drs. 20/6929 und "Pille danach — rezeptfrei zuganglich ma-
chen" — Drs. 20/7067

43 8384 | Bericht des Gesundheitsausschusses

44 8280 |Bericht des Sonderausschusses "Zum Tod des Madchens Chantal"

45 8757 | Bericht des Sonderausschusses "Zum Tod des Madchens Chantal"

46 8323 |[Bericht des Sportausschusses

47 8418 |Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien

50 8470 |Bericht des Ausschusses fir Wirtschaft, Innovation und Medien

51 8650 |Bericht des Ausschusses fir Wirtschaft, Innovation und Medien
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TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

52 8421 |Bericht des Innenausschusses

53 8422 | Bericht der Kommission (G10-Kommission) zur Durchfilhrung des Gesetzes zur Beschran-
kung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Gesetz — G10) gemal § 2
Absatz 4 des Gesetzes zur Ausfihrung des Gesetzes zu
Artikel 10 Grundgesetz (G10-AusfG) uber ihre Tatigkeit im Berichtszeitraum vom
1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2012

56 8500 |Bericht des Umweltausschusses

57 8536 [Bericht des Europaausschusses

58 8537 |[Bericht des Europaausschusses

59 8562 |Bericht des Verfassungs- und Bezirksausschusses

61 8745 |Bericht des Verfassungs- und Bezirksausschusses

62 8746 |Bericht des Verfassungs- und Bezirksausschusses

64 8620 |Bericht des Ausschusses flr Soziales, Arbeit und Integration

65 8621 |Bericht des Ausschusses flur Soziales, Arbeit und Integration

66 8685 |Bericht des Schulausschusses

68 8313 | Bericht des Hartefallkommission

45 8757 | Bericht des Sonderausschusses "Zum Tod des Madchens Chantal"

46 8323 | Bericht des Sportausschusses

47 8418 | Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien

50 8470 |Bericht des Ausschusses flir Wirtschaft, Innovation und Medien

51 8650 |Bericht des Ausschusses fir Wirtschaft, Innovation und Medien

52 8421 |Bericht des Innenausschusses

53 8422 | Bericht der Kommission (G10-Kommission) zur Durchfiihrung des Gesetzes zur Beschran-
kung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Gesetz — G10) gemal § 2
Absatz 4 des Gesetzes zur Ausfihrung des Gesetzes zu
Artikel 10 Grundgesetz (G10-AusfG) iber ihre Tatigkeit im Berichtszeitraum vom
1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2012

56 8500 |Bericht des Umweltausschusses

57 8536 |Bericht des Europaausschusses

58 8537 | Bericht des Europaausschusses

59 8562 |Bericht des Verfassungs- und Bezirksausschusses

61 8745 |Bericht des Verfassungs- und Bezirksausschusses

62 8746 |Bericht des Verfassungs- und Bezirksausschusses

64 8620 |Bericht des Ausschusses flur Soziales, Arbeit und Integration
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TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
65 8621 |Bericht des Ausschusses flir Soziales, Arbeit und Integration
66 8685 |Bericht des Schulausschusses
68 8313 | Bericht des Hartefallkommission

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

25. Juni 2002 tber die Bewertung und Bekampfung von Um-
gebungslarm" (EG-Umgebungslarmrichtlinie) fur den Bal-
lungsraum Hamburg — Larmaktionsplan Hamburg 2013 (Stu-
fe 2) sowie

Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der Birgerschaft
vom 18. April 2012 "Larmaktionsplanung" (Drucksache 20/
3884)

TOP | Drs- Gegenstand auf An- | Uberweisung an
Nr. trag der

11 8039 |Bebauungsplan Altona Nord 26 (Neue Mitte Altona): Fragen LINKE | Stadtentwick-
zum Planverfahren, zu Planungen der Bahn, zum Bahnlarm lungsausschuss
und zu den Gutachten

14 8227 |Flachenpolitik, Gewerbeflachenverbrauch/-recycling und ge- | GRUNE | Stadtentwick-
werbliche Nachverdichtung lungsausschuss

15 8350 | Schulentwicklungsplan berufliche Schulen nicht im Plan? SPD | Schulausschuss

18 8360 |Gesetz Uber die staatliche Anerkennung von Bachelor-Ab- SPD |Familien-, Kinder-
schlissen bei Studiengangen in den Bereichen Soziale Arbeit und Jugendaus-
und Bildung und Erziehung in der Kindheit (Anerkennungsge- schuss
setz Soziale Arbeit)

19 8400 |Entwurf eines Gesetzes zur strategischen Neuausrichtung SPD, |Haushaltsaus-
des Haushaltswesens der Freien und Hansestadt Hamburg FDP |schuss
(SNH-Gesetz — SNHG)

22 8573 |Haushaltsjahr 2013 SPD |Haushaltsaus-
Nachtragliche Genehmigung von Uber- und auerplanmafi- schuss (f.) und
gen Ausgaben in Hohe von 1.055 Tsd. Euro nach § 37 Ab- Gesundheitsaus-
satz 4 LHO schuss

24 8275 |Krankenhausinvestitionsmittel — Zwolfter Bericht — SPD | Gesundheitsaus-

schuss

26 8359 | Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Biirger- LINKE |Verkehrsaus-
schaft vom 29. September 2011 schuss
"Stellt der Bund Hamburg aufs Abstellgleis? — Verkehrspro-
jekte im Investitionsprogramm halten!" — Drucksache 20/1591

27 8361 |Personalbericht 2013 SPD, |Haushaltsaus-

FDP |schuss

30 8492 | Aktionsplan Anpassung an den Klimawandel SPD |Umweltausschuss

31 8617 |Umsetzung der "Richtlinie 2002/49/EG des Europaischen SPD, |Umweltausschuss
Parlaments und des Rates vom LINKE |(f.) und Verkehrs-

ausschuss
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TOP | Drs- Gegenstand auf An- | Uberweisung an
Nr. trag der
35 8358 |Blurgerschaftliche Ersuchen SPD |Haushaltsaus-
vom 16. Juni 2010 (Drs. 19/6441) und 9. Februar 2012 (Drs. schuss (f.) und
20/2881): Bericht zum Museumscontrolling sowie Kulturausschuss
vom 13. Dezember 2012 (Drs. 20/5961): Bericht zum Control-
ling der Deichtorhallen
73 8590 |Der Hamburger Hafen braucht drei einsatzfahige Léschboote SPD |Innenausschuss
76 8787 |Der Hafen braucht neue Léschboote SPD |Innenausschuss
80 8793 |Tradition unterstitzen — Vereinsheim des Hamburger und SPD, |Sportausschuss
Germania Ruder Clubs an der Alster fordern FDP
81 8794 |Unternehmensnachfolge und Migration SPD |Ausschuss fiir So-
Ziales, Arbeit und
Integration
C. Einvernehmliche Ausschussempfehlungen
TOP | Drs- Ausschuss Gegenstand
Nr.
42 8274 | Gesundheitsausschuss Gendermedizin — Gesundheitspolitik I&sst sich mit dem Ge-
schlechterblick besser gestalten
48 8419 | Ausschuss fur Wirtschaft, |Blue Port — Ein Lichtfestival fur Hamburg erhalten
Innovation und Medien
60 8744 |Verfassungs- und Bezirks- | Hamburg lernt seine Abgeordneten besser kennen

ausschuss

D. Einvernehmliche Verlangen auf Besprechung nach § 20 Abs. 2 Satz 5 GO

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
10 7935 | Hamburg — Metropole der Chancen, Clusterpolitik erfolgreich weiterentwickeln
16 8463 | Hallenzeiten und Nutzungsmaoglichkeiten fur Sportvereine in Hamburgs Sportstatten






